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Vorwort 

Diese Veröffentlichung ist ein Ergebnis der unterschiedlichen wissenschaft-
lichen Aktivitäten der Interdisziplinären Forschungsstelle Familienwissen-
schaft (IFF) an der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg. Die enge Ver-
bindung zu Oldenburg hat die Herausgeber auch veranlasst, diesen Band 
durch das Bibliotheks- und Informationssystem der Universität (BIS) dru-
cken und verlegen zu lassen. 

Die Gründung der IFF in Oldenburg – ein gemeinsames Vorhaben der Sozio-
login Rosemarie Nave-Herz und des Bildungsforschers Friedrich W. Busch – 
trug u. a. der Tatsache Rechnung, dass der „Gegenstand Familie“ von zentra-
ler Bedeutung in Forschung und Lehre ist und nur interdisziplinär angemes-
sen behandelt werden kann. Deswegen haben sich Anfang 1987 Soziologen, 
Erziehungswissenschaftler und Bildungsforscher, Psychologen, Therapeuten 
und Familienhelfer zu dieser Forschungsstelle zusammengeschlossen. Von 
ihren Mitgliedern, die entweder in den neuen Fakultäten Erziehungs- und 
Bildungswissenschaft und Human- und Gesellschaftswissenschaften forschen 
und lehren oder als NachwuchswissenschaftlerInnen in Forschungsprojekten 
beschäftigt sind, werden insbesondere zwei Aufgaben wahrgenommen. 

Das sind zum einen öffentliche Veranstaltungen, z. B. Ringvorlesungen, in 
denen Angehörige der Universität, also Kolleginnen und Kollegen sowie 
Studierende aller Fachbereiche, aber auch eine interessierte außeruniversitäre 
Öffentlichkeit mit aktuellen Fragen, Problemen sowie mit Forschungsergeb-
nissen aus den Gebieten der Familienwissenschaft bekannt gemacht und in 
denen die Vorhaben und Forschungen der IFF zur Diskussion gestellt wer-
den.  

In Spezialveranstaltungen bzw. in Kolloquien versucht die IFF zum anderen 
die Forschungen zu familienrelevanten Themen mit zu beeinflussen. Damit 
leistet sie zugleich einen Beitrag zur Nachwuchsförderung, eine Aufgabe der 
Universität, die angesichts des bevorstehenden Generationenwechsels bei 
den Hochschulehrenden wieder verstärkt an Bedeutung gewinnt. Hier profi-
tieren die Mitglieder der IFF von der inzwischen emeritierten Kollegin Rose-
marie Nave-Herz, die die Universität Oldenburg zu einem der bedeutendsten 
Schwerpunkte familienwissenschaftlicher Forschungen in Deutschland ge-
macht hat; in Kürze übrigens als Bestätigung dieser Feststellung nachzulesen 



6 

in einem Beitrag von Max Wingen, der sich u. a. auch mit der Frage ausei-
nandersetzen wird, ob nicht die Zeit gekommen sei, dass es eine eigene und 
eigenständige Wissenschaftsdisziplin Familienwissenschaft geben müsse, die 
zugleich ins qualitative Soll solcher Universitäten gehöre, die sozial- und 
erziehungswissenschaftliche Studiengänge anbieten. 

Insbesondere in den Spezialveranstaltungen bzw. Kolloquien der For-
schungsstelle kommt die interdisziplinäre Zusammensetzung der IFF zum 
Tragen. Soziologen, Pädagogen, Erziehungswissenschaftler, Psychologen, 
Bildungsforscher und Familientherapeuten suchen gemeinsam nach dem 
Selbstverständnis familienwissenschaftlicher Forschung, ihren Methoden 
und methodologischen Grundlagen.  

Wie aktuell die Debatten über das disziplinäre Selbstverständnis von Famili-
ensoziologie und/oder Familienwissenschaft (wieder) geworden sind, zeigt 
sich an einer aktuellen Auseinandersetzung um den Familienbegriff. Die 
Zeitschrift „Erwägen – Wissen – Ethik“, vormals „Ethik und Sozialwissen-
schaft“, hat im Heft 4 des Jahrgangs 2003 zu einer im Leitartikel, verfasst 
vom Dresdner Soziologen Karl Lenz, gestellten Frage „Familie – Abschied 
von einem Begriff?“ Fachleute unterschiedlicher Disziplinen gebeten, Stel-
lung zu nehmen. Ohne auf Einzelheiten der Auseinandersetzung einzugehen, 
wollen wir für das „Oldenburger Selbstverständnis“ von Familiensoziologie, 
Familienwissenschaft, Familienforschung festhalten, dass eine Auseinander-
setzung über die Stimmigkeit der Bezeichnung der Wissenschaftsdisziplin, 
die sich mit dem Gegenstandsbereich Familie in Forschung und Lehre 
befasst, wenig ergiebig ist. Aus unserer Sicht bleibt nach wie vor richtig, was 
Nave-Herz schon 1989 in diesem Kontext feststellte. Das Fehlen einer „auto-
nomen Familienwissenschaft“ sei kein Nachteil, meint sie, da die „Speziali-
sierung im Hinblick auf den Gegenstandsbereich ‚Familie‘ nicht so weit fort-
geschritten (ist), dass eine thematische Abspaltung aus den ‚Ursprungswis-
senschaften‘“ bevorsteht, dass nach wie vor die Familienforscher „in erster 
Linie ihrer jeweiligen Fachdisziplin“ verbunden sind und dass es weder ent-
sprechende Studiengänge oder gar Lehrstühle an den Universitäten gibt noch 
„Lehr- oder Einführungsbücher zur Familienwissenschaft“ auf dem Markt 
sind.  

Angesichts der angespannten finanziellen Situation an den deutschen Uni-
versitäten und Hochschulen ist nicht damit zu rechnen, dass in absehbarer 
Zeit von einer Konzentration der Hochschullehrerstellen Abstand genommen 
werden kann, auch dann wohl nicht, wenn es an einzelnen Hochschulstand-
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orten zur Einrichtung von Studiengängen kommen sollte, die eine familien-
wissenschaftliche Schwerpunktsetzung aufweisen. Der Bedeutung einer sol-
chen Schwerpunktsetzung kann wohl nur dadurch Rechnung getragen wer-
den, dass in den vorhandenen sozial- und erziehungswissenschaftlichen Stu-
diengängen – ob sie nun wie bisher mit Diplom oder Magister oder zukünftig 
mit Bachelor (BA) und Master (MA) abschließen – familienrelevante Aus-
bildungsanteile überhaupt (und dann verstärkt) eingebracht werden. Dieses 
wiederum kann erfolgreich nur unter der Voraussetzung stattfinden, dass die 
Ergebnisse familienwissenschaftlicher Forschungen auch ausbildungsrele-
vant in die Studienpläne integriert und entsprechend präsentiert werden. Dies 
ist an der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg der Fall, wo es in den 
Diplomstudiengängen Sozialwissenschaften und Pädagogik und im Magis-
terstudiengang Soziologie (als Haupt- und Nebenfach) möglich ist, Familien-
wissenschaft als Schwerpunkt bzw. als Wahlfach zu belegen. 

Wir sind auch deswegen auf diese disziplinären und hochschulpolitischen 
Sachverhalte an dieser Stelle eingegangen, weil wir deutlich machen wollen, 
um welche inhaltlichen und ausbildungsrelevanten Sachverhalte es sich u. a. 
handelt, wenn in den öffentlich ausgetragenen Auseinandersetzungen um 
Sparmaßnahmen und Personalstellenabbau immer wieder auch die Soziolo-
gie erwähnt und in Mitleidenschaft gezogen wird; welche negativen Konse-
quenzen sich mithin für sozial- und erziehungswissenschaftliche Ausbil-
dungsgänge ergeben, wenn es keine Hochschullehrerstellen gibt, die sich in 
Forschung und Lehre familienrelevanten Themen zuwenden. 

∗ 
Die Texte dieses Bandes gehen zurück auf eine Ringvorlesung, die von der 
IFF im Sommersemester 2003 unter der Rahmenthematik „Forschungen zur 
Familienwissenschaft“ durchgeführt wurde. Die Vorträge wurden ausnahms-
los von jüngeren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern gehalten. Ihre 
Überlegungen stehen im Kontext von Qualifizierungsarbeiten (Habilitation, 
Promotion) und belegen sowohl die Breite familienwissenschaftlicher Frage-
stellungen, die im Rahmen der Aktivitäten der IFF Berücksichtigung finden, 
als auch das hohe Niveau, auf dem diese Forschungen stattfinden. 

Der Beitrag von Kolja Briedis geht auf ein Forschungsprojekt zurück, das 
seinen Anstoß im Kontext von aktuellen familienwissenschaftlichen Diskus-
sionen erhielt und sich inzwischen zu einem international-vergleichenden 
Vorhaben weiter entwickelte. Im Mittelpunkt seiner Untersuchung steht die 
Frage, welche Vorstellungen von Ehe, Familie und Partnerschaft junge Men-
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schen aus unterschiedlichen nationalen und kulturellen Kontexten haben und 
welche Entwicklungsperspektiven sich daraus für Ehe und Familie ergeben. 
Ausgehend von eher normativ orientierten Fragen, ob eine Gesellschaft  
– zunächst die der Bundesrepublik Deutschland – Leitbilder für Familie 
braucht, welche ggf. derzeit existieren, welche Funktion(en) sie haben, wel-
chem Wandel sie evtl. unterworfen sind, konzentriert Briedis sich darauf, 
empirisch gesicherte Aussagen über die Familienvorstellungen von Jugendli-
chen (in Ausbildungsverhältnissen) zu gewinnen, um so Auskunft darüber zu 
erhalten, wie zukunftsfähig Familie überhaupt ist und welche Einstellung 
Heranwachsende zu Ehe, Familie und Partnerschaft präferieren. In Auswer-
tung des im Rahmen einer Pilotstudie entwickelten Erhebungsinstrumentes 
berichtet Briedis in seinem Beitrag über die Ergebnisse einer Befragung von 
130 Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II bzw. von Studierenden. 

Mareike Müller-Burhop sucht in ihrem Projekt „Elternwünsche“ in Erfah-
rung zu bringen, welche Vorstellungen junge Eltern hinsichtlich der Aus-
gestaltung ihres Lebens mit Kindern haben, um auf diesem Hintergrund dann 
Handlungsoptionen auf gesellschafts- und speziell familienpolitischer Ebene 
zu erarbeiten. Es handelt sich dabei um eine empirische Untersuchung, in 
deren Verlauf insgesamt 30 Eltern bezüglich ihrer Vorstellungen befragt 
werden, wie sie ihr Leben mit Kindern gestalten möchten, welche alltägli-
chen Probleme sich ergeben und in wie fern familienpolitische Maßnahmen 
dazu beitragen könnten, diese Probleme bewältigen zu helfen. Zentrale As-
pekte ihrer Untersuchung, von der hier erste Ergebnisse vorgestellt werden, 
beziehen sich auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, das aktuelle 
Wohnumfeld, die Entscheidung für ein Leben mit Kindern sowie auf die Be-
urteilung der gesamtgesellschaftlichen Situation in Deutschland aus der Sicht 
junger Eltern. 

Annette Hircherts Beitrag entstammt einem inzwischen abgeschlossenen 
Projekt, das modellartig „Wege der Unterstützung von Familien mit behin-
derten Kindern“ untersucht(e). Ziel ihrer Studie war es, die Situation von 
Müttern mit behinderten Kindern im Spannungsfeld zwischen Kind und 
Beruf (empirisch) zu untersuchen. Insbesondere ging sie der Frage nach, wie 
sich die Lebenssituation von Müttern behinderter Kinder aus ihrer Sicht tat-
sächlich darstellt bzw. wie sie ihre Situation erleben und bewerten und ob die 
Normalisierung der kindlichen Lebensbedingungen zu Lasten eines „norma-
len“ Lebens der Mutter geht, das einer individuell gewünschten Lebenspla-
nung folgt. 
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Die Mediation, eine aus den USA stammende Methode, wird inzwischen in 
Deutschland in der Form der Familienmediation zur Konfliktregelung in 
Trennungs- und Scheidungsfällen eingesetzt. Catrin Lange geht in ihrer 
Untersuchung der Frage nach, wie weit diese von dem professionell mit 
Trennung und Scheidung befassten Personenkreis (Anwälte, Richter, Psy-
chologen) begeistert aufgenommene Methode in der Lage ist, als Hilfsange-
bot für den Trennungs- und Scheidungsfall auch wirklich zum Einsatz zu 
kommen. Nach einem kurzen Überblick über Entstehungsgeschichte und 
wesentliche Merkmale der (Familien-)Mediation grenzt sie Mediation von 
anderen Konfliktregelungsarten ab, stellt den Ablauf einer Mediation – und 
die Rolle, die Mediatorinnen darin zukommt – dar, um vor diesem Hinter-
grund die Ursachen des bisherigen Entwicklungsverlaufs von Mediation in 
Deutschland, gestützt durch eine Befragung von Mediatorinnen und ihrer 
Klientel, einer Bewertung zu unterziehen. 

Mit Chancen und Risiken der neuen Medien und ihren Auswirkungen auf 
das Familienleben befassen sich die Beiträge von Niels Logemann und 
Michael Feldhaus. Die allgemein starke Verbreitung des Internet in relativ 
kurzer Zeit schließt auch die privaten Haushalte mit ein. Vor allem Familien 
haben Zugang zum Internet und nutzen es. Aber der Umgang mit dem 
Medium in der Familie und die damit verbundenen Vor- und Nachteile für 
die Familie orientieren sich weniger an einem standardisierten Durchschnitt, 
sie unterliegen viel mehr individuellen Rahmenbedingungen, die die Fami-
lienmitglieder selbst schaffen. Anhand von Familienfallstudien zeigt Loge-
mann diese individuellen Bedingungen auf und geht der Frage nach, welche 
Veränderungen die Anschaffung des Internetzuganges für die Familie nach 
sich zieht. 

Feldhaus erweitert die Perspektive, indem er ein ganzes Mediennetz in die 
Betrachtung einbezieht. Er nimmt nicht nur die Ausstattung familialer Haus-
halte mit alten und neuen Medien (Fernsehen, Computer, Internet und 
Handy) in den Blick, sondern auch deren Nutzung. Feldhaus fragt u. a. nach 
den Folgen der medialen Einflüsse für das familiale Zusammenleben: Bleibt 
überhaupt noch Zeit für Familie? 

Beiden Beiträgen liegen empirische Erhebungen zu Grunde, deren Anliegen 
es ist, die neue Qualität in der Bewältigung jugendspezifischer Entwick-
lungsaufgaben durch die Informations- und Kommunikationstechnologien 
„erfahrungsgestützt“ aufzuzeigen. 
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In einem familienwissenschaftlichen Grenzbereich ist der Beitrag von Birgit 
Kannenberg-Otremba „Computereinsatz in der Pflege“ angesiedelt. In vielen 
Arbeitsbereichen wird heute die Elektronische Datenverarbeitung (EDV) und 
Informationstechnik (IT) als Arbeitsmittel eingesetzt und genutzt; dies trifft 
auch für die berufliche Pflege zu, auf die vor allem durch Krankenpflege-
schulen vorbereitet wird. Kannenberg-Otremba fragt in ihrer empirisch und 
bundesweit ausgerichteten Untersuchung danach, inwieweit die Ausbil-
dungsstätten, die eine Berufsausbildung zur Krankenschwester bzw. zum 
Krankenpfleger durchführen, ihrer Klientel EDV- und IT-Kenntnisse ver-
mitteln, welche Konzepte und Materialien entsprechenden Vorhaben ggf. zu 
Grunde liegen und welche Meinungen Schulleitungen zu dieser Thematik 
vertreten. Die im Untertitel formulierte Frage, ob die Ausbildung auf den 
Computereinsatz in der Pflege angemessen vorbereitet, wird von ihr ambiva-
lent beantwortet: ja und nein. Wichtiger als diese Antwort ist jedoch die Ein-
sicht, dass es keinen Zweifel an der Notwendigkeit, die neuen Medien auch 
in der Pflege einzusetzen, gibt. 

Oldenburg/Köln, im Oktober 2003 Friedrich W. Busch/Niels Logemann 
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Kolja Briedis 

Jugend und Familie. 
Zwischenergebnisse zum Forschungsprojekt 
„Familienvorstellungen von Jugendlichen in Bildungs- 
und Ausbildungsverhältnissen“ 

1 Projektidee 

Die aktuellen Diskussionen um die Auflösung bzw. Pluralisierung des Fami-
lienbegriffs in der familiensoziologischen Forschung sind dadurch gekenn-
zeichnet, dass ein Wandel in den und vor allem eine Ausweitung der Famili-
enformen verzeichnet wird. Wenn diese Diskussionen insbesondere im Hin-
blick auf die Zukunftsfähigkeit der Familie bewertet werden sollen, muss die 
Frage nach Familienvorstellungen von Jugendlichen zum Untersuchungsge-
genstand gemacht werden, um so empirisch gesicherte Aussagen über mög-
liche Entwicklungstendenzen, zumindest aber über Präferenzen hinsichtlich 
des zukünftigen Familienverhaltens treffen zu können. 

Ausgehend von einer weiteren Frage, nämlich der, ob Familien Leitbilder 
brauchen (vgl. Busch 1999), muss zudem thematisiert werden, welchem 
Wandel diese unterworfen sind, welche Funktion(en) sie haben und welche 
Leitbilder derzeit existieren. Auch wenn diese Fragen dahingehend modifi-
ziert werden müssen, ob es gesellschaftlich notwendig ist, ein Familienleit-
bild/Familienleitbilder zu haben (vgl. Busch/Scholz 2000), muss in diesem 
Zusammenhang geklärt werden, welche Indikatoren Teil eines Familienleit-
bildes sind und ob diese Indikatoren durch gesellschaftliche Prozesse ähnli-
chen Veränderungen unterworfen sind wie der Wandel der Familienformen 
selbst. 

Um diese zwei Absichten zusammen zu bringen, wurde eine Pilotstudie ini-
tiiert, in deren Rahmen ein Erhebungsinstrument mit insgesamt 56 Fragen 
entwickelt und schließlich auch in einer Befragung von Schülerinnen und 
Schülern der Sekundarstufe II bzw. von Studierenden verwendet wurde; ins-
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gesamt nahmen 129 Personen an der Befragung teil. Die Entscheidung für 
eine quantitative Untersuchung beruhte auf der Überlegung, dass Leitbilder 
von einem großen Teil der Gesellschaft übernommen bzw. verinnerlicht wer-
den müssen, um als Orientierung gebendes und kollektives Handeln steuern-
des Element wirksam werden zu können; sie sind mit dieser Funktion also 
stets auf breite Teile der Gesellschaft angewiesen. 

2 Stand der Forschung 

Das Thema Familienvorstellungen von Jugendlichen ist in Deutschland ver-
hältnismäßig umfangreich erforscht. So gibt es zahlreiche Untersuchungen 
zu Einstellungen Jugendlicher im Hinblick auf Ehe und Familie, die bereits 
in den 1950er und 1960er Jahren durchgeführt wurden. 

In der Jugendforschung wurde der Schwerpunkt in den Arbeiten der 1970er 
Jahren auf materialistische und postmaterialistische Einstellungen (vgl. 
Inglehart 1971, 1977) gelegt. Viele Studien beschäftigten sich mit der 
Lebensorientierung Jugendlicher im Hinblick auf diese zwei Orientierungs-
muster. 

Mit der 1. Shell-Jugendstudie 1981 (vgl. Fischer 1981) und ihren Nachfol-
gern sowie der SINUS-Studie (vgl. Tippelt et al. 1984; Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit 1985) gab es erste stark rezipierte Ver-
öffentlichungen. Dieses gilt ebenso für die Studie von Allerbeck und Hoag 
„Jugend ohne Zukunft? Einstellungen, Umwelt, Lebensperspektiven“ (1986). 
Hierbei wurden rund 1.500 Jugendliche im Alter von 15 bis 19 Jahren im 
Frühjahr und Herbst 1983 schriftlich und mündlich befragt. Gegenstand die-
ser Untersuchung waren u. a. die Heiratsabsichten sowie die Einstellungen 
zur Elternschaft und zur Rollenverteilung. 

Die damaligen Ergebnisse weichen nicht in hohem Maße von den heutigen 
Forschungsergebnissen ab, allerdings zeigen sich durchaus Unterschiede im 
Zeitvergleich. 

Auch in den 1980er Jahren wiesen die weiblichen Befragten eine höhere 
Bereitschaft zur Heirat auf als die Männer (77% zu 69%), und nur jeweils 
10% sprachen sich gegen eine spätere Hochzeit aus (Allerbeck/Hoag 1986: 
93). Von diesen wiederum möchte jedoch nur gut ein Viertel (28%) später 
auch tatsächlich alleine leben (Allerbeck/Hoag 1986: 102). Es wurde auch 
deutlich, dass es einen Bias in Abhängigkeit von dem Familienstand der 
Eltern gibt – 75% der Jugendlichen mit verheirateten und zusammen leben-
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den Eltern, aber nur 60% der Jugendlichen mit geschiedenen Eltern möchten 
später einmal heiraten (Allerbeck/Hoag 1986: 101).  

Wie heute auch hatte schon damals die Elternschaft einen höheren Stellen-
wert als die Ehe: So wollten damals 86% der befragten Frauen und 78% der 
befragten Männer Kinder haben – bei rund 10% Unentschlossenen (Aller-
beck/Hoag 1986: 104). Interessanterweise sind es aber vor allem die Männer, 
die es für (sehr) wichtig halten, dass eine Frau verheiratet ist, wenn sie ein 
Kind bekommt (63% zu 40% bei den Frauen, Allerbeck/Hoag 1986: 97). 

Hinsichtlich der Rollenverteilung zeigten sich schon vor rund 20 Jahren ega-
litäre Tendenzen: Bei der Frage, wer sich um das Saubermachen im Haushalt 
kümmern soll, tendieren 55% zu der Aussage, dass beide Partner sich darum 
kümmern sollen. Genau ein Drittel sieht diese Tätigkeit eher im Aufgabenbe-
reich der Frau, und der Rest der Befragten (12%) hält das Saubermachen für 
eine Aufgabe, die nur von der Frau wahrgenommen werden sollte (Aller-
beck/Hoag 1986: 114). 

Traditionelle Orientierungen zeigen sich bei den Männern, wenn es um die 
Verteilung von Erwerbstätigkeit und Kinderbetreuung geht. Mehr als ein 
Drittel (36%) von ihnen möchte, dass die Frau ihren Beruf bei Vorhanden-
sein von Kindern ganz aufgibt (23% der Frauen stimmen hier zu) und etwa 
die Hälfte (48%) möchte, dass die Frau zwischenzeitlich aufhört und später 
wieder einsteigt (55% der Frauen stimmen hier zu). Für die beiden anderen 
Möglichkeiten, weniger arbeiten und unverändert weiter erwerbstätig sein, 
entscheiden sich deutlich weniger der befragten Jugendlichen (Allerbeck/ 
Hoag 1986: 117f.). 

In der Folgezeit entwickelte sich eine neue Richtung innerhalb der Jugend-
forschung, die insbesondere Jugendkulturen und die ökologischen Einstel-
lungen von Jugendlichen zu ergründen suchten und dabei im Rahmen groß 
angelegter Untersuchungen auch andere Lebensorientierungen (vgl. Bertram 
1987; Ferchhoff 1990 und 1993) junger Menschen erörterten (vgl. Tippelt 
et al. 1986). Schließlich wurde auch die Jugendforschung von der Frage nach 
den Auswirkungen der Individualisierung beeinflusst.  

Hans Bertram stellte dennoch fest, dass die Jugendforschung zum damaligen 
Zeitpunkt nicht in der Lage war, die Fragen der Auswirkungen des Individu-
alisierungstheorems auf die „allgemeinen Wert- und moralischen Orientie-
rungsmuster“ (Bertram 1987: 44) differenziert analysieren zu können. Dabei 
warf er die Frage auf, inwiefern gesellschaftliche Institutionen wie Ehe und 
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Familie von Jugendlichen – bedingt durch den größeren Einfluss individua-
listischer Tendenzen – in Frage gestellt würden. 

Die Antwort auf diese Frage fällt aus heutiger Sicht leichter, denn inzwi-
schen haben sich Soziologen und Psychologen, in geringerem Umfang auch 
Erziehungswissenschaftler in konzeptionell unterschiedlichen Studien mit 
Teilaspekten von Familienorientierungen und Rollenvorstellungen Jugendli-
cher beschäftigt. 

So werden die Ergebnisse der IBM-Jugendstudie von Heiliger und Kürten 
(1992) in ihrem Aufsatz „Jugend ´92: Ergebnisse der IBM-Jugendstudie“ 
aufgearbeitet. Von besonderem Interesse sind dabei die Aussagen zur Ein-
stellung von 16- bis 24-jährigen zum Thema Kinderwunsch und Heiratsab-
sichten. Sie zeigen, dass Heirat und Kinderwunsch in engem Zusammenhang 
mit Geschlecht und regionalen Unterschieden (Ost/West) stehen. 

In dieses Forschungsprojekt wurden 2.016 16- bis 24-jährige Jugendlichen in 
Ost- und Westdeutschland einbezogen. Walter Hofmann (1992) stellt die 
wesentlichen Ergebnisse in seinem Aufsatz „Annäherung an jugendliche 
Lebensformen“ zusammen. Danach liegt in Westdeutschland die Familie auf 
Rang 4 von 19 Lebensbereichen. Auf den Plätzen davor rangieren der Um-
weltschutz, das Reisen und Musik. Auf Platz fünf folgt der Sport. Im Osten 
liegt die Familie auf dem vordersten Platz der wichtigen Lebensbereiche. 
Umweltschutz, Reisen, Musik und Radio sind die nächst wichtigen Bereiche 
(Hofmann 1992: 56). 

Darüber hinaus haben auch Heiliger und Kürten (1992) weitere Ergebnisse 
der IBM-Jugendstudie zusammen gefasst. Demnach haben 84% der Jugend-
lichen feste Vorstellungen über die Lebensform, in der sie leben möchten, 
nur 10% sind vollkommen unentschlossen. Insgesamt stimmen 45% der 
Befragten für die klassische Lebensform (Ehe mit Kindern) – wobei die 
Frauen mit 53% eine deutlich höhere Zustimmung zeigen als die Männer 
(38%). Wiederum haben Kinder einen höheren Stellenwert als das Heiraten, 
denn irgendwann einmal verheiratet sein möchten 70% der Befragten, 
irgendwann einmal Kinder haben möchten sogar 75% der Befragten. Auch 
hier zeigt sich im Übrigen der geschlechtsspezifische Bias mit 82% (Frauen) 
zu 66% (Männer). 

Die Anzahl der gewünschten Kinder orientiert sich an der gesellschaftlichen 
Realität: gut drei Viertel (76%) wünschen sich ein oder zwei Kinder, 20% 
der Befragten wollen drei oder mehr Kinder. Im Hinblick auf die Erwerbs-
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tätigkeit bei Elternschaft gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Ju-
gendlichen in Ost- und Westdeutschland. So möchten 35% der ostdeutschen, 
aber nur 25% der westdeutschen Eltern weiterhin beide voll erwerbstätig 
sein (Heiliger/Kürten 1992: 99f.). 

Das Gutachten für die Enquete-Kommission „Zukünftige Bildungspolitik – 
Bildung 2000“ des 11. Deutschen Bundestages (vgl. Bertram et al. 1991) 
arbeitet noch einmal den Stellenwert von Familie und Kindern bei jungen 
Menschen (14 bis 24 Jahre) heraus und geht darüber hinaus auf die Heirats-
wünsche, die Vorstellungen zur späteren Lebensform und zur Partnerschaft 
ein. Ebenso wird die Frage nach der Arbeits- und Aufgabenteilung in den 
Lebensentwürfen Gegenstand von Abhandlungen. 

Die 13. Shell Jugendstudie (vgl. Fischer 2000) hat mit ihrer ausgeprägten 
Orientierung auf die Lebenslage von Jugendlichen in ihren Familien und auf 
deren Zukunftsplanungen im Hinblick auf Familie einen weiteren wichtigen 
Beitrag zur Klärung der Frage nach Familienorientierungen Jugendlicher ge-
liefert. Die Ergebnisse zeigen, dass in der jungen Generation auch weiterhin 
das Bedürfnis nach Familie und Geborgenheit in einer Zweierbeziehung vor-
handen ist. 

Im Bereich der Familienforschung hat vor allem das Deutsche Jugendinstitut 
in München (DJI) maßgebliche Beiträge zur Klärung des Sachverhaltes 
Jugend und Familienvorstellungen geleistet; so z. B. mit den DJI-Jugendsur-
veys 1 und 2 (vgl. Hoffmann-Lange 1995; Gille/Krüger 2000). Gille und 
Kleinert sowie Ott etwa thematisieren in dieser Veröffentlichung die Be-
deutung der Herkunfts- und der eigenen Familie/Partnerschaft für das Leben 
im Vergleich mit anderen Lebensbereichen (z. B. Arbeit und Beruf) sowie 
die derzeitige Lebenssituation mit den Teilbereichen aktuelle Wohnform, 
momentaner Familienstand und Kinderwunsch. 

Die Ergebnisse deuten an, dass die Familie als Lebensform (ob mit oder 
ohne Trauschein) mit zunehmendem Alter an Bedeutung gewinnt und durch-
aus Relevanz für die eigene Lebensplanung junger Erwachsener (insbeson-
dere der Frauen) hat (vgl. Hoffmann-Lange 1995, 49f). 

Bei der zweiten Welle des DJI-Jugendsurveys wurden insgesamt 6.919 Ju-
gendliche und junge Erwachsene im Alter von 16 bis 29 Jahren (4.426 in 
West-, 2.493 in Ostdeutschland) mittels einer mündlichen Befragung (mit 
schriftlichem Fragebogen) befragt. Die Untersuchung beinhaltete u. a. Fra-
gen zu den Lebensverhältnissen, den Wertorientierungen, den politischen 
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Orientierungen und der politischen Verhaltensbereitschaft und wurde im 
Zeitraum von September bis November 1997 durchgeführt. 

Martina Gille hat in ihrem Aufsatz „Werte, Rollenbilder und soziale Orien-
tierung“ zum zweiten DJI-Jugendsurvey einige zentrale Ergebnisse zusam-
mengefasst. Sie stellt darin die Wichtigkeit von verschiedenen Lebensberei-
chen der Jugendlichen dar (Gille 2000: 172) und stellt fest, dass diese auch 
nach Geschlecht differieren (Gille 2000: 174). 

Als ein zentrales Ergebnis ist festzuhalten, dass Beziehungen zu Freunden 
und Verwandten neben der Freizeit und Erholung den höchsten Stellenwert 
haben. Danach folgen Beruf/Arbeit und die Partnerschaft, allerdings erfahren 
auch diese Lebensbereiche eine hohe Zustimmung (für über 85% der Be-
fragten haben diese Bereiche eine hohe Bedeutung). Eine eigene Familie und 
Kinder halten knapp über 70% für einen bedeutsamen Lebensbereich. 

Bei der geschlechtsabhängigen Unterteilung zeigt sich, dass Eltern und 
Geschwister, die Schul-/Berufsausbildung, Partnerschaft, eigene Familie und 
Kinder, Kunst und Kultur und auch Religion für die Frauen in Ost- und 
Westdeutschland wichtiger ist als für die Männer. Nur den Bereich Politik 
halten sie für weniger wichtig (Gille 2000: 174). 

Ebenso ändern sich die Bedeutungen von den genannten Bereichen mit zu-
nehmenden Alter der Befragten: Partnerschaft und eigene Familie und Kin-
dern werden dann wichtiger (Gille 2000: 174). 

Die Rollenbilder der Befragten sind vor allem abhängig vom Geschlecht, 
dem Bildungsstand, dem Alter und der Lebensform/den Lebensverhältnissen 
(S.189). Grundsätzlich gilt, dass etwa ein Drittel (29% im Westen und 33% 
im Osten) der Auffassung zustimmen, dass der Mann Hauptverdiener sein 
und die Frau die Verantwortung für den Haushalt tragen sollte. Etwas stärker 
steigt die Zustimmung zur traditionellen Rollenverteilung, wenn Kinder zu 
versorgen sind (37% West, 38% Ost; Gille 2000: 182f). 

In der aktuellen Jugendforschung ist die Betrachtung der Einstellungen von 
Jugendlichen in Ost sowie der Vergleich zwischen Ost und West ein (neuer) 
Schwerpunkt. Hier ist auf die Arbeiten über die Lebensbedingungen und 
Lebensziele von Jugendlichen im Osten von Bien et al. (1994), Bertram et al. 
(1994), Bolz (1995), Sydow (1997) sowie Bertram et al. (2000) zu verwei-
sen. In deren Kontext werden auch immer wieder Fragen nach der Bedeu-
tung von Ehe, Kindern und Partnerschaften erörtert. 
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Ferner finden sich in der Literatur eigenständige Forschungen zum Rollen-
verständnis von jungen Menschen; Gille (1995) spricht beispielsweise das 
Rollenverständnis junger Erwachsener innerhalb der zukünftigen Familie an. 

Eine eher auf den Osten Deutschlands orientierte Untersuchung beschäftigt 
sich mit Familienmodellen von Kindern und Jugendlichen (vgl. Starke 
1997). Sie thematisiert in erster Linie die Vorstellungen zur Vereinbarkeit 
von Berufstätigkeit während der Familienphase oder auch die Einstellungen 
zur Verteilung von Hausarbeit und Kinderbetreuung zwischen Mann und 
Frau. 

Die Rollenveränderungen aus soziologischer Sicht und die Bereitschaft von 
Frauen, Familie und Beruf parallel zu verwirklichen, beschreibt Langer 
(1995) in ihrem Aufsatz „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“. Sie stellt 
dabei fest, dass heute vor allem junge Frauen eine Berufstätigkeit anstreben 
oder ausüben – unabhängig von der finanziellen und familiären Situation. 

Neben den bisher dargestellten Ergebnissen eher quantitativ angelegter Ar-
beiten gibt es auch qualitative Studien sowie Lebensverlaufsanalysen, die 
sich mit dem angesprochenen Sachverhalt beschäftigen (vgl. u. a. Pörnba-
cher 1999; Becker 1997).  

Auch im Bereich der frauenspezifischen Forschung gibt es Befunde über 
Einstellungen zu Partnerschaft, Ehe und Kinderwunsch. Neben der Befra-
gung von 19- bis 38-jährigen Frauen in Berlin zu ihrem Kinderwunsch (vgl. 
Sperfeld/Rauchfuß 1999) hat das Institut für Demoskopie Allensbach (1993), 
ebenfalls frauenspezifisch, untersucht, welche Einstellungen die über 4.000 
Befragten (ab 14 Jahre) im Hinblick auf Familienorientierung, Kinder-
wunsch und Erwartungen an eine Partnerschaft aufweisen.  

Darüber hinaus gibt es Forschungen zum Thema Einstellungen zu Kindern 
und zur Ehe der Bundesbevölkerung über alle Altersgruppen gestreut. Er-
gebnisse dazu präsentieren Walter Bien im DJI Familien-Survey 6 (1996), 
das Institut für Demoskopie Allensbach in seinen Jahrbüchern (vgl. Noelle-
Neumann/Köcher 1993, 1997; Roloff/Dorbritz 1999 im FFS), die ALLBUS-
Studie von 1992 (vgl. dazu z. B. Gerlach 1996) oder die Ergebnisse des 
Mannheimer Instituts für praxisorientierte Sozialforschung – IPOS – (vgl. 
dazu z. B. Helwig 1997). 

Die wesentlichen Ergebnisse seien hier nur knapp dargestellt: Laut ALLBUS 
gehört die Familie für 68% der Westdeutschen und 84% der Ostdeutschen 
unabdingbar zum Lebensglück dazu. Familie und Kinder sind für 70% der 
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Befragten „sehr wichtig“. Laut IPOS ist die Partnerschaft sowohl in Ost- als 
auch in Westdeutschland der wichtigste Lebensbereich (45% bzw. 50%), für 
22% bzw. 24% der Befragten sind dies die Kinder. Die große Mehrheit  
– nämlich 87% – halten die Ehe für eine sinnvolle Einrichtung. 

Resümiert man die bekannt gewordenen – vorwiegend von Soziologen und 
Psychologen vorgelegten – Arbeiten, dann ist allerdings festzustellen, dass 
im Hinblick auf die Familienorientierung Jugendlicher keine umfassende 
quantitative Studie vorliegt, die die Komplexität dieses Sachverhalts ausrei-
chend erfasst. Zwar gibt es eine Reihe von Einzeluntersuchungen, jedoch 
fehlen empirisch gesicherte Erkenntnisse, die dem Zusammenhang zwischen 
Wertorientierungen und umfassenden Familienorientierungen nachgehen und 
sich nicht nur auf die Frage nach dem Kinderwunsch und den Heiratsabsich-
ten beschränken. 

3 Entwicklung des Fragebogens 

Der Fragebogen wurde auf das Konzept des Familienleitbildes hin entwor-
fen. Das Ziel von Leitbildern ist es, einzelnen Menschen und der Gesell-
schaft Handlungsorientierungen zu geben und somit das Handeln von Ein-
zelnen wie auch von Gruppen zu steuern. Sie wollen Handlungssicherheit 
herstellen und sollen die Gesellschaft normativ integrieren. Sie werden ent-
wickelt von der Gesellschaft und beeinflusst durch Religion, Tradition, Sitte, 
Rechtsnorm, Erziehung, Gewohnheit und neue Herausforderungen (vgl. dazu 
Grieswelle/Weigelt 1985). 

Aus den Vorstellungen der Befragten sollen zu einem späteren Zeitpunkt ein 
Familienleitbild/Familienleitbilder in einem international-vergleichend an-
gelegten Projekt herausgearbeitet werden. Ziel wird es dann sein, vorhan-
dene Leitbilder nachzuzeichnen, sie sollen nicht selbst formuliert werden. 
Dazu sollen die spezifischen Elemente der Familienorientierungen der 
Befragten zu Kategorien der normativen Orientierung zusammengefasst wer-
den, um aussagekräftige Erkenntnisse über mögliche Familienleitbilder jun-
ger Menschen gewinnen zu können. 

Da Familienleitbilder der normative Ausdruck einer Gesellschaft sind, wel-
che Form des Zusammenlebens für besonders vorteilhaft für das individuelle 
und das kollektive Wohlergehen gehalten werden, muss ein Erhebungsinstru-
ment zu Familienvorstellungen, das dazu dienen soll, Familienleitbilder 
nachzuzeichnen, u. a. Fragen nach persönlichen Absichten und Wünschen im 
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Zusammenhang mit Familie, nach Wertehorizonten und nach Einstellungen 
zu den in der Familiensoziologie diskutierten und in der Gesellschaft vorhan-
denen Familienformen beinhalten. Darüber hinaus muss ebenso die Rollen-
verteilung und die inhaltliche Ausgestaltung des Lebens innerhalb der 
Familie thematisiert werden. 

Bei der Erstellung des Fragebogens wurden daher verschiedene Dimensio-
nen einbezogen, die als Indikatoren für ein Familienleitbild sinnvoll erschei-
nen. Dazu zählen 

• Fragen nach dem Stellenwert von Ehe und Familie im Vergleich zu ande-
ren Lebensinhalten, 

• die Frage nach der Vorstellung einer guten Ehe bzw. Partnerschaft, 
• die Zukunftspläne im Hinblick auf Eheschließung und Familiengründung 

sowie die Frage nach der Begründung der Entscheidung dafür oder dage-
gen, 

• weitere normative Orientierungen im Zusammenhang mit Ehe (wie z. B. 
die Akzeptanz anderer Lebensformen und Einstellungen zu neueren Er-
scheinungen in den Formen des Zusammenlebens), 

• die Frage nach dem Rollenverständnis, 
• Fragen nach der Bindung an die Herkunftsfamilie als eine mögliche unab-

hängige Variable. 

Konkret wurden deshalb beispielsweise Fragen nach der Bedeutung von Ehe 
und Familie für die eigene Lebensplanung, nach eventuellen Alternativen, 
nach den Rollenvorstellungen im Zusammenleben von Mann und Frau und 
nach Lebenszielen gestellt. 

4 Ergebnisse der Pilotstudie 

Der überwiegende Teil der Fragebögen wurde von Männern (59%) ausge-
füllt. Über die Hälfte der Befragten (54%) sind bis zu 20 Jahre, rund ein 
Viertel (23%) ist 21 bis 25 Jahre und 7% sind zwischen 26 und 30 Jahre alt. 
Aufgrund der Beteiligung von ganzen Schulklassen im berufsbildenden 
System ist jede/r Zehnte bereits älter als 30 Jahre. Dadurch ist auch der 
Anteil der verheirateten Personen (12%) zu erklären, der bei einer Befragung 
von Jugendlichen und jungen Erwachsen im Alter von bis zu 25 Jahren nicht 
zu erwarten ist. 84% der Befragten sind ledig, der Rest lebt von der Partne-
rin/dem Partner dauernd getrennt (3%) bzw. ist geschieden (2%). 
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Fragt man nach den persönlichen Heiratsabsichten, fällt zuerst die recht 
große Gruppe der unentschiedenen Personen auf (29%). Explizit gegen eine 
Heirat und für das Leben alleine spricht sich nur eine kleine Gruppe von 2% 
aus. Mit 39% stellen diejenigen, die später einmal heiraten wollen, die größte 
Gruppe. Die Alternative zum Trauschein (also ein unverheiratetes Zusam-
menleben mit einer Partnerin/einem Partner) streben 19% an; hinzu kommen 
noch die bereits verheirateten Befragten. 

Dass der Wunsch nach Kindern sich von den Heiratsabsichten z. T. entkop-
pelt, wird bei der Betrachtung der Frage nach dem Kinderwunsch deutlich: 
Die überwiegende Mehrheit wünscht sich eigene Kinder (85%), wobei sich 
beachtenswerte geschlechtsspezifische Unterschiede zeigen. So sind es vor 
allem die weiblichen Befragten, die den Wunsch nach Kindern äußern (93% 
zu 79% bei den männlichen Befragten). 

Sofern es um die gewünschte Kinderzahl geht, orientieren sich die Teilneh-
mer der Befragung zum überwiegenden Teil (71%) an dem gesellschaftli-
chen Ideal von zwei Kindern. Ein Kind wünschen sich 7%, drei Kinder 16% 
der befragten Personen, fünf oder mehr Kinder werden von keinem/r in 
Erwägung gezogen.  

Wenn man die Fragen nach den Heiratsabsichten und dem Kinderwunsch 
realistisch einschätzen möchte, so muss man auch nach dem Stellenwert die-
ser Lebensziele fragen. So wurde zum einen nach der Bedeutung der Famili-
engründung gefragt, zum anderen dieses Thema in den Zusammenhang mit 
anderen Lebenszielen gestellt. 

Bei der Frage nach der Bedeutung der Familiengründung für die eigene 
Lebensplanung stellt sich heraus, dass dieses Thema für die Mehrheit der 
Befragten (64%) eine insgesamt hohe bis sehr hohe Wichtigkeit besitzt. Die 
übrigen Personen messen der Familiengründung eine eher geringe (29%) 
bzw. gar keine (7%) Bedeutung bei. 

Fragt man nach wichtigen Dingen im Leben, so steht das glückliche Leben in 
einer Familie mit 27% an vierter Stelle und die eigene Familie an siebter 
Stelle (19%). Von besonders großer Bedeutung sind gute Freunde (58%), 
Selbstverwirklichung (36%) und der Wunsch, Erfüllung in der Arbeit zu fin-
den (28%); weniger bedeutsam sind dagegen, sich modisch zu kleiden (2%) 
und ein religiöses Leben zu führen (keine Nennung) auf Rang 15 und 16. 

Bei diesen Themen zeigen sich ebenfalls geschlechtsspezifische Besonder-
heiten: So haben Freunde, beruflicher Erfolg und eine hohes Einkommen für 
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die männlichen Befragten eine deutlich größere Bedeutung als für die 
Frauen. Diese messen im Gegensatz zu den Männern den Themen Selbstver-
wirklichung, Erfüllung in der Arbeit, Unabhängigkeit und Familie einen 
höheren Stellenwert bei. 

Bei den in 20 Jahren wichtigen Lebensbereichen stehen die sozialen Bezie-
hungen im Mittelpunkt des Interesses: Viele Freunde zu haben und sich mit 
den Eltern zu verstehen ist für die Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
wichtig oder besonders wichtig (91% bzw. 78%). Wiederum ist das Bedürf-
nis, eigene Kinder zu haben deutlich stärker ausgeprägt als der Wunsch zu 
heiraten (64% vs. 54%).  

Diese Ergebnisse finden ihre Entsprechung in den Einschätzungen der Ju-
gendlichen und jungen Erwachsen, dass das Glück einer Frau bzw. eines 
Mannes nicht davon abhängt, verheiratet zu sein (jeweils 89%) bzw. Kinder 
zu haben (57% für die Frauen bzw. 66% für die Männer). 

Hinsichtlich der Frage, was eine gute Ehe bzw. eine gute Partnerschaft ohne 
Trauschein kennzeichnet, ist zunächst festzustellen, dass die Bewertung bei-
der Lebensformen in weiten Teilen übereinstimmt: Das gegenseitige Verzei-
hen, Treue, Respekt bzw. Anerkennung und Toleranz sind mit jeweils min-
destens 94% der Nennungen für die Befragten in beiden Lebensformen von 
herausragender Bedeutung. Diese Einstellungen bieten die Grundlage dafür, 
dass Gemeinsamkeiten zwischen den (Ehe)Partnern weniger bedeutsam sein 
können. Dementsprechend sind die Übereinstimmung in Fragen der Kinder-
erziehung (69%), gemeinsame Interessen und Übereinstimmung in finanziel-
len Belangen (jeweils 63%) sowie gemeinsame Freunde und der gemeinsame 
Kinderwunsch (jeweils 53%) zwar nicht unwichtig, stehen jedoch einer 
respekt- und verständnisvollen Einstellung der Partnerin/dem Partner gegen-
über deutlich nach. Nahezu unwichtig sind dagegen die Übereinstimmung in 
politischen und religiösen Fragen (15% bzw. 13%) sowie der sozialen Her-
kunft (10%). Als weiterhin wichtig für eine gute Ehe bzw. eine gute Partner-
schaft haben sich eine glückliche sexuelle Beziehung (80%), die Einstellun-
gen zum Rollenverhalten (gleiche Einstellung zur Erwerbstätigkeit der Frau: 
75%, gemeinsames Organisieren des Haushaltes: 71%) sowie eine angemes-
sene materielle Situation herausgestellt (angemessenes Einkommen: 77%, 
gute Wohnverhältnisse: 74%). 

Unterschiede zwischen den beiden Lebensformen zeigen sich nur wenige: 
Die materielle Situation und die Einstellung zum Thema Kinder werden für 
das gute Gelingen einer Ehe als etwas wichtiger angesehen, gemeinsame 
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Interessen und eine glückliche sexuelle Beziehung spielen in einer nichtehe-
lichen Partnerschaft eine geringfügig wichtigere Rolle. 

Jenseits der insgesamt hohen Übereinstimmung in den Merkmalen und Vor-
aussetzungen einer guten Ehe und Partnerbeziehung ohne Trauschein zeigen 
die Männer traditionellere Orientierungen als die Frauen. 

Diese zeigen sich auch dann, wenn explizit nach der gewünschten Rollen-
verteilung gefragt wird. Dazu wurden verschiedene Modelle angeboten, zwi-
schen denen sich die Befragten entscheiden sollten. Die größte Zustimmung 
erhielt das Modell, das eine gleichmäßige Verteilung von beruflicher Ver-
pflichtung und den Aufgaben im Haushalt und der Kinderbetreuung vorsieht 
(54%). Jedoch zeigt sich schon hier, dass vor allem die Frauen dieser Rol-
lenverteilung den Vorzug geben (66% vs. 46%). Entsprechend der traditio-
nellen Orientierung sind es vor allem die Männer, die die Lebensform bevor-
zugen, in der die Frau zwar beruflich tätig ist, dort allerdings weniger bean-
sprucht ist als der Mann und sich dafür mehr um den Haushalt und die Kin-
der kümmert (30% zu 17% bei den Frauen, insgesamt 25%). Alle anderen 
Modelle (wie z. B. die traditionelle Hausfrauenehe) erhalten dagegen nur 
geringfügige Zustimmung. 

Normative Einstellungen wurden u. a. zu den Themen Einschätzung der 
Bedeutung der Ehe, Einstellungen zu nichtehelichen Lebensgemeinschaften, 
Scheidung und allein erziehende Eltern erfragt. 

Zur Bedeutung der Ehe kann festgestellt werden, dass auf der einen Seite 
zwar fast jede/r Zweite später heiraten möchte bzw. bereits verheiratet ist, 
andererseits aber jede/r Fünfte der Auffassung ist, die Ehe sei eine überholte 
Einrichtung – diese ablehnende Haltung wird von den männlichen Befragten 
häufiger genannt als von den Frauen (24% zu 17%); auch bei dieser Frage ist 
der Anteil der unentschiedenen Personen recht hoch (33%), und fast jede/r 
Zweite hält sie nicht nur heute, sondern auch in Zukunft für bedeutsam. 

Das unverheiratete Zusammenleben wird nur von einer kleinen Minderheit 
abgelehnt (2%). Für den Rest scheint sich die nichteheliche Lebensgemein-
schaft als gleichwertig und durchaus alternativ zur Ehe durchgesetzt zu 
haben, denn sie stehen dieser Lebensform entweder ausdrücklich positiv 
(46%) oder nicht ablehnend (52%) gegenüber. 

Dies zeigt sich dann auch, wenn nach der rechtlichen Gleichstellung von 
Ehepaaren und Partnern in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft gefragt 
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wird: Etwa zwei Drittel (64%) sprechen sich für eine Gleichstellung aus, 
15% sind dagegen und ein Fünftel ist unentschieden. 

Entsprechend diesen Ergebnissen wird nicht nur ein verheiratetes Paar mit 
mindestens einem Kind als Familie definiert (96%), sondern von vielen 
Befragten wird auch ein unverheiratetes Paar mit mindestens einem Kind als 
Familie angesehen (79%). Unter den Familienbegriff fallen zudem für 
jeweils gut die Hälfte der Jugendlichen und jungen Erwachsenen allein erzie-
hende Mütter bzw. Väter (58% bzw. 56%) und homosexuelle Paare mit Kin-
dern (55%). 

Dass Kinder von allein erziehenden Müttern oder Vätern gegenüber Kindern, 
die bei beiden Elternteilen leben, nicht grundsätzlich im Nachteil sind, glau-
ben nur 21% der Befragten. Mehr als die Hälfte (59%) sieht durchaus Be-
nachteiligungen für diese Kinder; etwa ein Viertel (24%) kann sich bei dieser 
Frage nicht entscheiden. 

Die Einstellungen zur Ehescheidung zeigen deutlich, dass sie nicht nur ein 
Teil der gesellschaftlichen Realität ist, sondern durchaus auch für sich selbst 
für denkbar gehalten wird; nur 3% lehnen die Ehescheidung grundsätzlich 
ab. Diese grundsätzliche Ablehnung steigt auf 20% sofern auch Kinder 
davon betroffen sind. In erster Linie werden dauerhafte Probleme, die sich 
nicht lösen lassen, und das Schwinden der Liebe der Partner zueinander als 
Scheidungsgrund akzeptiert (70% bzw. 63%). Das Auseinanderleben in einer 
Ehe halten rund 55% für einen triftigen Grund, und etwas mehr als ein 
Drittel (36%) sieht in der Untreue der Partnerin/des Partners einen Schei-
dungsgrund. Weniger akzeptiert sind dagegen Sucht bzw. Krankheit der 
Ehepartnerin/des Ehepartners (7%) oder finanzielle Gründe (1%). 

Die Beziehung zu den Eltern war ebenfalls Thema der Befragung: Insgesamt 
haben die Befragten retrospektiv den Eindruck, dass sich ihre Eltern genü-
gend Zeit für sie genommen haben. Dies gilt besonders für die Mutter (82%), 
aber auch noch – wenngleich schwächer – für den Vater (59%). Die Qualität 
der persönlichen Beziehung zu den Eltern wird ebenfalls von den meisten 
positiv beurteilt: 70% sind mit der Beziehung zur Mutter voll und ganz oder 
zumindest überwiegend zufrieden; für den Vater liegt der Wert bei 58%. 
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5 Erste einschätzende Überlegungen 

Möchte man die Ergebnisse der Pilotstudie zusammenfassen, so kann fest-
gehalten werden, dass das Bedürfnis der jungen Menschen nach Bindungen 
in Partnerschaften sehr stark ausgeprägt ist. Allerdings gibt es auch andere 
Lebensbereiche, die für die Befragten von großer Bedeutung sind. Dies gilt 
vor allem für Freundschaften, die Arbeit und das Thema Selbstverwirkli-
chung. 

Bei der konkreten Form des Zusammenlebens erweist sich die Mehrheit der 
Befragten eher als modern, offen und wenig festgelegt. Die Ehe als legali-
sierte Lebensform wird zwar von jedem/r zweiten Befragten präferiert, an-
dere Formen des Zusammenlebens haben aber ein hohes Maß an Selbstver-
ständlichkeit und Akzeptanz. In erster Linie trifft das auf das unverheiratete 
Zusammenleben zu, das sich aus Sicht der Befragten kaum von einer Part-
nerschaft mit Trauschein unterscheidet. 

Bedeutsam für die eigene Lebensplanung sind auch Kinder. Hier scheint sich 
der Kinderwunsch nach der gesellschaftlichen Realität auszurichten: Ein bis 
zwei Kinder sind die Zielvorgabe.  

Insgesamt zeigt sich eine moderne Grundorientierung über das Verhältnis 
von Mann und Frau in den Beziehungen, der die Frauen allerdings in viel 
stärkerem Maße zustimmen als die Männer dies tun. 

Stellt man diese Pilotstudie in den Kontext bereits existierender Untersu-
chungen zu Fragen der Einstellungen von Jugendlichen gegenüber Heirat 
und Familiengründung, ist festzuhalten, dass sich in den Einstellungen über 
einen längeren Zeitraum hinweg Entwicklungstendenzen erkennen lassen, 
die als Reaktion auf gesellschaftliche Veränderungen verstanden werden 
können; zumindest zeigt sich, dass mit der zunehmenden Verbreitung von 
nichtehelichen Partnerschaften, Elternschaften ohne Trauschein und allein 
erziehenden Personen die Akzeptanz dieser Lebensformen zunimmt. 

Insgesamt weisen die Ergebnisse der Pilotuntersuchung keine gravierenden 
Verzerrungen oder Schieflagen in den Antwortverteilungen auf. Ebenso zei-
gen sich im Vergleich mit Fragen, die auch in anderen Untersuchungen der 
letzten Jahre gestellt worden sind, keine nennenswerten Unterschiede in den 
Ergebnissen. Wird das Antwortverhalten der Befragten im Hinblick auf die 
Zuverlässigkeit des Fragebogens betrachtet, kann festgestellt werden, dass 
sich der Fragebogen insgesamt gesehen als gutes Untersuchungsinstrument 
erwiesen hat, das für weitere Forschungszwecke verwendet werden kann, das 
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eine Untersuchung von umfassenden Familienorientierungen Jugendlicher 
ermöglicht. 
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Mareike Müller-Burhop 

Elternwünsche – Leben mit Kindern? 
Gesellschaftliche und familienpolitische Konsequenzen 

1 Einleitung 

Elternwünsche – Leben mit Kindern? Bewusst ist der Titel als Frage formu-
liert. In unserer durch einen starken Geburtenrückgang gekennzeichneten 
Gesellschaft stellt sich in der Tat die Frage, warum sich Eltern überhaupt für 
ein Leben mit Kind(ern) entscheiden und inwiefern ihnen das Zusammensein 
mit Kindern für die eigene Lebensgestaltung von Bedeutung ist.  

Oder lässt sich das von Arlie Russell Hochschild in ihrer in den USA durch-
geführten Studie unter dem Titel „Keine Zeit“ zum Thema „Work-Life-
Balance“ konstatierte Phänomen auch auf die Bundesrepublik übertragen, 
dass für immer mehr Menschen „... die Firma zum Zuhause wird und Zu-
hause nur Arbeit wartet“ (Hochschild 2002)? Findet also eine Umwertung 
der Bereiche Erwerbstätigkeit und Familienleben statt und wird die Zeit, die 
man auf der Arbeit verbringt, als entspannender und wertvoller für die 
eigene Persönlichkeit empfunden als die Familienzeit? 

Vor zwei Jahren erschien in der Süddeutschen Zeitung ein Bericht über eine 
junge Familie und deren Lösung der Problematik der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Beide Elternteile befanden sich zum Zeitpunkt der Ge-
burt ihres zweiten Sohnes in der Ausbildung zum Facharzt und teilen sich 
nun die Erziehungszeit, indem beide Teilzeit arbeiten. Wie es in dem SZ-
Artikel vom 13. April 2001 heißt, schied die Möglichkeit, dass beide Voll-
zeit arbeiten und sich jemand anderes um die Kinder kümmert, gleich aus. 
So wird die Mutter des Kindes zitiert: „Dafür habe ich sie nicht bekommen, 
da bin ich egoistisch.“ Und auch der Vater äußert sich: „Ich nehm mir jetzt 
einfach die Zeit, um später sagen zu können – ich war dabei.“ Er wolle kein 
„Frühstücks- und Bettbringpapa werden, der seine Frau fragen muss, um zu 
erfahren, was sich im Leben seiner Kinder tut.“  
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Dieser Artikel wirft unter anderem die Frage auf, ob die derzeitige Prioritä-
tensetzung seitens der Familienpolitik mit ihrem Ausbau von Ganztags-
betreuungsplätzen für Kinder aller Altersstufen eine nicht etwas eindimensi-
onale Ausrichtung besitzt. Inwiefern ist – in Anlehnung an Marx – die Mei-
nung der Herrschenden, dass der Königsweg der Familienpolitik zuvorderst 
in einem Ausbau der Ganztagsbetreuungseinrichtungen für Kleinkinder 
bestehe, auch die herrschende Meinung?  

Unter anderem war es der genannte Artikel, der die Idee zum Forschungs-
vorhaben „Elternwünsche“ konkreter werden ließ: Welche Vorstellungen 
besitzen junge Eltern hinsichtlich ihres gemeinsamen Lebens mit Kindern? 
Wie wichtig ist ihnen gemeinsame Zeit füreinander? Welche anderen As-
pekte sind im Leben mit Kindern zentral und wie kann die Familienpolitik 
dazu beitragen, das Leben von Familien zu verbessern und Eltern dabei hel-
fen, ihre Wünsche zu realisieren? 

Im Rahmen des Forschungsprojektes „Elternwünsche“ sollen daher die 
Wünsche junger Eltern hinsichtlich der Ausgestaltung ihres Lebens mit Kin-
dern untersucht und Handlungsoptionen auf gesellschaftspolitischer Ebene 
erarbeitet werden. Es handelt sich dabei um eine empirische Untersuchung, 
in deren Verlauf insgesamt 30 Eltern bezüglich ihrer Vorstellungen befragt 
wurden, wie sie ihr Leben mit Kindern gestalten möchten, welche alltägli-
chen Probleme sich ergeben und in wie fern familienpolitische Maßnahmen 
dazu beitragen könnten, diese Probleme bewältigen zu helfen. Die zentralen 
Themenbereiche der Untersuchung stellen dabei die Frage nach der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, dem aktuellen Wohnumfeld, der Entschei-
dung für ein Leben mit Kindern sowie der Beurteilung der gesamtgesell-
schaftlichen Situation gegenüber Familien dar.  

Das Ziel der Studie besteht darin zu untersuchen, inwieweit die Wünsche der 
Eltern mit den derzeitigen familienpolitischen Maßnahmen korrelieren bezie-
hungsweise auf welchen Ebenen Verbesserungen und Veränderungen not-
wendig sind. Da es sich bei der Untersuchung nicht um eine repräsentative 
Erhebung handelt, können keine validen auf die Gesamtheit der in Deutsch-
land lebenden Eltern übertragbaren Aussagen bezüglich der quantitativen 
Verteilung bestimmter Einstellungen erwartet werden. Die Befragung dient 
vielmehr dazu, das Spektrum an Wünschen zu erfassen, das die Eltern in 
ihren Interviews auffächern.  

Ein wesentlicher Bestandteil wird schließlich die Erstellung eines Maßnah-
menkataloges sein, in dem die von den Eltern geäußerten Kritikpunkte und 
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Vorschläge zusammengefasst werden. Es soll ein ganzheitliches Programm 
entwickelt werden, das die Richtung der derzeitigen Familienpolitik beein-
flussen sollte. 

2 Gesellschaftliche Relevanz des Themas 

Es stellt sich nun die Frage, warum eine Auseinandersetzung mit den Wün-
schen junger Eltern überhaupt notwendig ist. Man könnte argumentieren, die 
Familie und somit die Entscheidung für ein Leben mit Kindern sei reine Pri-
vatsache und somit sei es Aufgabe der Eltern, die sich durch das Familien-
leben ergebenden Konsequenzen zu tragen und in eigener Initiative ihre 
Probleme zu lösen. Es sei deshalb nicht notwendig, von staatlicher Seite 
unterstützende Maßnahmen zu entwickeln und den Familien bereitzustellen.  

Bei meiner Recherche zu diesem Beitrag stieß ich im Internet beispielsweise 
auf folgende Meinung, von der ich hoffe, dass es sich dabei um eine ironi-
sche Überspitzung handelt: „Bürger, die ohne Erwerbseinkommen ohnehin 
am Tropf der Gesellschaft hängen: Mütter, Rentner, Kranke etc., sollten 
nicht ... zusätzlich begünstigt werden, zumal sie nichts zu Wachstum und 
Beschäftigung beitragen. Auf der anderen Seite werden leistungswillige und 
leistungsfähige Menschen gefördert die im Beruf oder als Privatanleger ihren 
Mann bzw. ihre Frau stehen und somit einen wichtigen Beitrag zur Steige-
rung des individuellen Einkommens leisten“ (politikforum 2002). 

Eine derartige Argumentation übersieht dabei die zentrale Bedeutung, die 
Familien in unserer Gesellschaft besitzen. In diesem Zusammenhang sei zu-
nächst auf die derzeitige demographische Entwicklung verwiesen. Seit Mitte 
der 1960er Jahre sinken die Geburtenzahlen kontinuierlich. Laut Franz-
Xaver Kaufmann reichen die rückläufigen Geburtsraten auf Dauer gesehen 
nur zu 65% zur Ersetzung der jetzigen Bevölkerungsgröße, was eine Über-
alterung der Gesellschaft zur Folge hat (vgl. Kaufmann 1995: 68; sowie 
Hettlage 1998: 135). Die Gründe für den Geburtenrückgang sind vielfältig: 
Zum einen entscheiden sich immer mehr Menschen bewusst für ein Leben 
ohne Kinder. Darüber hinaus ist ein weiterer Grund für die zunehmende Kin-
derlosigkeit darin zu sehen, dass der Kinderwunsch in der Lebensplanung 
zunächst aufgeschoben wird und später aus unterschiedlichen Gründen 
(medizinischen, biologischen, ...) nicht mehr realisiert werden kann (vgl. 
Nave-Herz 1997: 25). Neben der steigenden Anzahl Kinderloser besteht 
jedoch eine weitere Ursache für die sinkende Geburtenrate darin, dass die 
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Anzahl der gewünschten Kinder innerhalb einer Familie reduziert wird: Die 
Zahl der Familien mit nur einem Kind wächst, die der Familien mit drei oder 
mehr Kindern hingegen sinkt (vgl. BMFSFJ 2003a: 73).  

Die demographische Entwicklung ist somit nicht mit einer generell ableh-
nenden Haltung Kindern gegenüber zu erklären. Eine Studie über die Wün-
sche von Eltern könnte meiner Meinung nach dazu beitragen, eine Konzep-
tion für Familienpolitik zu entwickeln, die die Entscheidung für Kinder 
erleichtert, indem beispielsweise bessere und insbesondere an die Vorstel-
lungen der Eltern angepasste Formen der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf entwickelt werden.1  

Familien stellen einen wichtigen Bestandteil unserer Gesellschaft dar, ihre 
Wünsche und Bedürfnisse sollten daher nicht ignoriert werden. Sie überneh-
men wichtige Aufgaben, von der Reproduktion bis zur Sozialisation. Gegen-
seitige Unterstützungsleistungen in Problemsituationen gelten als kennzeich-
nend für familiale Beziehungen und leisten einen Beitrag zur emotionalen 
Stabilisierung einzelner Familienmitglieder. Die Familie ist ein Ort, an dem 
die so genannten „Daseinskompetenzen“ (BMFSFJ 1995: 28) entwickelt und 
gefördert werden können, die das Kind zu einem sozialen Umgang mit 
seinen Mitmenschen befähigen und dabei helfen, den Anforderungen, die das 
Leben an sie stellt, gerecht zu werden.2 Für die Entwicklung des Sozialver-
haltens stellt die Familie also einen wichtigen Erfahrungsraum dar.  

Die gesellschaftspolitische Bedeutung familialer Leistungen lässt sich unter 
dem Begriff der Bildung und Erhaltung des „Humanvermögens“ (Kaufmann 
1995: 73; sowie BMFSFJ 1995: 28) fassen. „Humanvermögen“ bedeutet 
dabei zweierlei: Einerseits bezieht sich das „Vermögen“ auf die Aufwendun-
gen einer Familie, die sie beispielsweise für das Aufziehen von Kindern oder 
die Pflege hilfsbedürftiger Familienmitglieder erbringt – Aufwendungen, die 
somit nicht vom Staat übernommen werden müssen. Jedoch beinhaltet der 
Begriff des „Vermögens“ nicht nur diese finanzielle Deutungsmöglichkeit, 
sondern auch die der „Fähigkeit“. Humanvermögen meint also auch ver-

                                                           
1  Hierbei sei jedoch darauf verwiesen, dass kein monokausaler Zusammenhang zwischen 

familienpolitischen Maßnahmen und der Geburtenrate einer Gesellschaft existiert, da die 
Entscheidung für Kinder vielmehr das Resultat eines komplexen Bedingungsgefüges ist. 

2  An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die Voraussetzung für diese Leistungen in 
einer Familie besteht, deren Strukturen nicht als pathologisch zu kennzeichnen sind. Patho-
logisch meint in diesem Falle unter anderem die Konfliktbewältigung innerhalb der Familie 
durch Gewalt, die Suchtproblematik, sexuellen Missbrauch etc. 
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schiedene Kompetenzen, wie beispielsweise sich „human“ seinen Mitmen-
schen gegenüber verhalten zu können, sich sozial zu verhalten. Darüber hin-
aus weisen die Autorinnen und Autoren des Fünften Familienberichts darauf 
hin, dass „Familien ... mit ihren Kindern dafür [sorgen], dass durch Nach-
wuchs die lebensnotwendige Innovation in alle Bereiche der örtlichen Wirt-
schaft, Kultur und Politik hineingetragen werden kann“ (BMFSFJ 1995: 28). 
Somit ist auch die Wirtschaft auf das durch die nachfolgende Generation 
gewährleistete Innovationspotential in hohem Maße angewiesen, da es ohne 
Innovation keinen Fortschritt gibt und die gesellschaftliche Entwicklung zum 
Stillstand kommt.  

Ein weiterer Aspekt, der im Rahmen der Bildung und Erhaltung des Human-
vermögens relevant ist und der für die Auseinandersetzung mit der derzeiti-
gen Situation von Familien und eine Verbesserung der gegenwärtigen Fami-
lienpolitik spricht, besteht in der bildungspolitischen Bedeutung der Familie. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine Stellungnahme des Wissen-
schaftlichen Beirats für Familienfragen verweisen, in der es heißt: „Die 
PISA-Studie belegt ... in Übereinstimmung mit den Befunden früherer wis-
senschaftlicher Untersuchungen, dass die grundlegenden Fähigkeiten und 
Bereitschaften für schulische Lern- und lebenslange Bildungsprozesse der 
nachwachsenden Generation in den Familien geschaffen werden. Die Fami-
lie muss daher als die grundlegende Bildungsinstitution der Kinder und 
Jugendlichen anerkannt werden. Sie ist der ursprüngliche und begleitende 
Ort der Bildung von Humanvermögen“ (Wissenschaftlicher Beirat für Fami-
lienfragen BMFSFJ 2003: 1).  

In diesem Zusammenhang wird der Familienpolitik unter anderem von Lud-
wig Liegle vorgeworfen, dass die derzeitige Fokussierung auf den Ausbau 
Familien ergänzender Betreuung zu einseitig sei und die Familien stärker als 
die öffentlichen Institutionen wie Tagesstätten, Kindergärten etc. der Förde-
rung und Unterstützung seitens der Familienpolitik bedürfen. So konstatiert 
er: „Die Bildungsprozesse, die Kinder in Familien erfahren, wirken nachhal-
tiger auf ihren Kompetenzerwerb als die Bildungsprozesse, die Kinder in 
Tageseinrichtungen erfahren“ (Liegle 2003: 3).  

Obwohl Familien also einen wichtigen Bestandteil unserer Gesellschaft dar-
stellen und die Entscheidung für Kinder für die Aufrechterhaltung der sozi-
alen Strukturen unserer Gesellschaft von großer Bedeutung sind (siehe Gene-
rationenvertrag), sehen sie sich laut Franz-Xaver Kaufmann sowie der 
Expertenkommission des Fünften Familienberichts des Bundesministeriums 
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für Familie, Senioren, Frauen und Jugend einer „strukturellen Rücksichts-
losigkeit“ (Kaufmann 1995: 169; sowie BMFSFJ 1995: 21) ausgesetzt. 
„Strukturelle Rücksichtslosigkeit“ bedeutet dabei, dass das Verhältnis der 
Gesellschaft gegenüber der Familie gekennzeichnet ist durch die Tatsache, 
dass in keiner Weise berücksichtigt wird, ob Menschen Elternverantwortung 
übernehmen und somit einen Beitrag zum Erhalt des Humanvermögens – 
und zum Erhalt der Gesellschaft überhaupt – leisten, oder ob sie diese Ver-
antwortung nicht übernehmen.  

Die Indifferenz in Bezug auf die Bedürfnisse von Familien liegt dabei in der 
bereits erwähnten Vorstellung begründet, Familie sei „Privatsache“. Darüber 
hinaus wurzelt ein weiterer Grund für diese Gleichgültigkeit in der populären 
Annahme, die schon Konrad Adenauer vertrat: „Kinder haben die Leute 
immer.“ – Aufgrund der zunehmenden bewussten Entscheidung zur Kinder-
losigkeit in unserer Gesellschaft muss dieser Annahme jedoch widerspro-
chen werden. Immer weniger Menschen sind bereit, Elternverantwortung zu 
übernehmen – sie profitieren von den Leistungen der Familien, ohne dafür 
entsprechende Gegenleistungen zu erbringen. So konstatiert Kaufmann in 
diesem Zusammenhang, dass „... der gegenwärtige Sozialstaat in der Bun-
desrepublik anstelle einer Kompensierung der strukturellen Benachteiligung 
der Familie durch die Wirtschaftsgesellschaft seinerseits parasitär von den 
Leistungen der Familie zehrt“ (Kaufmann 1996: 15). Im Fünften Familien-
bericht wird drastisch formuliert, dass die „... Bekämpfung dieser Ungleich-
heit nicht ohne Eingriffe in die Besitzstände der Kinderlosen möglich sein 
[wird]“ (BMFSFJ 1995: 32). 

Aus diesem Grund halte ich es für wichtig, den Eltern mehr Möglichkeiten 
zur Mitsprache in politischen Entscheidungen einzuräumen und ihre Belange 
stärker zu berücksichtigen. In einer demokratischen Gesellschaft sollte Poli-
tik nicht nur nach den Interessen der durch eine starke Lobby vertretenen 
Wirtschaft gestaltet werden, sondern insbesondere auch die Wünsche einer 
Gruppe berücksichtigen, die für die Existenz einer Gesellschaft elementar ist, 
deren Bedeutung und Leistungen jedoch oftmals nicht anerkannt werden: die 
Familie. 
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3 Historischer Rückblick 

Bevor ich mit der detaillierten Schilderung der Konzeption der Studie be-
ginne, möchte ich noch einen kurzen Rückblick einschieben und ausge-
wählte charakteristische Merkmale des Wandels der Familie seit dem ausge-
henden 18. Jahrhundert erläutern. Dies ist meines Erachtens notwendig, da 
verschiedene Probleme, die sich heute für die Familie ergeben, aus diesen 
Wandlungen resultieren. Ich beschränke mich bei der Darstellung auf die 
Aspekte der Herausbildung des bürgerlichen Ehe- und Familienideals sowie 
den Wandel der Einstellung zu Kindern.  

Zunächst sei darauf verwiesen, dass der Begriff „Familie“ im heutigen Sinne 
sich erst im Laufe des 18. Jahrhunderts etablierte (vgl. Böhnisch/Lenz 1997: 
14). In der so genannten „traditionellen Gesellschaft“ (Böhnisch/Lenz 1997: 
13) dominierte als Lebensform das „ganze Haus“. Die Mitglieder dieser 
sozialen Einheit waren nicht zwangsläufig durch Blutsverwandtschaft mit-
einander verbunden: die gemeinsame Arbeit stellte das Bindeglied der in 
einem Haushalt lebenden Menschen dar. Zur „Familie“ zählte somit auch das 
Gesinde. Ein weiteres charakteristisches Merkmal des Familienlebens in die-
ser Zeit bestand in der Tatsache, dass es so etwas wie „Privatleben“ in der 
Form, wie wir es heute kennen, nicht gab. Arbeitsplatz und Wohnung waren 
zwei nicht voneinander abgekoppelte Bereiche und die räumliche Strukturie-
rung der Häuser bot damals keine Gelegenheit, individuelle Bedürfnisse zu 
befriedigen. Hinsichtlich der heutigen Verhältnisse ist insbesondere erwäh-
nenswert, dass auch die Frauen in den Produktionsprozess mit einbezogen 
waren und es keine geschlechtsspezifische Trennung der Aufgabenbereiche 
gab.  

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts entstand schließlich im Bürgertum – in 
Abgrenzung zum Adel – ein neues Wertegefüge, das zum einen durch eine 
zunehmende Intimisierung und Emotionalisierung der interpersonellen Be-
ziehungen unter den Ehepartnern und schließlich auch gegenüber den Kin-
dern gekennzeichnet war, zum anderen durch die Trennung des Arbeitsbe-
reiches vom Haushalt. Diese Trennung von Arbeitswelt und Privatsphäre zog 
als Konsequenz schließlich die Herausbildung der Polarisation der Ge-
schlechtsrollencharaktere nach sich: Der Mann wurde dem Außenbereich, 
das heißt der außerhäuslichen Erwerbstätigkeit zugeordnet, während die Frau 
eine Zuschreibung auf den „Innenbereich“ erfuhr und ihre soziale Rolle auf 
die der Hausfrau und Mutter reduziert wurde. Wie Hettlage in seinem „Fami-
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lienreport“ schreibt, wurde damit „eine Situation angestoßen, deren Aus-
wirkungen heute mit vollem Gewicht spürbar sind“ (Hettlage 1998: 44).  

Nicht zuletzt aufgrund dieser Entwicklung ergibt sich für die Frauen in unse-
rer gegenwärtigen Gesellschaft die Doppelbelastung durch Beruf und Fami-
lie. Ogburn begründet diese Tatsache mit dem „cultural lag“, dem Auseinan-
derdriften zweier gesellschaftlicher Teilbereiche: Die Bildungs- und Berufs-
möglichkeiten für die Frauen sind zwar gestiegen, die internalisierten Vor-
stellungen über die polarisierten Geschlechtsrollen wirken jedoch in den 
Köpfen weiter, wie ein Zitat eines Vaters in einer von Burkart durchgeführ-
ten Studie zeigt: „Bloß ich hab eins gesagt, das hab ich ihr [seiner Frau, 
M.M.-B.] gleich von Anfang an gesagt: Wenn Kinder kommen, dann hört sie 
auf zu arbeiten und dann ist Ruh“ (Burkart 1994: 283). Von einer egalitären 
Struktur innerhalb der Familien kann in der Regel noch nicht die Rede sein, 
und die Hauptbelastung durch den Haushalt geht noch immer zu Lasten der 
Frauen. Dies wiederum könnte sich auf die aktuelle Geburtenrate unserer 
Gesellschaft auswirken: Da die Vereinbarkeit von Familie und Beruf prob-
lematisch eingestuft wird, entscheiden sich Eltern, die Kinderzahl zu redu-
zieren und somit die Belastungen zu minimieren.  

Ein zweiter Aspekt, der für den Wandel der Familie ein charakteristisches 
Moment darstellt, besteht in dem Wandel des Wertes von Kindern für ihre 
Eltern vom ökonomischen zum psychologischen Nutzen. Der Wert eines 
Kindes bestand noch in der Zeit der Industrialisierung vor allem in dessen 
ökonomischem Nutzen, den es für die Eltern besaß: Es musste zum Lebens-
unterhalt der Familie durch eigene Arbeit beitragen. Durch die zunehmende 
Emotionalisierung und Intimisierung familialer Verhältnisse im Bürgertum, 
das auch als Vorbild für die Arbeiterklasse fungierte, kam es jedoch zu 
einem Wertewandel: vom ökonomisch-utilaristischen Nutzen von Kindern 
hin zu einem psychologisch-affektiven Wert von Kindern (vgl. Nauck/Kohl-
mann 1999). Der Kindheit wird heute ein besonders hoher Stellenwert beige-
messen, was sich auch in der verbreiteten Norm der „Verantworteten Eltern-
schaft“ spiegelt. Sie besagt, Kinder nur dann „in die Welt zu setzen“, wenn 
man sich der Verantwortung, die man für dieses Leben übernimmt, auch 
gewachsen fühlt.  

Diese Entwicklung zeigt Auswirkungen auf die gegenwärtige gesellschaftli-
che Situation: Auf makrosoziologischer Ebene kann laut der VOC-Studien 
(value of children studies) davon ausgegangen werden, dass sich der Wert 
von Kindern auf die Geburtenrate einer Gesellschaft auswirkt und „weitrei-
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chende Konsequenzen für generative Entscheidungen ... hat“ (Nauck/Kohl-
mann 1999: 60). Der gestiegene psychologisch-affektive Wert, den Kinder 
für ihre Eltern heute besitzen, sei mit verantwortlich für den gegenwärtigen 
Geburtenrückgang unserer Gesellschaft, da zur Befriedigung emotionaler 
Bedürfnisse schon ein Kind ausreiche, während bei überwiegend ökonomi-
schen Werten von Kindern eine größere Kinderzahl angestrebt werde. Hinzu 
kommt, dass aus rationalen Gründen eine Entscheidung für Kinder kaum 
fallen dürfte, wenn man die gestiegenen Kosten und Belastungen, die mit der 
Gründung einer Familie einhergehen, berücksichtigt. So konstatiert Willi: 
„Materiell gesehen bringen Kinder heute nur Nachteile – sie verursachen 
Kosten und bringen nichts ein. Sozial gesehen sind Kinder eine Behinderung 
– sie erschweren einem das Finden einer Wohnung, sie binden einen oft an 
einen Partner, sie drängen einen, sich ehelich abzusichern und erschweren es 
auch heute einer Frau, eine berufliche Karriere zu machen. Kinder binden 
einen an, sie beschäftigen einen 24 Stunden am Tag. Was kann einen da ver-
anlassen, Kinder haben zu wollen?“ (Willi 1999: 21) 

Im Folgenden möchte ich nun die Konzeption der Studie erläutern, die mit 
ihrem Schwerpunkt auf den Wünschen der Eltern dazu beitragen soll, die 
historisch gewachsenen Verhältnisse, insbesondere was die Polarisation der 
Geschlechtsrollencharaktere betrifft, aufzuweichen und Lösungen zur Ver-
besserung der gesellschaftlichen Situation von Familien zu finden.  

4 Konzeption der Untersuchung 

Meine nun näher vorzustellende Studie zum Thema Elternwünsche ist in 
zwei Teilbereiche untergliedert. Der erste Teil umfasst die empirische Erhe-
bung und Auswertung von Daten bezüglich der Wünsche und Vorstellungen 
junger Eltern. In einem zweiten Teil soll schließlich ein die Ergebnisse der 
Studie berücksichtigender Maßnahmenkatalog gesellschaftspolitischer Kon-
sequenzen erstellt werden. Die zentrale Fragestellung des ersten Teiles bil-
den die folgenden Komplexe: 

Zunächst sollen die konkreten Wünsche seitens der Eltern hinsichtlich der 
Lösbarkeit von Problemen, die sich in unserer Gesellschaft für Familien 
ergeben, thematisiert werden. Zum einen geht es um die Frage nach der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Es wird ermittelt, ob die Eltern mit der 
derzeitigen Situation zufrieden sind, wie sie sich konkret die Betreuung ihrer 
Kinder vorstellen und wie viel Zeit sie mit den Kindern verbringen möchten. 
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Welche Konzepte – von der Kinderkrippe bis zur Teilzeitarbeit für beide 
Elternteile – finden unter den Eltern die größte Befürwortung?  

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage nach der Arbeitsteilung 
innerhalb der Partnerschaft und den diesbezüglichen Wünschen seitens der 
Eltern, wobei hier der Schwerpunkt auf der Fragestellung liegt, inwieweit 
das tradierte Modell der Polarisation der Geschlechterrollen noch immer das 
Zusammenleben bestimmt. Darüber hinaus stellt auch die Wohnsituation von 
Familien einen Aspekt dar, der Beachtung verdient. Die Frage nach ausrei-
chenden Grünflächen (Gärten, Parkanlagen ...) und Spielmöglichkeiten steht 
hierbei ebenso im Blickpunkt wie das Wohnumfeld, die Wohnungsgröße 
sowie die Mietkosten.  

Ein weiterer Komplex setzt sich mit der Frage nach dem Kinderwunsch aus-
einander: Warum entscheiden sich Eltern für Kinder? Insbesondere die Frage 
nach der gewünschten und der realisierten Anzahl der Kinder spielt in dieser 
Hinsicht eine gravierende Rolle. Es soll analysiert werden, ob die tatsächli-
che Anzahl der Kinder unter der gewünschten Anzahl liegt, und falls dies der 
Fall ist, welche Beweggründe für eine solche Reduktion verantwortlich zu 
machen sind. Diese Fragestellung stellt insbesondere im Hinblick auf die 
demographischen Veränderungen in unserer Gesellschaft einen wichtigen 
Aspekt dar, da die sinkende Geburtenrate nicht – wie bereits erwähnt – aus-
schließlich auf eine zunehmende Kinderlosigkeit, sondern auch auf die Be-
schränkung des Kinderwunsches auf ein bis zwei Kinder zurückzuführen ist 
(vgl. BMFSFJ 2003a: 73). 

Abschließend wird erfasst, wie Eltern sich und ihre Familie in der Gesell-
schaft wahrnehmen, ob sie die erwähnte strukturelle Rücksichtslosigkeit als 
solche empfinden und wie sie mit ihr umgehen. Die Befragten sollen ihre 
Stellung in der Gesellschaft beurteilen und Angaben darüber machen, ob und 
wenn ja, inwieweit sie sich mehr Mitspracherechte auf politischer Ebene 
erwünschten. Es geht in diesem Teil also darum, Aufschluss darüber zu 
erlangen, wie die Situation der Familien von Eltern in unserer Gesellschaft 
beurteilt wird, und wie Eltern mit eventuellen Problemen wie der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf umgehen. 

Insgesamt besteht das Ziel der Befragung darin, Aufschluss darüber zu ge-
winnen, ob und wenn ja, welche Veränderungen auf gesellschaftspolitischer 
Ebene notwendig sind, um Eltern besser zu unterstützen.  
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Auf Grundlage der Ergebnisse dieser Befragung soll im Anschluss daran ein 
Maßnahmenkatalog erstellt werden, der die Wünsche der Eltern berücksich-
tigt und Handlungsoptionen auf familienpolitischer Ebene eröffnet, die fern 
solch plakativer und populistischer Wahlversprechen wie die monatlichen 
600 € Kindergeld liegen. 

4.1 Forschungsdesign 

Das Forschungsdesign wird geleitet von folgender Prämisse: Das Ziel der 
Untersuchung besteht nicht in erster Linie in der Ermittlung der quantitativen 
Verbreitung bestimmter Einstellungsmuster, sondern vielmehr darin, die 
Breite und Vielfalt elterlicher Wünsche hinsichtlich ihres Lebens mit Kin-
dern zu eruieren. Es sollen dabei die subjektiven Vorstellungen von Eltern 
möglichst ganzheitlich erfasst werden und auch der Einfluss des sozialen 
Kontextes sowie individuell verschiedener Erfahrungen und gesellschaftli-
cher Umstände auf die jeweils verschiedenen Vorstellungen ermittelt wer-
den. Eine Repräsentativität der Studie ist somit weder angestrebt noch für die 
Bedeutung der Ergebnisse von Relevanz.3  

Methodisch habe ich mich daher für ein qualitatives Vorgehen entschieden. 
Die Basis bildet die Durchführung von insgesamt 30 Interviews unter Ver-
wendung eines teilstandardisierten Leitfadens. Kennzeichnend für diese 
Methode ist die Tatsache, dass die Interviewsituation durch einen Leitfaden 
mit Fragen in mehr oder weniger offener Form strukturiert wird. Im Gegen-
satz zu einer standardisierten Befragung hat der Interviewer noch eigene 
Entscheidungsfreiheit, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Reihenfolge er 
seine Fragen stellt. Darüber hinaus besitzt der Interviewer im Verlauf der 
Interviewsituation gewisse Freiräume, inwieweit bestimmte Aspekte einer 
Fragestellung bereits im Verlauf des Gesprächs beantwortet wurden und 
somit nicht nochmals thematisiert werden müssen, beziehungsweise an wel-
chen Stellen sich neue Anknüpfungspunkte ergeben, die vertiefend aufge-
griffen werden können. Auf Seiten des Interviewten ergibt sich somit die 
Möglichkeit, ohne rigide Vorgaben die Fragen des Interviewers in möglichst 
offener Form zu beantworten. 

                                                           
3  Darüber hinaus existieren bereits quantitative Untersuchungen, die sich beispielsweise mit 

der Problematik der Vereinbarkeit von Familie und Beruf auseinander setzen (vgl. BMFSFJ 
2003b, sowie Limbach 2003, 16f.) und danach fragen, ob Eltern sich einen Ausbau der 
außerhäuslichen Betreuungseinrichtungen wünschen. Die tiefer liegenden Beweggründe für 
den Wunsch nach mehr Betreuung werden jedoch nicht erhoben. 
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Die Entscheidung für den Einsatz einer relativ offenen Methode liegt zudem 
darin begründet, dass im Rahmen der Untersuchung persönliche Vorstellun-
gen ermittelt werden sollen, die individuell sehr unterschiedlich sind.  

Es sei noch erwähnt, dass es sich bei den Interviews um Einzelinterviews 
handelte. Insbesondere aufgrund der Tatsache, dass im Gesprächsverlauf 
Dinge zur Sprache kamen, die eine offene Antwort des Interviewten in Ge-
genwart seines Partners eventuell erschwert hätten (Rollenverteilung und 
Hausarbeit), wurde auf eine Paarbefragung verzichtet. Darüber hinaus spielte 
auch die Frage nach der Terminfindung eine Rolle bei der Entscheidung für 
die Durchführung von Einzelinterviews: Eine Paarbefragung hätte eventuell 
eine Fremdbetreuung der Kinder (Babysitter) notwendig gemacht. Dieser zu-
sätzliche (auch finanzielle) Aufwand seitens der Befragten sollte vermieden 
werden.  

4.2 Sample 

Die qualitative Datenerhebung erfolgte in zwei Wellen. Die erste Welle um-
fasste 18 Interviews und wurde im Zeitraum von Ende April bis Anfang Juni 
2002 durchgeführt. In einer zweiten Welle, die sich von Februar bis Ende 
März diesen Jahres erstreckte, wurden nochmals 12 Interviews durchgeführt.  

Bei der Auswahl der Stichprobe handelt es sich um eine bewusste Auswahl 
aus im Regierungsbezirk Weser-Ems lebenden Eltern, deren jüngstes Kind 
noch nicht im schulpflichtigen Alter ist. Da das Ziel der Studie darin besteht, 
ein möglichst breit gefächertes Bild der Vorstellungen junger Eltern zeich-
nen zu können, war das wesentliche Kriterium bei der Auswahl des Samples 
eine möglichst ausgeprägte Heterogenität der Interviewten. Die einzige Vor-
gabe, die hinsichtlich der Zusammensetzung des Samples gemacht wurde, 
bestand somit in der Tatsache, dass sich die Untersuchung auf Eltern be-
schränkt, deren jüngstes Kind noch nicht die Schule besucht. Diese Begren-
zung berücksichtigt, dass in Familien mit noch nicht schulpflichtigen Kin-
dern die Frage nach der Kinderbetreuung eine höhere Brisanz besitzt, mithin 
die Frage nach der ‚Vereinbarkeit von Familie und Beruf‘ von besonderer 
Aktualität erscheint.  

Um die Heterogenität des Samples zu gewährleisten, wurde bei der Auswahl 
der InterviewpartnerInnen darauf geachtet, dass diese unterschiedlichen so-
zialen Milieus angehören. Zudem war die Frage, welcher Elternteil in den 
ersten Lebensjahren des Kindes Elternzeit für sich in Anspruch nahm, von 
Bedeutung. Darüber hinaus sollten nicht nur in einer Partnerschaft lebende 
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Eltern in die Befragung mit einbezogen werden, sondern auch allein Erzie-
hende. Ein weiteres Kriterium stellte die Anzahl der Kinder dar sowie deren 
Alter. Nicht zuletzt erfolgte die Auswahl schließlich auch nach dem Ge-
schlecht der Interviewpartner, um mögliche geschlechtsspezifische Unter-
schiede in den Einstellungsmustern herausfiltern zu können.  

Insgesamt war die Zusammensetzung des Samples jedoch abhängig von dem 
Interesse, das der Fragestellung entgegengebracht wurde und der Anzahl an 
Menschen, die sich generell bereit erklären würden, an einem Interview teil-
zunehmen.  

Die Kontaktaufnahme mit den Interviewpartnern erfolgte auf unterschiedli-
che Weise, wobei die in einer regionalen Zeitung geschaltete Pressemittei-
lung von einschlagendem Erfolg war: Es meldeten sich innerhalb nur einer 
Woche mehr als 90 InteressentInnen, die ihre Bereitschaft zur Teilnahme an 
einem Interview bekundeten. Aus diesen InteressentInnen wurden  insgesamt 
30 Personen ausgewählt, mit denen schließlich die qualitativen Interviews 
durchgeführt wurden. Die nachfolgende Übersicht liefert einen Überblick 
über die Zusammensetzung des Samples.  

Tab. 1: Zusammensetzung des Samples4 

Ge-
schlecht 

Familien-
stand 

Schul-
abschluss 

Akademiker Anzahl der 
Kinder 

Jüngstes älter 3 

m w v l g HS RS GS ja nein 1  2 3 4 ja = nein 

4 26 20 8 2 2 8 20 16 14 9 14 5 2 11 4 15 

 

Tab. 1: Zusammensetzung des Samples (Fortsetzung) 

Elternzeit Mutter berufstätig  
bei Interview 

Mutter berufstätig in 
Erziehungszeit 

Vater berufs-
tätig bei 
Interview 

ja ja ja Mutter Vater beide 

vz tz 

gering nein 

vz tz 

gering nein 

vz tz 

nein

23 1 6 6 8 4 12 2 9 7 13 21 3 4 

                                                           
4  Abkürzungen: v: verheiratet; l: ledig, aber in eheähnlicher Gemeinschaft lebend; g: geschie-

den; vz: Vollzeit berufstätig; tz. Teilzeit. 
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Die Tabelle gibt Aufschluss über verschiedene Aspekte der Stichprobe. Ich 
möchte hier jedoch nur kurz auf ausgewählte Gesichtspunkte eingehen.  

Das Sample setzt sich aus 4 Männern und 26 Frauen zusammen.5 Die Alters-
struktur der Befragten, die in der Tabelle nicht gesondert ausgewiesen ist, 
gestaltet sich sehr heterogen, wobei die jüngste Befragte 23 Jahre und der 
älteste Befragte 43 Jahre alt ist. Knapp die Hälfte der InterviewpartnerInnen 
war zum Zeitpunkt der Durchführung der Interviews zwischen 30 und 
35 Jahren alt. Zusammen mit den 36 bis 40 Jahre alten Befragten machen sie 
mehr als 2/3 des Samples aus.  

28 Befragte leben in einer festen Partnerschaft – 2/3 davon sind verheiratet; 
knapp ein Drittel lebt in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft. Zwei Inter-
viewpartnerinnen sind allein erziehend und weitere zwei Interviewpartnerin-
nen befanden sich vor der Teilnahme an der Befragung zeitweilig in der 
Situation der allein Erziehenden. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung lebten 
sie jedoch in einer neuen, festen Partnerschaft. 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten gehört der „mittleren“ bis „höhe-
ren“ Bildungsschicht an. Darüber hinaus weist die Zusammensetzung der 
Stichprobe mit knapp etwas mehr als der Hälfte der Befragten einen relativ 
hohen Anteil an Akademikern und Akademikerinnen auf, was auf die starke 
Resonanz seitens dieser Gruppe auf die Zeitungsannonce zurückzuführen ist.  

Interessant erscheint insbesondere für die spätere Auswertung der Daten der 
Blick auf die jeweilige Gestaltung der Elternzeit: ob sie in Anspruch genom-
men wird und wenn ja, für welchen Zeitraum und in welcher Aufteilung. In 
mehr als zwei Drittel der Fälle nahmen allein die Frauen die Elternzeit, 
wobei immerhin jeder fünfte Vater sich an der Elternzeit beteiligte und diese 
Zeit mit seiner Partnerin teilte. In einem Fall nahm allein der Vater die 
Elternzeit in Anspruch. Von den Müttern gaben zwei an, dass sie während 
der ersten drei Lebensjahre ihres Kindes Vollzeit berufstätig waren bzw. 
sind. Knapp ein Drittel ging in dieser Phase einer Teilzeitbeschäftigung nach 
und jede fünfte Mutter erklärte, in nur sehr geringem Umfang während die-
ser Zeit erwerbstätig gewesen zu sein. Knapp die Hälfte der befragten Mütter 
ging in dieser Zeit keiner beruflichen Tätigkeit nach.  

                                                           
5  Der „Überhang“ an weiblichen Interviewpartnerinnen resultiert dabei unter anderem aus der 

Tatsache, dass unter den 91 Interessierten lediglich 12 männliche Anrufer waren. Die jetzt 
vertretene Quote an männlichen Befragten entspricht somit dem auf die Gesamtheit bezoge-
nen Verhältnis männlicher bzw. weiblicher Interessenten. 
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Zum Zeitpunkt der Durchführung der Interviews, zu dem bereits einige Kin-
der das dritte Lebensjahr vollendet haben, ist knapp die Hälfte der Mütter be-
rufstätig (6 davon in Vollzeit, 8 in Teilzeit), während 40% der Mütter nicht 
erwerbstätig sind und weitere 10% nur in geringem Umfang einer bezahlten 
Tätigkeit nachgehen.  

Bezüglich der Erwerbstätigkeit der Väter lässt sich sagen, dass in der Erhe-
bungsphase etwa jeder fünfte Vater entweder nur Teilzeit arbeitete oder im 
Rahmen der Erziehungszeit keiner bezahlten Tätigkeit nachging (7 von 30 
Vätern). 

Insgesamt gesehen besitzt das Sample somit eine relativ heterogene Zusam-
mensetzung. Dies dürfte einen vielschichtigen Blick auf die angesprochenen 
Themenkreise aus den unterschiedlichen Perspektiven der einzelnen Befrag-
ten ermöglichen.  

5 Erste Ergebnisse 

Ich möchte nun erste Ergebnisse der Untersuchung vorstellen. Aufgrund der 
Tatsache, dass die Auswertungsphase noch nicht abgeschlossen ist, handelt 
es sich somit bei den Ergebnissen um vorläufige Eckpunkte.6  

Bei der Präsentation der Ergebnisse orientiere ich mich an den unterschiedli-
chen bereits mehrfach genannten Themenschwerpunkten, wobei die Dar-
stellung der Bereiche „Kinderwunsch“ sowie „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf“ ausführlicher ausfällt und die Aspekte „Familie und Wohnen“ 
wie „Familie in der Gesellschaft“ kürzer abgehandelt werden.  

5.1 Kinderwunsch 

Die zum Kinderwunsch gemachten Angaben seitens der Eltern bestätigen 
den hohen psychologisch-affektiven Wert, den Kinder in unserer Gesell-
schaft in der Regel für ihre Eltern besitzen. Auf die Frage, warum sich die 
Eltern für ein Leben mit Kind(ern) entschieden haben, wurde in allen Fällen 
angeführt, dass diese Entscheidung rational nicht zu begründen sei. Die 
Motive für ein Leben mit Kindern liegen vielmehr im emotionalen Bereich: 

                                                           
6  Zur Auswertungsmethode sei kurz angemerkt, dass vor der eigentlichen Interpretation des 

Datenmaterials eine Globalanalyse durchgeführt wurde, um einen Überblick über das Mate-
rial zu erlangen. Im Anschluss daran erfolgt die Auswertung in Anlehnung an die qualita-
tive Inhaltsanalyse von Mayring. 
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Kinder stellten für das eigene Leben eine Bereicherung dar, sie lenkten den 
Blick im Leben auf das Wesentliche, es sei schön, für einen Menschen da zu 
sein und seine Entwicklung begleiten zu können. So beschreibt eine Mutter: 

„Das ist einfach toll! Kinder zu sehen, wie die groß werden, und was 
die für Fantasien haben, und wie die leben, wie die miteinander 
sprechen und umgehen, – und das gibt einem irgendwie so viel. Das 
ist einfach so super. Es ist einfach schön die Kinder ... zu sehen, wie 
sie groß werden ...“ (Interview I.3, S. 23). 

Die Entscheidung für Kinder wurde darüber hinaus auch damit begründet, 
dass man im Alter nicht allein sein wolle und familiäre Bindungen diesbe-
züglich als wertvoller eingestuft werden als Freundschaften. Eine Mutter, die 
im Rahmen ihrer Berufstätigkeit viel Kontakt auch zu älteren Menschen hat, 
berichtet:  

„Wenn ich hier in der Klinik Patienten hab, die hilfsbedürftig sind 
und ich frage sie: „Wie sind Sie denn versorgt?“ Und er erzählt mir, 
dass der Partner verstorben ist – und: „Haben Sie Kinder?“ Und dann: 
„Nein.“ Dass ich dann auch so diese Traurigkeit immer bemerkt habe. 
Und so gedacht hab: Das ist auch schade. Es ist niemand mehr da auf 
dieser ganzen Welt. Keine Geschwister mehr bei älteren Menschen, 
keine Ehepartner mehr, Kinder gab’s da auch nicht, der ist ganz 
alleine irgendwo. Ich finde, Familie ist ja auch was, was so ein biss-
chen zusammenschweißt“ (Interview I.16, S. 9). 

Des weiteren spielen auch biographische Aspekte eine Rolle. So äußern 
Eltern, dass sie persönlich in ihrer Kindheit entweder ihre eigene Familie 
oder Familien im Freundeskreis als positiv empfanden, so dass sie sich selbst 
für ein Leben mit Kindern entschieden. So konstatiert ein Vater:  

„Ich erinnere mich gerne ... an meine Familie von früher. Wir waren 
fünf Kinder, und ich habe mich eigentlich im Großen und Ganzen ... 
immer wohl gefühlt. Wir haben viel Spaß gehabt ... und als ich gehei-
ratet habe, da habe ich mir gedacht, eine Familie müsste eigentlich 
schon bei rauskommen“ (Interview I.5, S. 2). 

Schließlich sei erwähnt, dass Kinder auch als Möglichkeit gesehen werden, 
die Gesellschaft positiv zu beeinflussen und die Entscheidung für ein Leben 
mit Kindern Ausdruck einer Hoffnung ist, die Zukunft durch eine bestimmte 
Erziehung der Kinder verändern zu können. So schildert eine Mutter:  

„Denn ... die einen sagen: „Ja, man kann in diese Welt ja eigentlich 
keine Kindern mehr setzen. Ich finde aber, man kann in diese Welt 
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Kinder setzen. Und man kann sich bemühen, die so gut zu erziehen, 
dass die vielleicht irgendwann etwas anders oder besser machen. ... 
Und ich möchte gerne, dass meine Kinder irgendwann mal – offene, 
Erwachsene werden mit einem offenen Blick für alles. – Es ist 
sicherlich nicht einfacher, das Leben dann, aber es ist ... für einen sel-
ber und für die Gesellschaft sicherlich auch wertvoller“ (Interview 
I.4, S. 33f.).  

Eine weitere Mutter äußert sich ähnlich:  
„Wenn ich mich ... gegen Kinder entscheide, das wäre mir irgendwie 
zu pessimistisch. So – dann kann ich im Grunde gleich Schluss 
machen oder so ... Also wenn ich jetzt die Welt so schlecht sehe, dass 
ich nicht mal Hoffnung habe, dass es den Kindern gut geht, dann – 
also im Grunde, nee, ... ja, das ist – ist total blöd. ... das ist irgendwie 
auch so ein Stück Hoffnung. Dass nicht nur alles Terror und Gewalt 
ist, sondern – dass es vielleicht doch noch irgendwo ein Stückchen 
heile Welt geben kann ...“ (Interview I.7, S. 18). 

Zur Anzahl gewünschter Kinder lässt sich sagen, dass in der Regel nicht an 
Einzelkinder gedacht wird, da von der Mehrzahl der Befragten davon ausge-
gangen wird, dass die Situation eines Einzelkindes sich für dessen Entwick-
lung eher nachteilig auswirke und Geschwister zudem ein Gegengewicht zu 
den ansonsten die Familie dominierenden Erwachsenen darstellten. So äußert 
ein Vater:  

„Das, was die Kinder untereinander sich geben, das ist einfach Wahn-
sinn. Da können die Erwachsenen gar nicht mithalten“ (Interview I.5, 
S. 4). 

Eine Reduktion des Kinderwunsches auf ein bis zwei Kinder wird in der 
Regel mit einer damit einhergehenden zu hohen Belastung begründet. Diese 
Belastung untergliedert sich in unterschiedliche Aspekte. Zum einen ist 
damit der finanzielle Aspekt gemeint. So erklärt eine Mutter:  

„... ich wäre nicht bereit irgendwie vier Kinder zu kriegen oder so, 
mit der sicheren Aussicht, dann wirklich ganz, ganz stark mit dem 
Rotstift rechnen zu müssen und nur noch bei Aldi einzukaufen“ 
(Interview I.2, S.32).  

Darüber hinaus wird darauf verwiesen, dass ein weiteres Kind eine zu hohe 
psychische beziehungsweise physische Belastung darstelle und aus medizini-
schen Gründen auf weitere Kinder verzichtet werde, was insbesondere bei 
Spätgebärenden der Fall ist. Hinzu kommt, dass viele Mütter sich wünschen, 
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in das Berufsleben zurückzukehren und daher die „Auszeit“ in Form der 
Elternzeit bei der Geburt weiterer Kinder, die in der Regel aus unterschiedli-
chen Gründen allein von der Mutter der Kinder in Anspruch genommen 
wird, nicht verlängern wollen.  

Hier ergibt sich eine Verknüpfung des Kinderwunsches mit der Frage nach 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die Konsequenzen, die die Famili-
enpolitik daraus ableiten sollte, werden daher an dieser Stelle noch nicht 
erläutert, sondern erst im Zusammenhang mit der Darstellung der Ergebnisse 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf formuliert. 

Insgesamt gesehen sollte die Familienpolitik jedoch die Familien insbeson-
dere mit mehreren Kindern finanziell besser unterstützen sowie Möglichkei-
ten schaffen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern und an 
den konkreten Bedürfnissen der Familien zu orientieren. Wie diese Wünsche 
aussehen, soll im Folgenden geschildert werden. 

5.2 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Die Befragten lassen sich in Anlehnung an die von Barbara Keddi entwi-
ckelten „Lebensthemen“ unterschiedlichen Gruppen zuordnen, gemessen am 
Grad der Bedeutung, die jeweils der Berufstätigkeit beziehungsweise der 
Familie zukommt (vgl. Keddi 1999). An den extremen Polen gibt es zum 
einen die Gruppe mit einer hohen Berufsorientierung, bei der das Berufs-
leben vor das Familienleben gesetzt wird. Diametral entgegengesetzt findet 
sich die Gruppe mit einer ausgeprägten Familienorientierung, in der die 
Erwerbstätigkeit lediglich zur Sicherung des Lebensunterhalts dient und 
Berufstätigkeit ansonsten einen nur geringen Stellenwert im Leben besitzt. 
Schließlich existiert eine dritte Gruppe, die zwischen diesen extremen Polen 
anzusiedeln ist und für deren Angehörige Berufstätigkeit sowie Familien-
arbeit in etwa eine gleiche Bedeutung besitzen.  

Bezogen auf das Sample lässt sich sagen, dass der ersten Kategorie – ausge-
prägte Berufsorientierung in der Form „Beruf geht vor Familie“ – kein Inter-
viewpartner zugeordnet werden kann. Der Schwerpunkt liegt auf der Gruppe, 
in der sich Berufs- und Familienorientierung in etwa die Waage halten und 
beide Aspekte für die Gestaltung des Lebens von Bedeutung sind: Diesem 
Typus lassen sich mehr als 2/3 der Eltern (21 von 30) zuordnen, wobei sie-
ben Befragte eine etwas ausgeprägtere Berufsorientierung besitzen. Die stär-
kere Berufsorientierung findet sich dabei vor allem unter den Akademikerin-
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nen. Neun Interviewpartner gehören der Kategorie mit einer starken Fami-
lienorientierung an.  

Insbesondere die Gruppe mit einer gleichsam hohen Berufs- und Familien-
orientierung sieht sich dem Spannungsfeld Familie – Beruf ausgesetzt, da es 
für sie noch keine adäquate Möglichkeit gibt, Familie und Beruf in zufrieden 
stellender Weise miteinander zu verbinden. Alle Interviewpartner und Inter-
viewpartnerinnen wünschen sich eine Form der Vereinbarkeit, in der zumin-
dest kleinere Kinder nicht täglich und dann ganztags in einer institutionellen 
Einrichtung betreut werden, sondern in einer Weise, die noch ausreichend 
Zeit für das Leben und Zusammensein mit den Kindern lässt. 

So äußern zwar viele Befragte, dass in unserer Gesellschaft ein erhöhter 
Bedarf an institutioneller Kinderbetreuung insbesondere für Kinder, die das 
dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, besteht. Interessant ist dabei 
jedoch die Tatsache, dass die Forderung nach einem Ausbau der Kinder-
betreuung zum Teil nicht von den Eltern als persönlicher Bedarf gekenn-
zeichnet ist, sondern aus sozialer Verantwortung heraus formuliert wird. 
Viele Eltern, die an der Untersuchung mitgewirkt haben, konstatierten, dass 
sie diese Betreuung nicht für sich persönlich wünschten, sondern für diejeni-
gen, die darauf aus unterschiedlichen Gründen angewiesen seien. In diesem 
Zusammenhang werden vor allem allein Erziehende sowie finanziell be-
nachteiligte Familien genannt. So erwidert ein Vater auf die Frage, wie er 
der Forderung nach mehr Ganztagsbetreuungsplätzen gegenüberstehe:  

„... ich persönlich würd’s wahrscheinlich nicht in Anspruch nehmen. 
Ja, aber ich denke für einige wär das mit Sicherheit hilfreich. Um das 
auch vereinbaren zu können, Beruf und Kind. Ja, es kommen ja auch 
viele ungewollt in die Situation, allein erziehend zu sein und ... für 
sich versuchen, ihr Leben regeln zu müssen. Von daher würd ich’s 
schon gut finden, wenn’s die Möglichkeit gibt, die Kinder auch län-
gerfristig irgendwo unterzubringen ...“ (Interview II. 10, S. 15).  

Darüber hinaus berichten verschiedene Mütter, dass sich ihre Einstellung 
hinsichtlich einer frühen Ganztagsbetreuung ihrer Kinder nach der Geburt 
ihres Kindes gewandelt habe, wie folgende Äußerung zeigt:  

„... als ich noch schwanger war, da stand das ja auch an, dass ich mein 
Diplom irgendwann machen musste, und da stand für mich fest, also, 
als das Kind noch nicht da war ... wenn das Mädchen oder der Junge 
dann da ist, dann werde ich sie mit einem Jahr oder ihn in die Krippe 
geben, und dann schreibe ich meine Diplomarbeit ganz in Ruhe... und 
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mit einem Mal war ein Jahr um, und da habe ich gedacht: die ist noch 
so klein, ich kann ... meine Tochter jetzt nicht in die Krippe geben. 
Und ich wollte das auch nicht. Also, wir haben uns das Kind ge-
wünscht – das tun andere ja auch und geben ihre Kinder in die 
Krippe, das ist ja auch nichts Verwerfliches. Aber für mich kam das 
halt nicht in Frage. Also, es kommt jetzt auch nicht für mich in Frage, 
[Max] so früh in die Krippe zu geben – das ist einfach für mich nicht 
denkbar ...“ (Interview I.3, S. 5f.). 

Insgesamt lässt sich über eine frühe außerfamiliäre Betreuung sagen, dass es 
dazu verschiedene Meinungen gibt. Einigkeit herrschte jedoch hinsichtlich 
der Frage nach einer täglichen Ganztagsbetreuung: kein(e) Interviewpartne-
rIn wünschte sich eine tägliche Ganztagsbetreuung für Kinder zwischen 
0 und 3 Jahren. In vielen Fällen äußerten die Befragten sich in ähnlicher 
Weise wie eine Mutter, die sagte:  

„Also wir wollen halt die Kinder nicht haben, um sie dann gleich 
irgendwo abzugeben“ (Interview I.7, S. 13).  

In diesem Zusammenhang formulierte eine weitere Mutter sehr drastisch:  
„Da können die mir aus der ehemaligen DDR tausendmal erzählen, 
wie wunderbar das alles war, dass man Kinder kriegte, die abgenabelt 
hat, und die direkt in die Krippe gegeben hat – und das halte ich für – 
dann braucht man keine Kinder zu kriegen. Knallhart“ (Interview I.4, 
S. 20).  

Insbesondere hochqualifizierte Frauen äußerten den Wunsch nach einer fle-
xiblen Betreuungsmöglichkeit, die die Möglichkeit bietet, die Kinder an 
manchen Tagen ganztags betreuen lassen zu können, beziehungsweise an 
anderen Tagen gar nicht oder nur halbtags. So konstatiert eine Mutter:  

„Das ist immer leicht gesagt: ‚Ja! Ganztagsplatz!‘ ... Bei uns wäre es 
vielleicht so, dass man ... das an ... drei Tagen das so ein bisschen 
flexibler handhaben könnte. Wenn ich dann ganz arbeite oder so. 
Ansonsten – glaub ich nicht, dass er jetzt – jetzt so in unserem Modell 
müsste er ja auch nicht großartig ganzen Tag weg. Und das muss er 
dann auch im Augenblick nicht. Also da ist er glaub ich auch noch – 
find ich n bisschen lüttj zu. Noch zu klein“ (Interview II. 11, S. 18). 

Zudem sollte darüber hinaus auch die Qualität der bereits bestehenden 
Betreuungseinrichtungen verbessert werden. So sagt eine Interviewpartnerin: 

„Als ... meine Tochter noch ganz klein war, hab ich noch vorlaut 
gesagt: Es müsste viel mehr Kinderkrippen geben. Ich habe mir dann 
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auch... viele Kinderkrippen angeguckt, und fand das ganz schrecklich, 
weil die meisten nur Verwahranstalten waren. Das wollte ich 
überhaupt nicht“ (Interview I.18, S. 13f.). 

Neben einer Flexibilisierung der Betreuungsmöglichkeiten besteht zudem 
der Wunsch nach flexibleren Arbeitszeiten und einer Durchsetzung des 
Rechtes auf Teilzeit. Auch viele Väter äußern den Wunsch nach einer Mög-
lichkeit, ihre Arbeitszeiten zu reduzieren, um mehr Zeit mit den Kindern 
verbringen zu können. So berichtet eine Interviewpartnerin:  

„Also unser Traum ist eigentlich, dass beide halbtags berufstätig sind 
und dass er dann auch mehr von den Kindern hat. Also er ist auch ein 
Vater, der sehr gerne Vater ist, der sehr traurig ist, dass er von 8 Uhr 
morgens bis um 19 Uhr abends weg ist – und unser Sohn hat im 
Moment so einen Schlafbedarf, dass er morgens so bis 8 schläft und 
abends so um 7 ins Bett müsste, wenn er keinen Mittagsschlaf macht“ 
(Interview I.7, S. 10).  

Ein Vater von drei Kindern, der sich die Erziehung der Kinder mit seiner 
Frau teilt, indem beide Teilzeit arbeiten, erklärt für den Fall, dass er Vollzeit 
arbeiten würde:  

„Dann habe ich von ihr [seiner Tochter] ja nichts! Von ihr hab ich 
nichts, sie hat von mir nichts – und ich hab Angst, dass ich dann 
wirklich der Onkel werde. Und nicht der Papa“ (Interview I.5, S. 27). 

Die Aufteilung der Erziehungszeit führt mehr als die Hälfte der Befragten 
(12 von 23), bei denen die Elternzeit nur von der Frau in Anspruch genom-
men wurde, auf finanzielle Gründe zurück sowie auf die Tatsache, dass sei-
tens der Arbeitgeber der Wunsch eines Vaters auf Elternzeit oftmals blo-
ckiert werde. Das „Recht auf Teilzeit“ sollte daher nicht wie bisher lediglich 
formal existieren und den Betrieben Schlupflöcher der Auslegung bieten, 
sondern verpflichtend und konkret umsetzbar gestaltet werden. Hierzu wird 
seitens der Befragten beispielsweise der Vorschlag gemacht:  

„Es gibt ja – diese Ausgleichsabgaben für Plätze, wenn Betriebe 
Schwerbehinderte nicht beschäftigen. Dann müssen sie ja ein be-
stimmtes finanzielles Volumen bezahlen – und so müsste man das 
vielleicht mit Familienvätern und Familienmüttern betreiben, dass je-
der, der keine Möglichkeit schafft, Teilzeitarbeit für seine Mitarbeiter 
einzurichten, dass die dann auch was abgeben müssten ...“ (Interview 
I.6, S. 25). 
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Die Aufgabe, die sich aufgrund dieser Vorstellungen für die Familienpolitik 
ergibt, besteht insgesamt somit darin, sowohl die Arbeitswelt als auch die 
Betreuung zu flexibilisieren und vor allem den Vätern mehr Möglichkeiten 
zu geben, am Familienleben zu partizipieren. Die an der Studie teilnehmen-
den Eltern wollen Zeit für ihre Kinder, und eine Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf bedeutet für sie in der Regel nicht eine Vollzeitarbeitsstelle für 
beide Elternteile bei gleichzeitiger Unterbringung ihrer Kinder in einer 
Ganztageseinrichtung. Die überwiegende Mehrheit äußert den Wunsch nach 
einer Reduktion der Arbeitszeit bei gleichzeitigem finanziellen Ausgleich. 
Diese finanzielle Entlastung ist insbesondere vor dem Hintergrund von 
Bedeutung, dass die Frage nach dem höheren Gehalt nicht mehr ausschlag-
gebend für die Entscheidung sein sollte, welcher Elternteil die Elternzeit in 
Anspruch nimmt, sondern beide Eltern gleichermaßen für die Erziehung der 
Kinder verantwortlich sein können. Darüber hinaus ist es mit Blick auf den 
Kinderwunsch zudem notwendig, die kindbedingten Ausfallzeiten (Eltern-
zeit) im Berufsleben einer Frau zu reduzieren. Dies erfordert vor allem den 
Einsatz der Väter, da die derzeitige Situation, wie die Ergebnisse nahe legen, 
nicht allein mit einem Ausbau der Betreuungseinrichtungen zu ändern wäre. 
Die Eltern erachten es für wichtig, dass gerade in den ersten Lebensjahren 
eines Kindes die Hauptbetreuungsperson (wohlgemerkt nicht die einzige) ein 
Elternteil – egal ob Vater oder Mutter oder beide – sein sollte. Deshalb wird 
eine Schwerpunktsetzung auf den rein quantitativen Ausbau der Ganztags-
betreuung die Entscheidung für ein Kind wahrscheinlich nicht erleichtern. 
Erst die stärkere Einbeziehung der Väter in die Kinderbetreuung und die För-
derung einer egalitären Elternschaft könnte zur Aufhebung dieses Dilemmas 
beitragen.  

5.3 Familie und Wohnen 

Hinsichtlich der Frage, was sich auf familienpolitischer Ebene bezüglich der 
Wohnsituation von Familien verändern sollte, lässt sich sagen, dass der 
Großteil der Befragten sich relativ zufrieden mit den von staatlicher Seite zur 
Verfügung stehenden Unterstützungsmaßnahmen zeigte. Was die finanzielle 
Bezuschussung insbesondere des Erwerbs von Eigentum anbelangt, beur-
teilte die Mehrheit der Befragten, die bereits Eigentümer eines Hauses sind, 
die derzeitige Situation positiv.  
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Als schwierig wurde insbesondere von den Familien mit mehr als zwei Kin-
dern, die zur Miete wohnen, die Wohnungssuche geschildert. Eine Befragte 
beschreibt die Situation folgendermaßen:  

„Grauenvoll. Besonders die Aktion – der Umzug ... da habe ich am 
Anfang gedacht: – und da bin ich auch einmal richtig verzweifelt, da 
habe ich gedacht: das kann ja wohl nicht wahr sein, dass in den 
Anzeigen steht: ‚Haustiere erwünscht, Kinder nicht.‘ Wortwörtlich! ... 
Wirklich, es ist nicht erfunden. Da habe ich gedacht: man, wie 
schrecklich muss das sein, wie ... furchtbar müssen Kinder in den 
Augen mancher Menschen sein, – die machen ja offensichtlich nur 
Lärm und Dreck und sind doof, – dass man so wenig Chancen hat, 
mit Kindern unterzukommen“ (Interview I.6, S. 27). 

Allgemeine Unzufriedenheit herrschte insbesondere mit den für Kinder zur 
Verfügung stehenden Freiräumen. Es wird bemängelt, dass Kindern, die in 
städtischen Bereichen aufwachsen, zu wenig Raum zum Entdecken geboten 
wird und viele Spielplätze sich in desolatem Zustand befinden. So berichtet 
eine Befragte:  

„... es lagen also auch diverse abgebrochene Flaschen, Scherben, alles 
mögliche, Kippen sowieso da rum, – und das war nicht so der Ort, wo 
man Kinder hätte problemlos spielen lassen können“ (Interview I.6, 
S. 34). 

Aber auch die Verkehrssituation wurde bemängelt, da auf die speziellen 
Bedürfnisse von Kindern diesbezüglich zu wenig eingegangen werde und 
lediglich in Siedlungen ein relativ kinderfreundliches Umfeld gegeben sei. 
Im Einzelnen wurde hierbei auf zu wenig forcierte Geschwindigkeitsbegren-
zungen sowie zu kurze Ampelphasen für Fußgänger verwiesen. So äußert 
eine Mutter, dass  

„... die Fußgängerampel so eingestellt ist, dass man wirklich rennen 
muss, um überhaupt bis zur Mitte zu kommen. Mit einem kleinen 
Kind, das gerade Laufen gelernt hat, kann man sowieso nicht bis ganz 
rüber. Aber alleine schon in der Mittelinsel mit so einem kleinen 
Wurstel zu bleiben, wo zwischen einem die Autos durchrasen ... Also 
da ist mir deutlich geworden, wie wenig Beachtung – Kinderperspek-
tive in der Gesellschaft hat ...“ (Interview I.6, S. 46). 

Auch der Schulweg spielte in verschiedenen Interviews eine Rolle; er wurde 
als zu gefährlich und zu wenig gesichert eingestuft.  
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Insgesamt sollte die Familienpolitik hier somit ein angemessenes, an den 
Bedürfnissen von Kindern orientiertes Wohnumfeld nicht nur in Siedlungen, 
sondern auch in den Zentren von Großstädten gestalten und zwar so, dass 
auch für Familien mit mehr als zwei Kindern Wohnmöglichkeiten in ausrei-
chender Zahl und Größe sowie bezahlbar zur Verfügung gestellt werden.  

5.4 Familie in der Gesellschaft 

Schließlich möchte ich noch kurz auf die Beurteilung der Stellung der Fami-
lie in der Gesellschaft durch die befragten Eltern eingehen.  

Zum einen beschreiben viele InterviewpartnerInnen ein Gefühl der Ohn-
macht und der fehlenden Einflussmöglichkeiten auf politische Entscheidun-
gen. Die überwiegende Mehrheit der Befragten hält es für wichtig, dass mehr 
in Kinder investiert werden sollte, da diese die Zukunft der Gesellschaft 
seien. So konstatiert eine Mutter:  

„... es kommen ja auch eine ganze Menge Dienstleistungen auf die 
Gesellschaft zu mit zunehmendem Alter, dass man auch jemanden 
braucht, der diese Arbeit später auch macht. ... das finde ich ist so ein 
Problem, dass diese Gesellschaft, so wie sie jetzt funktioniert, wenn 
das aufrechterhalten bleiben soll, dass man dann auch Nachwuchs 
braucht“ (Interview I.16, S. 25f.). 

Es gibt jedoch auch einzelne Stimmen unter den Eltern, die die Ansicht ver-
treten, letztendlich sei die Familie Privatsache und es sei nicht Angelegenheit 
des Staates, sie zu unterstützen. Hierzu folgendes Zitat einer Mutter:  

„Ich sag ja immer, das ist ja eigentlich mein Ding, dass ich Kinder 
hab, ich kann da keinen andern für verantwortlich machen und ... also 
ich kann’s nicht erwarten, dass jemand anders das alles für mich 
organisiert und regelt“ (Interview I.12, S. 33). 

Insgesamt bemängeln fast ausnahmslos alle Befragten die Tatsache, dass 
Familien in unserer Gesellschaft zu wenig Anerkennung erhalten. Die ideelle 
Anerkennung wird teilweise als noch wichtiger eingestuft als stärkere finan-
zielle Unterstützungen. Ein Interviewpartner berichtet diesbezüglich über 
mangelndes Verständnis für solidarische Leistungen seitens kinderloser 
Bekannter:  

„Ich hab also Bekannte, die schimpfen eigentlich über den Staat ...: 
‚Warum müssen wir so viel Steuern zahlen? Wir sind benachteiligt, 
weil wir keine Kinder haben. ... Die sind doch selber schuld, wenn sie 



 53 

so viel Kinder haben... Ich verdiene mein Geld. Also will ich dann 
auch mein Geld ausgeben. Dann will ich nicht ... für die Blagen be-
zahlen!‘“ (Interview I.5, S. 46).  

Folgendes Zitat einer Mutter bringt die Einschätzung der Einstellung der 
Gesellschaft gegenüber Familien hinsichtlich der Frage, ob die momentane 
eher kinderfreundlich oder kinderfeindlich sei, auf folgenden Punkt: 

 „... kinderfreundlich, wenn die Kinder – konkret da sind. Findet eben 
jeder Kinder niedlich und wenn man sagt, man hat mit einem Kind 
Probleme, eine Wohnung zu finden, dann regt sich auch jeder erst mal 
auf und sagt, das ist ein Unding ... Aber sobald es um Umverteilung 
auch von Finanzen zum Beispiel geht. Dann kommt sofort: Aber na 
ja, Kinder sind doch Privatsache. Also das ist was, was mich unglaub-
lich stört ... dieses: Kinder sind niedlich, zumindest noch wenn sie 
ganz klein sind, – aber dass dann auch der Staat vielleicht eine grö-
ßere finanzielle Aufgabe tragen müsste, das sehen die Kinderlosen 
nicht so ein“ (Interview I.17, S. 33). 

Insgesamt, so lässt sich ein Fazit für diesen Bereich ziehen, geht es darum, 
den Eltern mehr Einflussmöglichkeiten auf gesellschaftlicher Ebene einzu-
räumen und die von ihnen geleisteten Aufgaben mehr in das Bewusstsein der 
Öffentlichkeit zu heben. Die Familie sollte nicht nur in Zeiten des Wahl-
kampfes öffentliches Interesse erwecken, sondern generell einen festen und 
zentralen Platz in der politischen Diskussion erhalten sowie Einfluss auf ent-
sprechende Entscheidungsfindungen ausüben können.  

6 Schlussplädoyer 

Abschließend lässt sich sagen, dass die Forderungen an eine kinderfreundli-
chere Familienpolitik vielfältiger Natur sind. Sie dürfen sich nicht auf einen 
Ausbau der Kinderbetreuung, deren Bedeutung hier nicht in Abrede gestellt 
werden soll, beschränken. Die Familienpolitik muss Formen der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf bereitstellen, die es jedem ermöglichen, seine 
diesbezügliche Idealvorstellung zu verwirklichen und dazu beitragen, die 
immer noch bestehenden geschlechtsspezifischen Rollenverhältnisse aufzu-
brechen und egalitäre Verhältnisse unter den Eltern zu fördern. 

Wenn auf Seiten der Eltern der Wunsch besteht, die Erziehung der Kinder 
gemeinsam zu gleichen Teilen zu übernehmen, so dürfen nicht wirtschaftli-
che Interessen vor die familialen Bedürfnisse gesetzt werden. Genau diesen 
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Eindruck erweckt jedoch die momentane Familienpolitik der Bundesregie-
rung, da der Ausbau der ganztägigen Kinderbetreuung auch vor dem Hinter-
grund erfolgt, dass in der Wirtschaft ein erhöhter Bedarf an qualifizierten 
Arbeitskräften und somit ein Interesse an der Freisetzung elterlichen Arbeits-
potenzials besteht.  

Insbesondere kommt damit der Familienpolitik eine Aufgabe als vermit-
telnde Instanz zwischen wirtschaftlichen Interessen und denen der Familie 
zu, wobei sie die Wünsche der Eltern mit der gebotenen Vehemenz vertreten 
sollte. 

Hinsichtlich der Finanzierbarkeit der oben angesprochenen Maßnahmen, die 
zur Korrektur des derzeitigen Missverhältnisses zwischen familialen Leistun-
gen und deren Anerkennung und Wertschätzung seitens der Gesellschaft not-
wendig sind, möchte ich ein paar erste Stichworte nennen, um der Argumen-
tation der leeren Haushaltskassen entgegenzuwirken: 

Zum einen möchte ich auf die Tatsache verweisen, dass sich verschiedene 
Großkonzerne mit Hilfe von Steuerflucht ihrer gesellschaftlichen Verantwor-
tung entziehen. So ist beispielsweise der Broschüre: „Stopp Steuerflucht!“ 
der Organisation „attac“ zu entnehmen, dass beispielsweise ein bekannter 
Automobilhersteller „... 1997 trotz ansehnlicher Gewinne weder Körper-
schafts- noch Gewerbesteuer [zahlte]. Gleichzeitig profitieren die Konzerne 
jedoch nach wie vor von den inländischen Staatsausgaben z. B. für Bildung, 
Verkehrswegebau und öffentlichen Dienstleistungen. Die Bereitschaft von 
ArbeitnehmerInnen und Mittelständlern, Steuern zu zahlen, sinkt angesichts 
der Tatsache, dass Großunternehmen Rekordgewinne verzeichnen, während 
ihre Steuerbelastung ständig sinkt“ (Bautz 2001: 9).  

Nicht zu vergessen sei darüber hinaus das Ehegattensplitting. Von dieser 
steuerlichen Vergünstigung profitieren derzeit noch immer auch kinderlose 
Ehepaare. Bei einer forcierten Abschmelzung dieser Leistungen auf ein so 
genanntes „Ehegattenrealsplitting“ – die Funktionsweise dieser Splitting-
Alternative an dieser Stelle detailliert auszuführen, würde den Rahmen des 
Beitrages sprengen – könnten laut Seidel und Teichmann sowie Thiede jähr-
lich zwischen 8 und 11 Milliarden Euro mehr in die öffentlichen Kassen 
fließen (vgl. Seidel et al. 1999: 9). Dieses Geld stünde dann für die Realisa-
tion verschiedener familienpolitischer Maßnahmen zur Verfügung. 

Meiner Meinung nach besteht die zentrale Aufgabe der Politik darin, Fami-
lien stärker zu fördern und sich nicht mit dem Argument „Familie sei Privat-
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sache“ aus der Verantwortung zu ziehen. Die soziale Ungerechtigkeit, die in 
der Regel zu Lasten der schwächsten Mitglieder unserer Gesellschaft, der 
Kinder, geht, erfährt im derzeitigen Abbau unseres Sozialstaates seine Fort-
setzung. Es ist an der Zeit, dass die Politik sich wieder ihres demokratischen 
Auftrages besinnt und insbesondere die obere Klasse unserer Gesellschafts-
schicht stärker in die Verantwortung nimmt.  

Abschließen möchte ich diesen Beitrag mit einem Zitat von Christian 
Eggers:  

„Statt Eigennutz, Machtstreben, Geltungsdrang, Besitz- und Konsum-
gier, steigender Tendenz zu Lustgewinn und zur Benutzung des 
Anderen zu eigenen egoistischen Zwecken und entsprechender Ver-
dinglichung des Kindes ... wieder absolute Wertschätzung des Kindes 
und der Familie.“ (Eggers 2002: 122f.) 
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Annette Hirchert 

Mütter behinderter Kinder. 
Spagat zwischen Mutterschaft und Erwerbstätigkeit? 

1 Vorbemerkung 

Die im Untertitel genannte Frage stellte einen von mehreren Forschungsbe-
reichen dar, denen im Rahmen des Modellvorhabens „Wege der Unterstüt-
zung von Familien mit behinderten Kindern“ unter der Leitung von Walter 
Thimm an der Arbeitsstelle REHAPLAN der Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg nachgegangen wurde (vgl. Thimm/Wachtel 2002). Einer im Pro-
jekt durchgeführten Elternbefragung, die nach den Wünschen und Bedürfnis-
sen von Eltern behinderter Kinder bzgl. des formellen und informellen Hilfe-
systems fragte (vgl. Hirchert 2002), wurde eine weitere, familiensoziologi-
sche Fragestellung angeschlossen, die sich mit der Vereinbarkeitsproblema-
tik von mütterlicher Erwerbstätigkeit und Kindererziehung in Familien mit 
einem behinderten Kind auseinandersetzt.  

2 Zum Forschungsstand 

Der Forschungsstand zeigte im Hinblick auf das genannte Thema große em-
pirische Lücken. In sonderpädagogischen Studien zur Rolle der Mutter in 
Familien mit einem behinderten Kind handelt es sich fast immer um nicht-
repräsentative Daten, und zudem wurde das Spannungsfeld zwischen Kind 
und Beruf, in dem sich diese Mütter befinden, bisher noch nicht explizit 
untersucht. Aus diesem Grund wurde eine eigene empirische Untersuchung 
zu diesem Thema durchgeführt. 

Ausgangspunkt für die Überlegungen, dieses Spannungsfeld zu untersuchen, 
war die Beobachtung, dass sich in Familien mit einem behinderten Kind Ent-
wicklungen sozialen Wandels kreuzen, die besonderes Konfliktpotential für 
die Rolle der Mutter in sich bergen (vgl. Metzler et al. 1997: 3; Akkermann 
et al.1997: 241ff.; Thimm 2002: 11ff.; für den Osten Deutschlands: Meyners/ 
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Wachtel 1997: 452; Wachtel 1997: 304f.). Das sind zum einen die Individua-
lisierung und Modernisierung des weiblichen Lebenslaufs, zum anderen die 
Normalisierung der kindlichen Lebensbedingungen in Familien mit einem 
behinderten Kind. 

Denn zum einen befindet sich die Rolle der Frau in einem Wandel, der unter 
dem Stichwort „Individualisierung des weiblichen Lebenszusammenhangs“ 
(vgl. Schütze 1988: 114, 132) diskutiert wird und kurz mit den Worten „vom 
Dasein für andere zu einem Stück eigenem Leben“ (Beck-Gernsheim 1983: 
308) beschrieben werden kann. 

Zum anderen hat die „Normalisierung der Lebensbedingungen“ von Men-
schen mit Behinderungen das Ziel, Menschen mit geistigen, körperlichen 
oder psychischen Beeinträchtigungen ein Leben zu ermöglichen, das dem 
ihrer nicht-beeinträchtigten Mitmenschen entspricht, also „ein Leben so nor-
mal wie möglich“ (Thimm 1992: 283; vgl. auch Thimm 1994: 66ff.). Für 
Familien mit behinderten Kindern bedeutet dies, dass die Kinder möglichst 
in der Familie aufwachsen sollen, d. h. Heimerziehung für Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen gilt heute als absolut nachrangig. 

Die Ergebnisse aus der sonderpädagogischen Forschung zur Situation spe-
ziell der Mütter behinderter Kinder lassen vermuten, dass behinderte Kinder 
durchschnittlich wesentlich mehr Zeit für ihre Betreuung, Pflege und Förde-
rung benötigen als nicht-behinderte Kinder und dass es außerdem vor allem 
die Mütter sind, die diese Aufgaben übernehmen. Außerdem scheinen die 
Mütter behinderter Kinder seltener erwerbstätig zu sein als Mütter nicht-
behinderter Kinder. 

Das Konfliktpotential dieser beiden sozialen Wandlungsentwicklungen wird 
nun in der heute weit verbreiteten Doppelorientierung von Frauen auf Fami-
lie und Beruf vermutet. Denn wenn die Pflege, Betreuung und Förderung des 
Kindes vor allem zu Hause und von der Mutter geleistet wird, könnte dies 
nach Meinung namhafter Autoren zu starken psychischen und physischen 
Belastungen der Mütter führen. Das eigene Leben würde aus dieser Perspek-
tive in Aufopferung für das Kind aufgegeben (vgl. v. Ferber 1983 und 
Wilkin 1981, nach Bremer-Hübler 1990: 16f.) und würde somit wieder stär-
ker „vom Dasein für andere“ geprägt werden (vgl. Götz 1997:167f.). 

Ob dies so ist oder nicht, hängt fundamental damit zusammen, ob die Frauen 
selbst ihre eigene Situation vor allem als frei gewählt oder auf strukturellen 
Zwängen basierend wahrnehmen. Das bedeutet: Selbst wenn ein behindertes 
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Kind mehr Zeit in Anspruch nehmen sollte als ein nicht-behindertes Kind, 
folgt daraus jedoch nicht automatisch, dass seine Mutter in ihren subjektiv 
erlebten Wahlfreiheiten eingeschränkt wird. 

In der Literatur wird die Frage kontrovers diskutiert, welche Auswirkungen 
die Behinderung des eigenen Kindes auf die Gestaltung der Mutterrolle von 
Frauen hat. Zwei Positionen konkurrieren hier hauptsächlich miteinander. 
Einerseits wird vermutet, dass besonders behinderte Kinder als nicht „per-
fekt“ wahrgenommen werden könnten. Dies kann bei der Mutter dazu füh-
ren, dass auch die Mutterrolle als nicht „perfekt“ im Sinne von nicht ausfül-
lend erlebt wird und somit die mütterliche Kindorientierung beeinträchtigen 
könnte (vgl. Jonas 1990a: 93, 136; Jonas 1990b: 72ff.; Bogyi 1996: 260f.). 
Andererseits wird angemerkt, dass die mit der Pflege, Betreuung und Förde-
rung des Kindes verbundenen oft sehr anspruchsvollen Aufgaben bei der 
Mutter dazu führen können, diese Rolle als besonders wichtig wahrzuneh-
men, was verstärkende Effekte auf die Kindorientierung der Mutter hätte 
(vgl. Cloerkes 1997:150f.). 

Ausgehend von den familiensoziologischen Erkenntnissen, dass die Rolle 
der Frau heute allgemein Mutterschaft und Erwerbstätigkeit beinhaltet, also 
eine Doppelorientierung vorliegt (vgl. z. B. Nave-Herz 2002), könnte im 
Falle einer sehr ausgeprägt wahrgenommenen Kindorientierung jedoch die 
Erwerbstätigkeit in den Hintergrund treten. Die Einschränkungen in diesem 
Bereich würde die Mutter dann nicht mehr als Einschränkung ihrer Lebens-
perspektive wahrnehmen. 

Andererseits könnte im zweiten dargestellten Fall – einer als beeinträchtigt 
erlebten Mutterrolle – eine Erwerbstätigkeit zur Kompensation der erlebten 
Defizite beitragen. Das setzt allerdings voraus, dass eine Erwerbstätigkeit 
strukturell mit den innerfamilialen Aufgaben vereinbar ist. 

Egal ob die Mutter erwerbstätig ist oder nicht, wichtig ist, wie sie selbst ihre 
Situation bewertet. Ist sie zufrieden? Welche Gründe macht sie für ihre aktu-
elle Situation verantwortlich? Sind es eher intrinsische Gründe wie die 
eigene Einstellung zu Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung? Oder sind es eher 
strukturelle Gründe wie die Arbeitsmarktlage, die Kinderbetreuungssituation 
oder die finanzielle Lage der Familie? 
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3 Die empirische Untersuchung 

Ziel der hier vorgestellten Forschungsarbeit war es, diese Situation der Müt-
ter im Spannungsfeld zwischen Kind und Beruf darzustellen. Es wurde den 
Fragen nachgegangen, wie sich die Lebenssituation der Mütter behinderter 
Kinder aus ihrer Sicht tatsächlich darstellt bzw. wie sie ihre Situation erleben 
und bewerten und ob die Normalisierung der kindlichen Lebensbedingungen 
zu Lasten eines „normalen“ Lebens der Mutter geht, das einer individuell 
gewünschten Lebensplanung folgt. 

Diesen Fragen wurde, wie bereits erwähnt, in Verbindung mit einer Eltern-
befragung im Modellvorhaben „Wege der Unterstützung von Familien mit 
behinderten Kindern“ unter Leitung von Walter Thimm nachgegangen (Hir-
chert 2002). Der Zugang zu den Eltern wurde über Schulen und Kindergär-
ten gewählt, wobei so viele Eltern wie möglich angesprochen werden sollten. 
Als Ausgangsbasis für die Adressenrecherche der Multiplikatoreinrichtungen 
diente ein Datenpool aus 16 Modellregionen, über den wir aufgrund einer im 
Projekt vorangegangenen Erhebung bereits verfügten. Jedes Bundesland ist 
mit je einer Modellregion vertreten, die sich aus einem Landkreis oder einer 
kreisfreien Stadt zusammensetzt. 

Von den ermittelten Multiplikator-Einrichtungen wurden 5.041 Fragebögen 
angefordert. Insgesamt sind 1.083 auswertbare Fragebögen an uns zurückge-
schickt worden. Von diesen waren 938 Bögen von den leiblichen Müttern 
behinderter Kinder ausgefüllt worden, die im Kontext dieser Arbeit aus-
schließlich von Interesse sind. 

Der gemeinsame Fragebogen beider Untersuchungen richtete sich zunächst 
nicht ausschließlich an Mütter, sondern allgemein an die Hauptbetreuungs-
person des behinderten Kindes. Die Auswertung ergab, wie zu erwarten war, 
dass in knapp 90% der Fälle die leibliche Mutter die Hauptbetreuungsperson 
des behinderten Kindes ist. An zweiter Stelle rangiert mit weitem Abstand 
der Vater (4,4%), an dritter Stelle eine Pflegemutter (3,3%). Diese Zahlen-
verhältnisse erstaunen zwar nicht, geben aber einen ersten Einblick in die 
Brisanz der Vereinbarkeitsproblematik von Kind und Beruf gerade für Müt-
ter, die hier für uns von Interesse sind. 

Die Mütter wurden gebeten abzuschätzen, inwieweit ihr Kind Hilfe benötigt, 
die über das altersspezifische Maß hinausgeht, die nicht-behinderte Kinder 
des gleichen Alters normalerweise benötigen (vgl. Abb. 1). 
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Abb. 1: Über das altersspezifische Maß hinausgehendes Ausmaß an Hilfe, 
die das Kind benötigt – Verteilung in % (N=772) 

Es zeigte sich, dass es nur wenige Kinder gibt, die keinen zusätzlichen 
Bedarf an Unterstützung haben (5,4%). Die meisten Kinder haben bis zu 
sechs Stunden täglich Bedarf an Hilfe. Alarmierend scheint, dass knapp 10% 
der Kinder sogar zwischen 22 und 24 Stunden täglich Betreuung benötigen, 
die über das altersspezifische Maß hinausgeht. Allerdings scheint diese hohe 
Zahl eher das belastende Maß an Angebundenheit auszudrücken, dem die 
Mütter unterliegen und nicht so sehr die Zeit, die das Kind tatsächlich zu-
sätzliche Hilfe benötigt. Denn im weiteren Verlauf der Befragung geben 
lediglich 0,6% der Mütter an, wirklich 24 Stunden pro Tag das behinderte 
Kind zu betreuen.  

Als besonders belastend stellen sich Versorgungsaufgaben dar, die in der 
Nacht geleistet werden müssen, da sie die Regenerationsphase der Mutter 
unterbrechen oder sogar verhindern können. Immerhin ein Sechstel (17%) 
der Mütter gibt an, ihr Kind benötige jede Nacht mehrmals Hilfe. 

Auch ergab die Analyse unserer Daten – wie in der sonderpädagogischen 
Literatur vermutet wird –, dass ein behindertes Kind mit steigendem Grad 
der Behinderung mehr Betreuung und Pflege benötigt. 

Bezüglich der Familienkonstellationen interessierte die Frage, ob die Mutter 
alleinerziehend ist oder mit einem Partner zusammenlebt und wie viele Kin-
der mit ihr im Haushalt leben. In unserem Sample liegt die Quote der allein 
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erziehenden Mütter deutlich über derjenigen der Familien im bundesdeut-
schen Durchschnitt. Im Osten liegt sie etwa ein Drittel über dem ostdeut-
schen Durchschnitt aller allein erziehenden Mütter, im Westen sogar zwei 
Drittel über dem westdeutschen Durchschnitt. Dieses Ergebnis legt nahe, 
dass Frauen, die ein behindertes Kind zu versorgen haben, überdurchschnitt-
lich oft schon deshalb nicht mit der Unterstützung durch ihren Partner bei 
innerfamilialen Aufgaben rechnen können, weil sie keinen Partner haben. 

Eine weitere Facette der Familienkonstellationen ist die Anzahl der im Haus-
halt lebenden Kinder. Es wird davon ausgegangen, dass mit steigender Kin-
derzahl die innerfamilialen Aufgaben vor allem für die Mutter steigen. Aller-
dings muss man einschränkend sagen, dass auch knapp 30% unserer Mütter 
Hilfestellung von ihren anderen Kindern bei der Versorgung des behinderten 
Kindes erhalten; die Kinder stellen also nicht ausschließlich eine zeitliche 
Belastung dar. 

In den von uns befragten Familien ist die Anzahl der Kinder höher als im 
bundesdeutschen Durchschnitt, wie Abbildung 2 wiedergibt. 

Es überwiegen Mütter mit 2 Kindern, während im bundesdeutschen Durch-
schnitt Mütter mit nur einem Kind dominieren. Auch die Zahl der Mütter mit 
über 2 Kindern ist in unserer Befragungsgruppe wesentlich höher als in den 
vom Mikrozensus ausgewiesenen Daten. 

Die Analyse der Familienkonstellationen legt also nahe, dass die von uns be-
fragten Mütter behinderter Kinder nicht nur durch die Einschränkungen ihres 
behinderten Kindes hohen innerfamilialen Anforderungen gegenüberstehen, 
sondern auch durch den hohen Anteil der Alleinerziehenden sowie die im 
bundesdeutschen Vergleich hohe Anzahl der Kinder pro Familie (Abb. 2, 
S. 65). 

Wie stellt sich nun die Verteilung innerfamilialer Aufgaben konkret dar? 
Unterschieden wurden hier mehrere Kategorien: 

• der zeitliche Umfang für die Betreuung des behinderten Kindes, 
• der zeitliche Umfang für die Betreuung der anderen Kinder sowie 
• der zeitliche Umfang für Haushaltstätigkeiten.  

Da die Tätigkeiten auch gleichzeitig erledigt werden können, z. B. die Be-
treuung des behinderten Kindes und die Erledigung von Haushaltsarbeiten, 
konnte die Summe aller Tätigkeiten mehr als 24 Stunden betragen. 
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Abb. 2: Anzahl der Kinder im Haushalt der Mutter – Verteilung in % 

Insgesamt wenden die Mütter durchschnittlich mit Abstand die meiste Zeit 
für die Betreuung ihres behinderten Kindes auf (vgl. Abb. 3). Für die Betreu-
ung der anderen, nicht behinderten Kinder wird durchschnittlich weniger 
Zeit verwendet, obwohl es sich oftmals, wie bereits beschrieben, um mehr 
als ein weiteres Kind handelt. Auch hier wird also wieder deutlich, dass ein 
behindertes Kind mehr Zeit der Mutter benötigt als die anderen Kinder der 
Familie zusammen. 

Im ost-westdeutschen Vergleich wenden die westdeutschen Mütter durch-
schnittlich mehr Zeit für alle drei Bereiche auf, wobei es sich aber nur um 
verhältnismäßig kleine Abweichungen handelt. 
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Abb. 3: Durchschnittliche Verteilung innerfamilialer Aufgaben in Stunden 

Auch wenn man davon ausgeht, dass oftmals Tätigkeiten von den Müttern 
gleichzeitig ausgeführt werden und somit z. B. aus zwei Stunden Betreuung 
des behinderten Kindes und zwei Stunden Hausarbeit nicht vier Stunden 
Gesamtarbeitszeit sondern weniger resultieren, ist die Arbeitsbelastung der 
Mütter für innerfamiliale Aufgaben beachtlich. Sie entspricht in vielen 
Fällen einem normalen Erwerbsarbeitstag. 

Es stellte sich die Frage, inwieweit die Mutter von ihrem Partner bei inner-
familialen Aufgaben entlastet wird. Es zeigt sich sehr deutlich, dass der Part-
ner der Mutter im Vergleich zu ihr für die Betreuung des behinderten Kindes 
ungleich weniger Zeit aufwendet. Die Gründe für den geringeren Zeitauf-
wand für innerfamiliale Aufgaben liegen wohl hauptsächlich in der berufli-
chen Einbindung des Partners. 

Optimistisch betrachtet kann man sagen, dass die Partner der befragten Müt-
ter ihnen sowohl bei der Kinderbetreuung als auch bei Haushaltsarbeiten zur 
Hand gehen, und das, obwohl sie selbst durchschnittlich knapp 9 Stunden 
täglich erwerbstätig sind. Zusammenfassend lässt sich jedoch sagen: 

• Jeder siebte westdeutsche Mann und jeder achte ostdeutsche Mann be-
teiligt sich überhaupt nicht an der Betreuung des behinderten Kindes; 

• jeder vierte Mann beteiligt sich nicht bei der Betreuung der anderen Kin-
der. 
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Neben der innerfamilialen Situation der Mütter interessierte nun die Frage 
nach der Häufigkeit und dem Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit. 
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Abb. 4: Vergleich mütterlicher Erwerbsarbeitsquoten in Familien mit 
behinderten bzw. nicht-behinderten Kindern – Verteilung in % 

Abbildung 4 zeigt, dass die von uns befragten Mütter mit einem behinderten 
Kind seltener einer Erwerbstätigkeit nachgehen als es im Bundesdurchschnitt 
der Fall ist. Die Erwerbsarbeitsquoten differieren zudem ost-west-spezifisch. 
Sowohl in Familien mit einem behinderten Kind als auch in den repräsenta-
tiv vom Mikrozensus befragten Familien sind ostdeutsche Mütter wesentlich 
häufiger erwerbstätig als westdeutsche Mütter. 

Neben dem groben Raster der Erwerbstätigkeit bzw. Nicht-Erwerbstätigkeit 
wurde genauer nach dem Umfang mütterlicher Erwerbstätigkeit gefragt (vgl. 
Abb. 5). 

Es stellte sich heraus, dass Mütter im Westen nicht nur wesentlich häufiger 
nicht-erwerbstätig sind als ostdeutsche, wie in Abbildung 4 dargestellt, son-
dern wenn sie erwerbstätig sind, dann durchschnittlich auch mit einer gerin-
geren Stundenzahl. Ein Großteil der ostdeutschen, erwerbstätigen Mütter 
arbeitet zwischen 5 bis 9 Stunden täglich (76,3%), wogegen ein vergleichba-
rer Prozentsatz westdeutscher, erwerbstätiger Mütter (74,8%) zwischen 1 bis 
6 Stunden arbeitet. Im Durchschnitt arbeiten erwerbstätige Mütter im Westen 
nur etwa halb so lange (4,75 Stunden) wie im Osten (7,5 Stunden). 

Diese Ergebnisse verdeutlichen bereits, dass die Häufigkeit und der tägliche 
Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit in Familien mit behinderten Kindern im 
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Osten weit über derjenigen im Westen liegt. Außerdem liegt der Anteil müt-
terlicher Erwerbsarbeit in Familien mit einem behinderten Kind unter dem 
bundesdeutschen Durchschnitt. 
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Abb. 5: Tägliche mütterliche Erwerbsarbeit in Stunden –  
Verteilung in % (N=804) 

Welche Gründe nennen die Mütter selbst als ausschlaggebend für bzw. ge-
gen die Ausübung einer Erwerbstätigkeit? Der Hintergrund dieses Fragen-
komplexes war zu ergründen, welche Motivationen bei den Müttern hinter 
ihrer aktuellen Erwerbstätigkeit bzw. Nicht-Erwerbstätigkeit stecken. Kon-
kret sollte erforscht werden, ob erwerbstätige Mütter eher aus 

• inneren Einstellungen (Spaß an der Arbeit, Kontakte zu anderen) erwerbs-
tätig sind oder weil 

• strukturelle Gegebenheiten wie z. B. die Notwendigkeit des Geldverdie-
nens sie dazu zwingen. 

Die gleiche Frage stellte sich in angelehnter Form für nicht-erwerbstätige 
Mütter. Hier gilt es zu untersuchen, ob sie nicht-erwerbstätig sind, weil  

• sie es so wünschen (kein Spaß an der Arbeit, hohe intrinsische Kindorien-
tierung), 
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• oder ob strukturelle Gründe einer Erwerbstätigkeit entgegenstehen, wie 
die angespannte Arbeitsmarktlage oder dass sie kein ausreichendes Ange-
bot an Kinderbetreuungsmöglichkeiten vorfinden. 

Es zeigt sich ein geteiltes Bild. Als Gründe für die eigene Erwerbstätigkeit 
nennen erwerbstätige Mütter etwa gleich oft strukturelle Gründe wie intrinsi-
sche Gründe. Alle Gründe werden von ostdeutschen Frauen tendenziell noch 
nachdrücklicher vertreten als von westdeutschen Frauen. 

Bei den Gründen für die eigene Nicht-Erwerbstätigkeit zeigen sich deutliche 
ost-westdeutsche Unterschiede. Von den ostdeutschen Frauen wird vor allem 
die aktuelle Arbeitsmarktlage genannt, allerdings haben auch intrinsische 
Gründe wie der Wunsch, das Kind intensiv selbst betreuen zu wollen und 
Spaß an der Kinder-Betreuung einen relativ hohen Stellenwert. Von den 
westdeutschen Frauen wird vor allem die intrinsische Kindorientierung als 
Grund für Nicht-Erwerbstätigkeit genannt, gefolgt von mangelnder Zeit für 
Erwerbstätigkeit aufgrund fehlender Kinderbetreuungsmöglichkeiten. 

Dies führt nach unseren Ergebnissen dazu, dass westdeutsche Mütter eher 
dazu neigen, nach der Geburt des behinderten Kindes ihre Erwerbstätigkeit 
einzuschränken als ostdeutsche Mütter.  

Schon die bisherigen Ergebnisse lassen Rückschlüsse auf die mütterlichen 
Wertorientierungen zu, wenn z. B. westdeutsche Mütter als Grund für ihre 
Nicht-Erwerbstätigkeit hauptsächlich eine hohe Kindorientierung angeben. 
Es wurde aber noch detaillierter nachgefragt (vgl. Abb. 6). 

Dem Lebensbereich „eigene Familie und Kinder“ maßen fast alle befragten 
Mütter eine wichtige Bedeutung bei, und für knapp 80% der ostdeutschen 
und knapp 60% der westdeutschen Frauen spielte der Bereich „Beruf und 
Arbeit“ eine wichtige Rolle. Insgesamt wird dem Lebensbereich „eigene 
Familie und Kinder“ eine wesentlich höhere Bedeutung eingeräumt als dem 
Bereich „Beruf und Arbeit“. Treten beim erstgenannten Bereich nur mini-
male ost-westdeutsche Unterschiede auf, so sind sie im Bereich „Beruf und 
Arbeit“ mit über 20 Prozentpunkten erheblich. Das erstaunt nicht, da ja die 
Erwerbsarbeit im sozialistischen Lebensmodell eine hohe Bedeutung hatte 
und dementsprechend fast alle Mütter auch einer Erwerbstätigkeit nachgin-
gen. 
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Um über die bisherigen Ergebnisse hinausgehende detailliertere Aussagen 
zur Wichtigkeit der genannten Lebensbereiche von den Müttern zu erhalten, 
wurden weitere Statements konzipiert. Sie lauten: 

• „Ein Beruf gehört eigentlich zum Leben jedes Menschen dazu“. 
• „Nur eine berufstätige Frau hat ein wirklich erfülltes Leben“. 
• „Hausfrau und Mutter sein füllt eine Frau aus“. 
• „Behinderte Kinder sollten so weit wie möglich von der Mutter betreut 

werden“. 
• „Allgemein sollten Kinder so weit wie möglich von der Mutter betreut 

werden“. 
• „Eine Mutter, die arbeitet, hat zwar weniger Zeit für die Kinder, beschäf-

tigt sich aber intensiver mit ihnen“. 
• „Eine Mutter, die arbeitet, kann sich zu wenig um ihre Kinder kümmern“. 

Die folgende Abbildung 7 gibt den Grad der Zustimmung der Mütter zu die-
sen Statements wieder: 
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Eine deutliche Mehrheit der befragten Mütter ist der Meinung, dass ein 
Beruf zum Leben jedes Menschen dazugehört. Zugleich herrscht aber auch 
die Meinung vor, dass Kinder, auch behinderte, so weit wie möglich von der 
Mutter betreut werden sollten. Andererseits wird die ausschließliche Be-
schränkung der Lebensziele auf die Hausfrauenrolle mehrheitlich abgelehnt. 
Tendenziell glauben zudem die ostdeutschen Mütter in stärkerem Maße, dass 
eine Vereinbarkeit der Bereiche „Kinderbetreuung“ und „Erwerbstätigkeit“ 
machbar ist.  

Betrachtet man alle Ergebnisse bzgl. der Wertorientierungen zusammenfas-
send, so wird deutlich, dass ein großer Teil der Mütter in einem Dilemma 
steckt. Einerseits wird der Familie und den Kindern ein sehr hoher sinnstif-
tender Wert beigemessen und die Mütter möchten sich intensiv mit ihren 
Kindern beschäftigen. Andererseits wird auch von vielen Müttern – beson-
ders im Osten – die eigene Erwerbstätigkeit gewünscht und als sinnstiftendes 
Element erlebt. Allerdings halten viele Mütter – besonders im Westen – die 
beiden Bereiche für nicht gut miteinander vereinbar. 

Neben den Wertorientierungen sollte deshalb auch der Grad der Zufrieden-
heit mit der gegebenen Situation untersucht werden. Denn wenn die Wert-
schätzung für beide Bereiche groß ist, aber sie als nicht leicht miteinander 
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vereinbar gelten, können sich Einstellungsebene und Handlungsebene stark 
unterscheiden. Z.B. kann eine Mutter den Bereich „Beruf“ neben dem Be-
reich „Kind“ als für sie sehr wichtigen Lebensbereich einstufen, aber selbst 
zum Zeitpunkt der Befragung nicht erwerbstätig sein, weil sie die beiden 
Bereiche für zeitlich nicht miteinander vereinbar hält. 

Dem Unterschied zwischen Einstellungsebene und Handlungsebene kann 
man nachspüren, indem man nach der Zufriedenheit der Mutter mit der gege-
benen Situation fragt. Ist die Mutter mit der gegebenen Situation unzufrie-
den, so ist davon auszugehen, dass sich die beiden Ebenen bei ihr unter-
scheiden. 

Gefragt wurde zunächst nach der Zufriedenheit der Mutter mit ihrem Zeit-
budget. Insgesamt war die Mehrheit der Mütter überwiegend (50,8%) bzw. 
voll und ganz zufrieden (10,6%). Dennoch gibt es bei vielen Müttern Verän-
derungswünsche. 

Die Mehrheit von ihnen würde vor allem in den Bereichen Freizeit (66,1%) 
und Erwerbstätigkeit (40,7%) gerne mehr Zeit investieren (vgl. Abb. 8).  
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Abb. 8: Eigene Bewertung der Zeiteinteilung der befragten Mütter –  
Verteilung in % 

Umgekehrt würde die Mehrheit der Frauen gerne weniger Zeit auf die Berei-
che „Betreuung des behinderten Kindes“ und „Hausarbeit“ verwenden. Mit 
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dem Umfang für die Betreuung der anderen Kinder ist die Mehrzahl der 
Mütter zufrieden. 

Die gewünschte Entlastung in den innerfamilialen Arbeitsbereichen kann die 
Mutter in erster Linie von ihrem Lebenspartner erhoffen, sofern ein Partner 
vorhanden ist. Jedoch scheint es so, dass seitens des Partners nach Meinung 
der Mütter nicht ausreichend Hilfe geleistet wird, wie Abbildung 9 verdeut-
licht. 
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Abb. 9: Bewertung der Zeiteinteilung des Partners durch die befragten Müt-
ter – Verteilung in % 

Denn viele der Frauen wünschen sich mehr Unterstützung bei der Betreuung 
des behinderten Kindes von ihrem Partner, ebenso bei der Betreuung der 
weiteren im Haushalt lebenden Kinder und bei der Hausarbeit. Gleichzeitig 
wünscht sich die Mehrzahl der Frauen bzgl. der Erwerbstätigkeit ihres Part-
ners eine Stundenreduzierung. 

Fasst man die Bewertung der Mütter hinsichtlich ihres eigenen Zeitbudgets 
und das ihres Partners zusammen, so sprechen sich die Frauen für eine in der 
Tendenz egalitärere innerfamiliale und außerfamiliale Verteilung der Aufga-
ben zwischen Mann und Frau aus. Sowohl Kinderbetreuungsaufgaben als 
auch Erwerbsarbeit sollen nicht mehr nach strikten geschlechtsspezifischen 
Mustern – die bisher weiter vorherrschen – erfolgen, sondern es soll nach 
Meinung der Mehrheit der Frauen zumindest tendenziell eine Angleichung 
der Aufgaben für beide Geschlechter stattfinden. Konkret wünschen sich die 
Frauen, dass ihre Partner ihr Engagement bzgl. der Kinderbetreuungsaufga-
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ben und im Haushalt intensivieren sollten. Zugleich möchten sich die Frauen 
mehr dem Bereich der Erwerbsarbeit zuwenden und wünschen sich mehr 
Freizeit als bisher. Mehr Freizeit wünschen sie sich im übrigen auch für 
ihren Partner. 

In einem letzten Analyseschritt haben wir untersucht, wie stark sich ausge-
wählte Einflussfaktoren auf den Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit auswir-
ken. Es ist gezeigt worden, dass Mütter nie nur einen einzigen Grund nen-
nen, den sie für ihre Erwerbstätigkeit oder Nicht-Erwerbstätigkeit verant-
wortlich machen. Die Zusammenhänge stellen sich vielmehr mehrdimensio-
nal dar, wobei analytisch zwischen  

• strukturell bedingten Gründen auf der einen Seite und  
• intrinsischen Motivationen auf der anderen Seite  

unterschieden werden kann. 

Uns interessierte, welcher Zusammenhang zwischen diesen Faktoren und 
dem Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit besteht. Welche strukturellen und 
intrinsischen Einflussfaktoren wirken also in welchem Ausmaß auf den Um-
fang mütterlicher Erwerbsarbeit bzw. umgekehrt? 

Die Stärke des Zusammenhangs wird durch eine statistische Maßzahl, den 
Korrelationskoeffizienten angegeben. Da aber nie ein einziger Faktor den 
Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit beeinflusst, sind bei der Betrachtung der 
Zusammenhänge immer auch die Wirkungen aller anderen beeinflussenden 
Variablen mit einzubeziehen. Diese Einflüsse werden als Drittvariablenein-
flüsse bezeichnet. Drittvariableneinflüsse können bei oberflächlicher Be-
trachtung Einflüsse vortäuschen oder reale Einflüsse verringern. 

Um die statistischen Zusammenhänge ohne den Einfluss von Drittvariablen 
untersuchen zu können, wurde das multivariate statistische Verfahren der 
Partialkorrelation angewendet. Mit seiner Hilfe wird geprüft, welchen Anteil 
jede einzelne der untersuchten Variablen am letztendlichen Umfang mütter-
licher Erwerbsarbeit hat. Bei der Methode der partiellen Korrelation werden 
die bivariaten Korrelationskoeffizienten also um Drittvariableneinflüsse be-
reinigt. 

Einen Überblick über die Zusammenhänge zwischen dem Umfang mütterli-
cher Erwerbstätigkeit und anderen ausgewählten Variablen nach Bereinigung 
von Drittvariablen-Effekten gibt die folgende Tabelle 1: 



 73 

Tab. 1 Zusammenhang zwischen mütterlicher Erwerbsarbeit und anderen 
ausgewählten Variablen nach Bereinigung von Drittvariablen-
Effekten 

 Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit 
Strukturelle 
Einfluss-
faktoren 

Anzahl der Kinder 
Geburtsjahr des jüngsten Kindes 
Umfang der Betreuung des behinderten Kindes 
durch die Mutter 
Umfang der Betreuung der anderen Kinder durch 
die Mutter 
Umfang an Haushaltsarbeit durch die Mutter 
Aufenthaltszeit des behinderten Kindes in instituti-
onellen Einrichtungen 
Umfang der Erwerbstätigkeit des Partners 
Umfang der Betreuung des behinderten Kindes 
durch den Partner der Mutter 
Umfang der Betreuung der anderen Kinder durch 
den Partner der Mutter 
Umfang an Haushaltsarbeit durch den Partner der 
Mutter 

nicht signifikant 
0,1147/ 0,031 

 
-0,1893/ 0,000 

 
-0,1307/ 0,014 
-0,3780/ 0,000 

 
0,1685/ 0,001 
0,1149/ 0,032 

 
0,1876/ 0,000 

 
nicht signifikant 

 
0,1148/ 0,031 

Intrinsische 
Berufsmotiva-
tion 

Wichtigkeit des Lebensbereichs „Beruf und Arbeit“ 
Statement „Ein Beruf gehört eigentlich zum Leben 
jedes Menschen dazu“ 
Statement „Nur eine berufstätige Frau hat ein 
wirklich erfülltes Leben“ 

nicht signifikant 
 
nicht signifikant 
 
nicht signifikant 

Intrinsische 
Kindorientie-
rung 

Wichtigkeit des Lebensbereichs „Eigene Familie 
und Kinder“ 
Statement „Hausfrau und Mutter sein füllt eine 
Frau aus“ 
Statement „Behinderte Kinder sollten so weit wie 
möglich von der Mutter betreut werden“ 
Statement „Allgemein sollten Kinder so weit wie 
möglich von der Mutter betreut werden“ 

 
nicht signifikant 
 
nicht signifikant 
 
nicht signifikant
 
nicht signifikant 

Vereinbarkeit Statement „Eine Mutter, die arbeitet, hat zwar we-
niger Zeit für die Kinder, beschäftigt sich aber 
intensiver mit ihnen“ 
Statement „Eine Mutter, die arbeitet, kann sich zu 
wenig um ihre Kinder kümmern“ 

 
 

-0,1486/ 0,005 
 
nicht signifikant 

Sie zeigt, dass weder die intrinsische Berufsmotivation noch die intrinsische 
Kindorientierung einen Einfluss auf den Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit 
zu haben scheinen. Aber auch alle anderen gemessenen Zusammenhänge 
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sind sehr gering. Es sind in dem betrachteten statistischen Modell vor allem 
strukturelle Gründe, die den Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit beeinflus-
sen. Das bedeutet, dass die intrinsische Berufsmotivation wie auch die intrin-
sische Kindorientierung der Mütter keinen Einfluss auf den Umfang ihrer 
Erwerbsarbeit haben. Ihre Wünsche und Vorstellungen bleiben demnach bei 
der Ausgestaltung ihrer aktuellen Situation nebensächlich. Allerdings muss – 
wie gesagt – kritisch angemerkt werden, dass auch diejenigen Variablen, die 
einen signifikanten Zusammenhang zum Umfang mütterlicher Erwerbstätig-
keit aufweisen, z. T. nur sehr geringe Korrelationen aufweisen. 

Eine mögliche Erklärung dieser geringen Korrelationskoeffizienten sowie 
auch die nicht signifikanten Korrelationen an sich einleuchtender Zusam-
menhänge wird darin gesehen, dass wahrscheinlich wesentliche Variablen 
nicht mit in das vorliegende Modell einfließen konnten, z. B. die Arbeits-
marktlage sowie die finanzielle Situation der Familie. Dies sind Variablen, 
die sehr wohl einen Einfluss auf die Ausübung einer mütterlichen Erwerbs-
tätigkeit haben können, wie im Laufe der Untersuchung deutlich wurde. Auf 
der Grundlage dieser Überlegungen lässt sich vermuten, dass nach wie vor 
unerwünschte und unbekannte Drittvariableneinflüsse die Messung der tat-
sächlichen Zusammenhänge zwischen den untersuchten Variablen beein-
trächtigen.  

Insgesamt müssen die z. T. widersprüchlichen Ergebnisse der direkt genann-
ten Gründe für bzw. gegen Erwerbsarbeit und die Partialkorrelationen der 
ausgewählten Variablen auf den Umfang mütterlicher Erwerbsarbeit gegen-
einander abgewogen werden. Einerseits nennen die befragten Frauen explizit 
sowohl strukturelle Gründe als auch intrinsische Motivationen als für sie 
handlungsleitend, andererseits sind intrinsische Motivationen mit Hilfe der 
Partialkorrelation nicht nachzuweisen. 

Von dem Hintergrund der genannten Einschränkungen bei der Realisierung 
des Korrelationsmodells sollten die erzielten Ergebnisse nicht überbewertet 
und den Ergebnissen der Analyse der genannten Gründe für bzw. gegen 
Erwerbsarbeit mehr Gewicht beigemessen werden. 

4 Zusammenfassung und Ausblick 

Fasst man alle Ergebnisse der empirischen Untersuchung zusammen, lässt 
sich die Frage, wie die Mütter behinderter Kinder ihre Situation erleben und 
bewerten, wie folgt beantworten: 
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Es lässt sich eine hohe innerfamiliale Belastung der Mütter nachweisen, die 
mit zunehmender Schwere der kindlichen Behinderung steigt. Aber nicht nur 
die Behinderung des Kindes hat Auswirkungen auf das mütterliche Zeitbud-
get, sondern auch sekundäre Einflussfaktoren wie die familialen Konstellati-
onen, denn die von uns befragten Mütter leben überdurchschnittlich oft in 
Ein-Eltern-Familien, wodurch der Partner der Mutter als potentieller Unter-
stützer wegfällt; und in den untersuchten Familien leben überdurchschnitt-
lich viele Kinder. 

Innerfamiliale Aufgaben werden überwiegend und in erster Linie von den 
Müttern erledigt, wobei sich im Osten eine in Ansätzen egalitärere Arbeits-
teilung feststellen lässt. Mit der hohen Auslastung innerfamilialer Aufgaben 
korrespondiert eine im Vergleich mit dem Bundesdurchschnitt geringere 
Erwerbstätigkeitsquote bei den Müttern behinderter Kinder, die im Osten 
jedoch höher ausgeprägt ist. 

Auch die Wertorientierungen der Mütter bzgl. der Bereiche „Kindorientie-
rung“ und „Erwerbsmotivation“ sowie zu deren Vereinbarkeit zeigen die 
bekannten ost-westdeutschen Unterschiede. Wie in Familien mit nicht-behin-
derten Kindern sind Kindorientierung und Erwerbsmotivation bei den Frauen 
unserer Befragungsgruppe stark ausgeprägt, und nur wenige Frauen möchten 
ihre Lebensinhalte auf einen dieser Bereiche beschränken. Auch für Mütter 
mit einem behinderten Kind lässt sich demnach mehrheitlich eine Doppel-
orientierung feststellen. Allerdings glauben vor allem die von uns befragten 
westdeutschen Frauen nicht, dass sie die Möglichkeit haben, beide Bereiche 
wirklich miteinander zu verbinden. 

Bezüglich der Frage, wie die Mütter ihre Situation bewerten, zeigt sich ein 
ambivalentes Bild: Einerseits zeigen sich über 60% der Befragten mit der 
gegebenen Situation zufrieden, auf Nachfrage streben sie aber eine egalitä-
rere Arbeitsteilung mit einer Angleichung innerfamilialer Aufgaben sowie 
Erwerbsarbeit zwischen Frauen und Männern an. 

Die Frage, ob die Mütter sich durch das hohe Maß an innerfamilialer Ange-
bundenheit in ihren persönlichen Lebensentscheidungen bzgl. der Ausübung 
einer Erwerbsarbeit eingeschränkt sehen, muss aber differenziert beantwortet 
werden. Denn nicht alle Frauen erleben diese Reduktion ihrer Optionen als 
tatsächliche Einschränkung ihrer Wahlfreiheit. Bei den erwerbstätigen Müt-
tern ist kein eindeutiger Trend zwischen selbstbestimmten und fremdbe-
stimmten Faktoren zu erkennen, die ihre Lebensgestaltung in Bezug auf ihre 
Erwerbstätigkeit prägen. Die nicht-erwerbstätigen, ostdeutschen Frauen hin-
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gegen sehen sich mehrheitlich eingeschränkt, jedoch nicht primär durch ihre 
familiale Situation, sondern durch die Situation am Arbeitsmarkt, wenn auch 
an zweiter Stelle eine hohe intrinsische Kindorientierung rangiert. Nicht-
erwerbstätige Mütter im Westen wiederum begründen ihren Erwerbsstatus 
am häufigsten mit ihrer hohen Kindorientierung, sie wählen also tendenziell 
die gegebene Situation freiwillig und nicht durch strukturelle Zwänge be-
dingt. Erst an zweiter Stelle werden strukturelle Gründe – nämlich man-
gelnde Kinderbetreuungsmöglichkeiten – genannt. 

Die Ergebnisse der Partialkorrelation legen nahe, dass der Umfang mütterli-
cher Erwerbsarbeit in erster Linie und fast ausschließlich vom Zeitbudget der 
Mutter bestimmt wird und nicht von ihren intrinsischen Motivationen. Aller-
dings sind diese Zusammenhänge lediglich sehr schwach ausgeprägt, so dass 
der Schluss voreilig wäre, dass die von uns befragten Frauen aufgrund des 
geringen Einflusses intrinsischer Motivationen unter wenig individualisierten 
Bedingungen leben. Wahrscheinlich verzerren bisher nicht kontrollierte 
Drittvariableneinflüsse im Modell die Ergebnisse, die deshalb in der Inter-
pretation nicht zu stark ins Gewicht fallen sollten. 

In weitergehenden Forschungen wäre es reizvoll, dem aufgestellten Modell 
der Partialkorrelationen weitere mögliche Einflussvariablen hinzuzufügen. 
Ziel aller weiterführenden Forschungen sollte es sein, diejenigen Faktoren zu 
benennen, die einer individualisierten Lebensführung der Mütter mit einem 
behinderten Kind entgegenstehen. In der Folge können sozialpolitische Maß-
nahmen entwickelt bzw. ausgebaut werden, die den Einfluss dieser Faktoren 
minimieren. Schon heute wird von familienpolitischer Seite grundsätzlich 
die Erziehung behinderter Kinder in der Familie favorisiert, wobei gleich-
zeitig auf die Schwierigkeiten der Vereinbarkeit von Mutterschaft mit einem 
behinderten Kind und Erwerbstätigkeit hingewiesen wird. Ausdrücklich wird 
betont, dass es nicht hinnehmbar ist, wenn Pflege und Betreuung des Kindes 
in der Familie nur um den Preis der Aufopferung mütterlicher Lebensper-
spektiven möglich ist. 

Ein Ausweg wird neben den für alle Familien notwendigen Fördermaßnah-
men, z. B. dem Ausbau außerfamilialer Betreuung, der Reduktion finanziel-
ler Nachteile usw. im weiteren Ausbau flexibler Hilfen speziell für Familien, 
in denen ein behindertes Kind lebt, gesehen, wie es die Familienentlastenden 
Dienste sind. Neben diesen Ansatzpunkten halten wir es für wichtig, dass 
Eltern über die Ausprägungen der verschiedenen Behinderungsarten sowie 
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ihre Folgen für das familiale Zusammenleben detailliert informiert werden. 
Denn Information baut Ängste ab. 

In Zeiten von Pränataldiagnostik und der ständigen Erweiterung des medizi-
nisch Möglichen wird Eltern immer stärker die existenzielle Entscheidung 
für bzw. gegen ein behindertes Kind abverlangt. In dieser Situation halten 
wir detaillierte Informationen sowohl über die kindliche Behinderung und 
ihre Folgen sowie über die Möglichkeiten zur individuellen Unterstützung 
dieser Familien für den wirksamsten Weg, den Eltern bei diesen Entschei-
dungen helfend zur Seite zu stehen. Denn nur wenn dem Eindruck vieler 
Eltern und vor allem vieler Mütter entgegengewirkt werden kann, ihr weite-
res Leben sei von nun an ausschließlich durch ihr behindertes Kind deter-
miniert und zwar in weit stärkerem Maß als durch die Geburt eines nicht-
behinderten Kindes, nur dann haben die betroffenen Eltern tatsächlich die 
Möglichkeit, sich ohne den Zwang zur Aufopferung für dieses Kind zu ent-
scheiden. 

 

Literatur 
AKKERMANN, A.; KRAULEDAT, S.; THIMM, W. (1997): Zur Situation von 

Familien mit behinderten Kindern, Jugendlichen und erwachsenen 
Kindern in der ehemaligen Bundesrepublik – ein Überblick. In: 
W. Thimm; A. Akkermann; M. Hupasch-Labohm; S. Krauledat; 
Ch. Meyners; G. Wachtel (Hg.): Quantitativer und qualitativer Ausbau 
ambulanter Familienentlastender Dienste (FED). Band 80 der Schrif-
tenreihe des Ministeriums für Gesundheit. Baden-Baden, 241-270. 

BECK-GERNSHEIM, E. (1983): Vom „Dasein für Andere“ zum Anspruch auf 
ein Stück „eigenes Leben“: Individualisierungsprozesse im weiblichen 
Lebenszusammenhang. In: Soziale Welt, 307-334. 

BOGYI, G. (1996): Trauerarbeit in Familien mit einem chronisch kranken 
oder behinderten Kind. In: G. Lehmkuhl, (Hg.): Chronisch kranke Kin-
der und ihre Familien. München. 

BREMER-HÜBLER, U. (1990): Stress und Stressbewältigung im täglichen Zu-
sammenleben mit geistig behinderten Kindern. Eine empirische Studie 
zur Situation der Mutter. Frankfurt/M. 

CLOERKES, G. (1997): Soziologie der Behinderten. Heidelberg. 

http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_AKKEANNA&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_HUHLABMM&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_KRAUDATS&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_MEYNERSC&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_WACHTELG&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und


78 

GÖTZ, B. (1997): Väter behinderter Kinder. Herausforderungen an Rolle und 
Selbstverständnis des Mannes: In: A. Heinrich (Hg.): Wo ist mein 
Zuhause? Integration geistig behinderter Menschen. Stuttgart, 165-184. 

HIRCHERT, A. (2002): Familienorientierte Unterstützungssysteme – Die 
Sicht der Eltern. In: W. Thimm; G. Wachtel (Hg.): Familien mit behin-
derten Kindern – Wege der Unterstützung. Weinheim und München, 
74-102.  

JONAS, M. (1990a): Trauer und Autonomie bei Müttern schwerstbehinderter 
Kinder. Ein feministischer Beitrag. Psychoanalytische Pädagogik. 
Bd. 3. Mainz. 

JONAS, M. (1990b): Behinderte Kinder – behinderte Mütter? Die Unzumut-
barkeit einer sozial arrangierten Abhängigkeit. Frankfurt/M. 

METZLER, H.; WACHTEL, G.; WACKER, E. (1997): Die Wende in der Behin-
dertenhilfe. Tübingen. 

MEYNERS, C.; WACHTEL, G. (1997): „Wir nehmen also wirklich nur in An-
spruch, wenn es wirklich nicht anders geht, ... und dann ist es eben 
schön, wenn jemand da ist“ – Familienstudie Ost. In: W. Thimm; 
A. Akkermann; M. Hupasch-Labohm; S. Krauledat; Ch. Meyners; 
G. Wachtel (Hg.): Quantitativer und qualitativer Ausbau ambulanter 
Familienentlastender Dienste (FED). Band 80 der Schriftenreihe des 
Ministeriums für Gesundheit. Baden-Baden, 389-455. 

NAVE-HERZ, R. (2002): Familie heute: Wandel der Familienstrukturen und 
Folgen für die Erziehung. Darmstadt. 

SCHÜTZE, Y. (1988): Mütterliche Erwerbstätigkeit und wissenschaftliche 
Forschung; in: U. Gerhardt; Y. Schütze (Hg.): Frauensituation: Verän-
derungen in den letzten zwanzig Jahren. Frankfurt/M., 114-140. 

THIMM, W. (1992): Normalisierung in der Bundesrepublik. Versuch einer 
Bestandsaufnahme. In: Geistige Behinderung, 283-291. 

THIMM, W. (1994): Leben in Nachbarschaften. Hilfen für Menschen mit 
Behinderungen. Freiburg im Breisgau. 

THIMM, W. (2002): Familien mit behinderten Kindern in Deutschland – 
Wege der Unterstützung. In: W. Thimm; G. Wachtel (Hg.): Familien 
mit behinderten Kindern – Wege der Unterstützung und Impulse zur 
Weiterentwicklung regionaler Hilfesysteme. Weinheim und München. 

http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_AKKEANNA&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_AKKEANNA&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_HUHLABMM&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_KRAUDATS&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_MEYNERSC&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_WACHTELG&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und


 79 

THIMM, W.; WACHTEL, G. (2002): Familien mit behinderten Kindern – 
Wege der Unterstützung und Impulse zur Weiterentwicklung regiona-
ler Hilfesysteme. Weinheim und München. 

WACHTEL, G. (1997): Familien mit behinderten Angehörigen in der DDR. 
Eine retrospektive Literaturanalyse. In: W. Thimm; A. Akkermann; 
M. Hupasch-Labohm; S. Krauledat; Ch. Meyners; G. Wachtel (Hg.): 
Quantitativer und qualitativer Ausbau ambulanter Familienentlastender 
Dienste (FED). Band 80 der Schriftenreihe des Ministeriums für 
Gesundheit. Baden-Baden, 271-306.  

http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_AKKEANNA&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_HUHLABMM&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_KRAUDATS&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_MEYNERSC&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und
http://katalog.bis.uni-oldenburg.de/cgi-bin/opac?kt=AAF_WACHTELG&MODUS=0&la=1&term=24077&sort=chro&set=2&op=und


 



 

Catrin Lange 

Familienmediation. 
Neue Formen der Konfliktlösung für Familien 

1 Einführung 

„Scheidung ist wie eine Amputation. Man überlebt, aber man hat etwas ver-
loren,“ heißt es in einem Roman der kanadischen Schriftstellerin Margaret 
Atwood (1998: 52). Dieser Satz beschreibt eine Erkenntnis, die Jahr für Jahr 
mehr Paare machen müssen: Scheidungen sind auch in Deutschland zu einer 
sozialen Selbstverständlichkeit geworden. Den Zahlen des Statistischen Bun-
desamtes zufolge mündet zur Zeit etwa jede dritte Eheschließung in eine 
Scheidung, in Großstädten sogar jede zweite. Die Zahl der Trennungen bei 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften wird statistisch gar nicht erfasst. 

Mit der Häufigkeit des Vorkommens scheint auch die gesellschaftliche Tole-
ranz gegenüber Scheidungen gewachsen zu sein. Doch auch wenn es sich 
mittlerweile um eine Art „kollektives Phänomen“ handelt (Petri 1991: 11), 
stellt sich eine Scheidung für die von ihr Betroffenen keinesfalls als Norma-
lität dar. Dies zeigt sich an den vielfältigen Auswirkungen, die das Durchle-
ben einer Scheidung auf die Gesundheit und Psyche der Partner und Betrof-
fenen haben kann. So zählen Geschiedene und ihre Kinder zu einer Risiko-
gruppe mit erhöhter Selbstmordrate, häufigeren psychischen und physischen 
Erkrankungen sowie kürzerer Lebenserwartung (Klammer 1999: 65). Dabei 
stellen vor allem die oft bis nach der Scheidung fortdauernden Konflikte eine 
erhebliche Belastung für die Beteiligten dar.  

In diesem Zusammenhang sind in den vergangenen zwei Jahrzehnten ver-
mehrt Stimmen laut geworden, die das geltende traditionelle gerichtliche 
Konfliktlösungsverfahren für eine zusätzliche Belastung der an familiären 
Konflikten Beteiligten verantwortlich machen und neue – entlastende – 
Wege fordern. 
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Für den Bereich familiärer Konflikte wird „Mediation“ (Konfliktvermitt-
lung) immer häufiger als Antwort auf dieses Problem gesehen. Die aus den 
USA stammende Methode wird in Deutschland in Form der „Familienmedi-
ation“ zur Konfliktregelung in Trennungs- und Scheidungsfällen eingesetzt 
und hat unter den professionell mit Trennung und Scheidung Befassten 
begeisterte Anhänger gefunden.  

Tatsächlich scheint es so, als habe sich mit der Familienmediation ein neues, 
zusätzliches Berufsfeld für Pädagoginnen, Psychologen und Juristinnen1 
eröffnet. Jährlich zahlt eine wachsende Zahl angehender Mediatoren zum 
Teil mehrere Tausend Euro, um an einem der ständig neu entstehenden 
Institute eine Ausbildung zur Familienmediatorin zu absolvieren. Inzwischen 
rühren sich jedoch Zweifel, ob sich eine solche Investition lohnt: Im Gegen-
satz zu den USA, wo diese Methode der Konfliktvermittlung schon seit Jah-
ren sehr verbreitet ist, begegnet Mediation in Deutschland einer ausgepräg-
ten Skepsis und Zurückhaltung auf Seiten der Klientel. Trotz der verbreiteten 
Kritik an den Unzulänglichkeiten des gerichtlichen Verfahrens können die 
Anbieter von Mediation kaum Kundinnen nachweisen (Krauter et al. 2002: 
479).  

In Fachkreisen jedoch hält die anfängliche Begeisterung für Mediation offen-
bar unvermindert an, was sich unter anderem an den zahlreichen Veröffent-
lichungen zum Thema Familienmediation zeigt, in denen sich kaum kritische 
Stimmen zu Wort melden. Vielmehr wird auch nach Jahren der inzwischen 
viel diskutierten mangelnden Inanspruchnahme dieser Methode durch die 
zahlreich vorhandenen potentiellen Kunden noch die Auffassung vertreten, 
Mediation werde die Streitkultur in Deutschland in Richtung eigenverant-
wortlicher Konfliktgestaltung revolutionieren (Sander/Hatlapa 1999: 152).  

Auch wird Mediation immer häufiger als „die“ neue und einzig richtige 
Methode dargestellt und der Eindruck vermittelt, als sei es zumindest für 
Paare mit Kindern verantwortungslos, im Scheidungsfall keine Mediation zu 
machen. In zahlreichen Aufsätzen und Redebeiträgen werden Rechtsanwälte 
als streitsüchtige Geschäftemacher dargestellt, die Konflikte zwischen den 
Parteien verschärfen. Am Ende eines gerichtlichen Verfahrens ohne voran-
gegangene Mediation kann nach Auffassung dieser Autorinnen nur ein Urteil 

                                                           
1  Angesichts des hohen Frauenanteils im Mediationsberuf habe ich mich entschlossen, im 

Rahmen dieser Arbeit beide Geschlechtsformen zu berücksichtigen. Hierfür habe ich die 
Methode der willkürlichen Abwechslung der männlichen und weiblichen Form gewählt. 
Das jeweils nicht ausdrücklich genannte Geschlecht ist grundsätzlich mit gemeint. 
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stehen, mit dem beide Parteien unglücklich sein müssen. Dass den Betroffe-
nen neben anwaltlicher Beratung und Mediation auch noch weitere professi-
onelle Hilfsangebote wie Beratung oder Therapie z. B. durch Jugendämter 
und Beratungsstellen in kirchlicher oder freier Trägerschaft zur Verfügung 
stehen, bleibt meistens unerwähnt.  

Die Gründe für diese harten Töne liegen auf der Hand und wurden oben 
schon erwähnt: Mediation kämpft in Deutschland einen harten Überlebens-
kampf. Zwar bieten immer mehr Institute (Universitäten, Volkshochschulen, 
private Institute etc.) Mediationsausbildungen an und stoßen dabei auf gro-
ßes Interesse und zahlreiche Teilnehmer. Die derzeitige Anwaltsschwemme 
und die zum Teil recht hohe Arbeitslosigkeit unter Psychologen und Päda-
gogen führt offenbar dazu, dass die hiervon betroffenen Berufskreise sich 
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt bzw. die Eröffnung eines neuen 
Tätigkeitsfeldes erhoffen. Im Familienrecht tätige Anwältinnen berichten zu-
dem, dass sie eine Mediationsausbildung absolviert hätten, weil sie mit ihrer 
bisherigen Berufspraxis unzufrieden gewesen seien und sich von Mediation 
eine Veränderung ihres beruflichen Alltags versprechen. Der große Anteil 
von Frauen unter den Ausbildungsteilnehmern lässt sich offenbar dadurch 
erklären, dass viele von ihnen sich nach einer Kinderpause den Wiederein-
stieg in ihren „helfenden“ Grundberuf als Psychologin oder Pädagogin mit 
dieser Zusatzausbildung erleichtern möchten. 

Dem beschriebenen „Ausbildungsboom“, der jährlich zahlreiche Absolven-
tinnen auf den Markt entlässt, steht jedoch keine Nachfrage von Seiten der 
zahlreich vorhandenen Scheidungsbetroffenen gegenüber. Selbständig prak-
tizierende Mediatoren haben in Deutschland praktisch keine Klienten. An-
waltsmediatoren sprechen von drei Mediationen jährlich, und es liegt auf der 
Hand, dass sich zur Zeit (mit Ausnahme der Ausbildungsinstitute) kaum 
jemand von Mediation allein ernähren kann.  

Unter diesen Voraussetzungen stellt sich die Frage, ob Mediation von ihren 
Anbietern vielleicht mehr gebraucht wird als von den Klienten. Jedenfalls 
liegt die Vermutung nahe, dass die oben erwähnten harschen Töne, die 
Mediationsanhängerinnen den anderen Hilfsangeboten gegenüber anschla-
gen, eher aus der beruflichen Not als aus sachlichen Überlegungen heraus 
entstanden sind.  

Um es vorweg zu nehmen: meines Erachtens haben alle professionellen 
Hilfsangebote für den Trennungs- und Scheidungsfall sowohl ihre Vor- und 
Nachteile als auch ihre Existenzberechtigung. Das „optimale“ Hilfsangebot 
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für eine so existentiell belastende wie individuelle Notsituation wie eine 
Scheidung kann und wird es nie geben. Wohl aber zeichnet sich ab, dass es 
für die eine oder andere Methode möglicherweise „optimale“ – d. h. beson-
ders geeignete – Klienten gibt. 

Bevor ich mich jedoch näher mit den möglichen Ursachen für den Entwick-
lungsverlauf von Mediation in Deutschland befasse, möchte ich einen kurzen 
Überblick über Entstehungsgeschichte und wesentliche Merkmale der Medi-
ation geben. 

2 Historische Wurzeln der Mediation 

Mediation wird häufig als eine amerikanische Konfliktvermittlungsmethode 
dargestellt. Bezüglich ihrer Herkunft ist dies nur zum Teil richtig, denn die 
Wurzeln dieser Methode finden sich in den verschiedensten Kulturkreisen, 
Epochen und auf allen Kontinenten. So wurden im antiken Griechenland 
Konflikte zwischen Stadtstaaten wie z. B. Athen und Sparta unter der Ver-
mittlungshilfe anderer Städte ausgetragen. Platon (429 bis 348 vor Christus) 
forderte in einem seiner Bücher die Aussöhnung zerstrittener Eheleute mit 
Hilfe von Eheaufseherinnen oder sog. Gesetzesverwesern (Proksch 1999: 
171). 

Auch im neuen Testament finden sich Hinweise auf Konfliktvermittlung im 
christlich-abendländischen Bereich (z. B. Apostel Paulus, 1. Brief an die 
Korinther 6, 5-7). Während des Mittelalters war die westeuropäische Kirche 
eine bedeutende Konfliktregelungsinstanz. Ihre Angehörigen und Priester 
traten als Vermittler bei Straftaten, in Ehesachen und bei sonstigen Ausein-
andersetzungen auf. 

Doch auch die Anhänger anderer Religionsgemeinschaften nutzten Vermitt-
lung schon früh, um Auseinandersetzungen zu regeln: Die nach ihrem Führer 
Menno Simons (1496-1561) benannte und ca. 1535 im Rahmen der Refor-
mationsbewegung entstandene Täufergruppe der Mennoniten setzte bei-
spielsweise schon damals Konfliktvermittlung zur Lösung von Streitigkeiten 
ein (Besemer 1994: 47). Ein weiteres Beispiel für „Mediationsanwendung“ 
in religiösen Gemeinschaften sind die regelmäßigen Vermittlungen europäi-
scher Rabbiner innerhalb der jüdischen Gemeinden (Besemer 1994: 47).  

Dass Mediation darüber hinaus seine Herkunft nicht nur aus westlichen 
Kulturen herleitet, zeigen die Länder China und Japan, in denen Vermittlung 
nach langer Tradition heute ebenfalls noch ihren festen Platz hat. 
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Im chinesischen Kulturkreis entsprach Vermittlung von jeher der konfuziani-
schen Sicht, nach der befriedigende Konfliktlösungen vor allem durch Ein-
sicht und Vereinbarungen zu erreichen sind. Innerhalb des chinesischen 
Rechtssystems ersetzt Mediation nahezu den Justizapparat: Mediatoren ver-
mitteln jährlich in mehr als sieben Millionen Konflikten, in 90% der Fälle 
erfolgreich. Ein gerichtliches Verfahren anstrengen zu müssen, wird in China 
als persönliche Niederlage empfunden. 

Chinesische Einwanderer waren es schließlich auch, die zusammen mit an-
deren Völker- und Religionsgruppen den Gedanken der Mediation in die 
USA brachten. Das moderne, heute verbreitete Mediationskonzept wurde in 
den USA seit Beginn der 1960er Jahre entwickelt. In der Zeit der Vietnam-
proteste und Studentenunruhen begann man dort nach alternativen Verfahren 
zur Lösung politischer und sozialer Konflikte zu suchen. Daher kann man 
die Mediation in den USA als in der Bürgerrechtsdebatte verwurzelt und 
gemeinwesenorientiert bezeichnen, was in dem häufig verwandten Begriff 
„grass-root“-Bewegung zum Ausdruck kommt. Zu Beginn der 1970er Jahre 
entstanden in den Kommunen sog. „Neighbourhood Justice Centers“ (NJCs), 
die kostenlose Mediation in Nachbarschafts- und Familienkonflikten anbo-
ten. Viele von ihnen wurden rasch institutionalisiert und bildeten Teile eines 
Programms für sog. „Alternative Dispute Resolution“ (ADR), mit dem der 
öffentlichen Unzufriedenheit mit der Justiz begegnet werden sollte (Moore 
1986: 22). Die wachsende Zahl von Scheidungen und die damit verbundene 
Belastung der Gerichte führte in manchen Staaten der USA schließlich dazu, 
dass Scheidungsverfahren heute obligatorisch zur Mediation verwiesen wer-
den. Erst bei Scheitern der Mediation können diese Fälle dann in Gerichts-
verfahren verhandelt werden. Damit wurde die Mediation in Familienkon-
flikten in den USA zum am schnellsten anwachsenden Vermittlungsbereich. 

In Deutschland hingegen wurde Mediation erst in den 1980er Jahren be-
kannt. Einzelne Juristen und Psychologen, die in den USA eine Mediations-
ausbildung absolviert hatten, brachten ihre Begeisterung für das Konzept mit 
nach Deutschland, wo das Thema zunächst nur in interessierten Fachkreisen 
aufgegriffen wurde. 1990 führte der Gesetzgeber den strafrechtlichen Täter- 
Opfer-Ausgleich für Jugendliche (§ 10 Nr. 7 JGG) und 1994 für Erwachsene 
(§ 46a StGB) ein. Auch im Prozessrecht fand in einigen Gesetzen eine 
Annäherung an die neuen Konfliktlösungswege statt. 
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3 Mediationsbegriff und Definition 

Aufgrund des amerikanischen Elements seiner Herkunftsgeschichte leitet 
sich der heutige Begriff der „Mediation“ von den englischen Wörtern „to 
mediate“ (dt. vermitteln) und „negotiation“ (dt. Verhandlung) ab und bedeu-
tet wörtlich übersetzt „vermittelte Verhandlung“. Der englische Begriff hat 
sich als feststehender Fachausdruck in der deutschen Sprache unverändert 
etabliert und wird zumeist schlicht mit „Vermittlung“ übersetzt. Ursprüng-
lich stammt der Begriff der Mediation aus dem Altlateinischen, wo „media-
tio“, „mediationis“ bereits „Vermittlung“ bedeutete. Doch lässt sich auch 
eine Anlehnung an den lateinischen Stamm „medeor, mederi“ (dt. heilen, 
ganz machen) feststellen.  

In der Fachliteratur zum Thema „Mediation“ finden sich zum Teil unter-
schiedliche Definitionen, je nachdem auf welches Fachgebiet bzw. auf wel-
chen institutionellen Rahmen von Mediation sich die Autoren beziehen 
(Hehn 1996: 8). 

Eine Definition von Mediation, die meines Erachtens die wesentlichen 
Merkmale der Methode und ihre fachübergreifenden Grundgedanken kenn-
zeichnet, ist von Proksch erarbeitet worden:  

„Mediation ist ein freiwilliger, vom Gericht unabhängiger Prozess, in 
dem die Beteiligten übereinkommen, unter dem Beistand eines neu-
tralen Vermittlers ihre gegensätzlichen Standpunkte auszutauschen, 
ihre Konfliktpunkte offenzulegen, zu strukturieren, mit dem Ziel, im 
gemeinsamen Gespräch Alternativen und Optionen zu erarbeiten und 
schließlich zu einem einvernehmlichen, eigenverantwortlichen Ergeb-
nis zu kommen.“ (Proksch 1993: 179) 

4 Grundgedanken und Prinzipien der Mediation  

Aus der oben genannten Definition lassen sich die folgenden Mediations-
grundsätze ableiten:  

• Nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit ist die Teilnahme an der Media-
tion für die Parteien freiwillig, d. h. das „Ob“ der Mediation, ihr Beginn 
und Ende sowie der Inhalt der Gespräche liegen in der Hand der Teilneh-
mer. Die Vermittlung kann also von allen Beteiligten jederzeit abge-
brochen werden. Die Inanspruchnahme einer Mediation sollte nicht zur 
Pflicht gemacht werden. 



 87 

• Der Grundsatz der Unabhängigkeit besagt, dass Mediation auf einer 
informellen, außergerichtlichen Ebene stattfindet.  

• Der Grundsatz der Neutralität schreibt fest, dass die Mediation unter 
Anleitung einer neutralen Vermittlerin stattzufinden hat. Damit ist eine 
allparteiliche Haltung der Mediatorin gemeint. Der Neutralität entspricht, 
dass die Mediatoren keine Entscheidungsmacht haben, sondern lediglich 
die Verantwortung für einen fairen Mediationsprozess übernehmen. 

• Die Parteien können selbstbestimmte Entscheidungen im Sinne der Medi-
ation nur treffen, wenn sie über alle wichtigen Umstände informiert sind. 
Der Grundsatz der Offenlegung setzt daher die Bereitschaft der Teilneh-
merinnen zur Offenlegung aller entscheidungserheblichen Daten und Fak-
ten voraus. Die im Vermittlungsverfahren offenbarten Informationen müs-
sen von allen Beteiligten vertraulich behandelt werden (Grundsatz der 
Vertraulichkeit). 

• Die Parteien übertragen die Entscheidungsbefugnis nicht auf einen Dritten 
(z. B. den Richter), sondern erarbeiten ihre eigene Lösung. Jede Beteiligte 
spricht und handelt für sich selbst (Grundsatz der Eigenverantwortlich-
keit). 

5 Abgrenzung der Mediation zu anderen Konfliktregelungsarten 

Gerichtlichem Verfahren und Mediation gemeinsam ist die Einschaltung 
eines Dritten (Richter bzw. Mediator). Während im gerichtlichen Verfahren 
der Ausgang des Konflikts dem Urteil der Richterin unterliegt und daher 
ungewiss ist, erarbeiten die Parteien in der Mediation ihre Lösung eigenver-
antwortlich. Die in der Mediation gefundene Regelung kann daher individu-
ell auf die Beteiligten zugeschnitten werden, wohingegen die Richterin den 
Fall nach Rechtsnormen entscheiden muss, die der Gesetzgeber für den 
rechtlichen „Standardfall“ erlassen hat.  

Dem Charakter der Mediation am nächsten kommt sicherlich die Konflikt-
regelungsform des außergerichtlichen Verhandelns durch die Parteien bzw. 
ihre Anwälte. Gemeinsam ist dem Verhandeln und der Mediation zum einen 
die Freiwilligkeit der Teilnahme und die Anwesenheit Dritter. Zum anderen 
gibt es auch für die außergerichtliche Verhandlung keinen vorgeschriebenen 
formalen Ablauf. 

Im Gegensatz zur Mediation werden die Parteien beim Verhandeln aber 
durch Anwältinnen vertreten, die ihre rechtliche Sachkompetenz einbringen 
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und die Durchsetzung der Interessen ihrer jeweiligen Mandaten in den Vor-
dergrund stellen.  

Auch zwischen Mediation und Beratung bzw. Therapie gibt es sowohl Ge-
meinsamkeiten als auch Unterschiede: In allen drei Interventionsarten wird 
den Gefühlen der Parteien Raum gegeben.  

In der Mediation geschieht dies nur in soweit, als die Gefühle der Streitenden 
dem eigentlichen Ziel der Mediation, nämlich der inhaltlichen Gestaltung 
einer Konfliktlösung, im Wege stehen können (Breidenbach 1995: 277). 
Mediation stellt die Regelung der Trennungs- bzw. Scheidungsfolgen für die 
Zukunft in den Vordergrund, nicht die Aufarbeitung des ehelichen Konflikts.  

In der Therapie stehen die Gefühle der Personen dagegen im Mittelpunkt. Ihr 
Ziel ist die Lösung tieferer Persönlichkeitsprobleme, deren Ursprung in der 
Vergangenheit gesucht wird. Zu beachten ist, dass es eine spezielle Form der 
„Scheidungstherapie“ nicht gibt: Therapie ist nicht auf eine konkrete Kon-
fliktsituation (wie Trennung bzw. Scheidung) gerichtet, sondern will je nach 
therapeutischer Schule eine Verhaltensänderung, ein besseres Eigenverständ-
nis oder die „Heilung“ des ganzen Menschen bewirken. Ziel ist die Wieder-
herstellung eines inneren Gleichgewichts, das als weniger belastend empfun-
den wird als der Ausgangszustand. 

In der Beratung wiederum wird zumeist ein vom Klienten eingebrachtes, 
klar umrissenes Problem bearbeitet. Je nach Art des Konflikts wird von Ehe-, 
Familien- bzw. Trennungs- und Scheidungsberatung gesprochen. Hilfen bie-
ten das Jugendamt, spezielle Beratungsstellen freier Träger oder selbständig 
niedergelassene Berater und Therapeuten. Ziel der Beratung ist es, die Hand-
lungskompetenz der Klienten dadurch zu erhöhen, dass sie ihr Verhalten 
bewusst und eigenverantwortlich zu steuern lernen. Zumeist besteht ein gro-
ßes Informationsbedürfnis der Klienten hinsichtlich eines bestimmten Prob-
lems, bestehender Verhaltensmöglichkeiten, aber auch des inneren Zustands 
der Klientin (Witte et al. 1992: 5). 

Insgesamt gesehen unterscheiden sich Mediation und Beratung bzw. Thera-
pie also vorwiegend durch das Ausmaß der Einbeziehung bzw. der Bearbei-
tung von Gefühlen, wobei die Übergänge wie auch zu den juristischen Ver-
fahren fließend sein können. 
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6 Der Ablauf einer Mediation 

Mediationen verlaufen in der Regel nach einem festgelegten Programm. In 
der Fachliteratur finden sich – je nach Fachgebiet und Mediationskonzept 
der Autorinnen – Einteilungen in 3 bis 12 Phasen bzw. Stufen. Die unter-
schiedliche Zahl der Phasen kommt lediglich dadurch zustande, dass einige 
Mediatoren z. B. eine geringere Zahl von Ablaufphasen benennen, diese 
dann aber wiederum in zahlreiche Unterschritte unterteilen. Inhaltlich unter-
scheidet sich der Ablauf der Mediation bei den einzelnen Konzepten kaum. 
Darüber hinaus dienen die einzelnen Schritte lediglich der Orientierung 
innerhalb des Gesprächsverlaufs und müssen nicht strikt eingehalten werden.  

Im Folgenden wird der Mediationsablauf in sieben Stufen vorgestellt, da sich 
diese Einteilung für die Familienmediation besonders gut zu eignen scheint: 
Durch die Einteilung in sieben Phasen lässt sich die Regelung des familiären 
Konfliktes gut strukturieren und es wird dem Paar schon von Anfang an 
verdeutlicht, welche klar abgrenzbaren Arbeitsschritte zu bewältigen sind. 
Die nachfolgende Darstellung erfolgt in Anlehnung an das Konzept von 
Proksch (1998: 26). 

Die erste Stufe ist die Stufe der Einführung. In der Vorphase zur Mediation 
hat die Kontaktaufnahme der Streitenden mit dem Mediator stattgefunden. In 
der darauf folgenden Einführungsphase versucht die Mediatorin eine ver-
trauensvolle Atmosphäre zu schaffen, erklärt ihre Rolle als Vermittlerin und 
bespricht die „Spielregeln“ der Mediation. Die Einführung endet mit dem 
Abschluss des Vermittlungsvertrages.  

Zu Beginn der Mediation erklärt der Mediator den Teilnehmerinnen die 
„Spielregeln“, die während der Vermittlung gelten sollen. 

Anschließend wird das Ergebnis in Form eines sog. „Vermittlungsvertrages“ 
festgehalten. Dieser soll den Beteiligten eine Orientierungshilfe sein und 
Sicherheit geben. Deshalb enthält er Kommunikationsregeln, Rücksichtnah-
mepflichten und eine Festlegung der Rolle des Mediators. Die Parteien eini-
gen sich z. B. darauf, bestimmte Gesprächs- und Verhaltensregeln einzuhal-
ten, regelmäßig und aktiv an den Sitzungen teilzunehmen, einander ausreden 
zu lassen, Einschüchterungen und Drohungen zu unterlassen sowie alle ent-
scheidungserheblichen Fakten zu offenbaren. Die Mediatorin überwacht die 
Einhaltung dieser Regeln. Bei wiederholten Verstößen ist sie befugt, die 
Mediation abzubrechen.  
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In der zweiten Mediationsphase geht es darum, die wesentlichen Streitfragen 
herauszuarbeiten, Fakten und Hintergründe zu beleuchten und die jeweiligen 
Positionen und Interessen der Parteien zu ermitteln:  

Eine konstruktive Lösung beinhaltet, dass die Parteien eine Lösung für ihr 
Problem finden, ohne dabei die Person des Gegenübers anzugreifen. Jedoch 
fällt es den Streitenden zumeist schwer, zwischen Mensch und Problem zu 
unterscheiden und nicht die jeweils andere Person als Problem anzusehen.  

Genauso gilt es im Konflikt zwischen Positionen und Interessen zu unter-
scheiden, wie sich an folgendem Beispiel verdeutlichen lässt:  

Zwei Kinder streiten sich um eine Apfelsine, die beide für sich haben wol-
len. Schließlich schneiden sie die Frucht in der Mitte durch. Ein Kind nimmt 
seine Hälfte, isst das Fruchtfleisch und wirft die verbleibende Schale weg. 
Das andere Kind wirft das Innere der Schale weg und benutzt die Schale zum 
Backen.  

Beide Kinder hatten ein unterschiedliches Interesse an der Orange (Essen des 
Fruchtfleisches einerseits und Verwenden der Schale andererseits), vertraten 
aber dieselbe Position („Ich will die Orange haben“). Hätten sie ihr Interesse 
näher untersucht, so hätten sie sich auf eine konstruktivere und befriedigen-
dere Lösung einigen können. In der Mediation gilt es daher, auf der zweiten 
Stufe zunächst die Streitfragen und Sichtweisen der Konfliktparteien genau 
herauszuarbeiten. Die Konfliktursachen werden nicht erforscht.  

Wenn alle wichtigen Tatsachen, Streitfragen, Positionen und Interessen er-
mittelt sind, beginnt die dritte Stufe der Mediation. In ihr werden Prioritäten 
hinsichtlich der Interessen gesetzt, Wünsche und Idealvorstellungen ausge-
sprochen, Optionen auf ihre Praktikabilität hin überprüft und ggfs. Alternati-
ven entwickelt. Die Parteien sind also in ihrer Kreativität und aktiven Mitar-
beit gefordert.  

Die anschließende vierte Phase dient bereits der Erarbeitung einer einver-
nehmlichen Vereinbarung. Zu den einzelnen Streitpunkten bzw. Optionen 
werden nacheinander Schritt für Schritt die entwickelten Lösungsentwürfe 
bewertet, verhandelt und – wenn eine Einigung erfolgt ist – ausgewählt.  

Die Mediatorin hat an dieser Stelle dafür zu sorgen, dass keine der Parteien 
unter Einigungsdruck gerät und beide Seiten gleichermaßen in die Lage ver-
setzt werden, eine selbstbestimmte Entscheidung zu treffen. Machtungleich-
gewichte sind ggfs. auszugleichen, Kompetenzen zu stärken. 
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Auf der fünften Stufe werden die zuvor gefundenen Vereinbarungen mit 
Hilfe des Mediators schriftlich formuliert.  

Es folgt eine Klärung hinsichtlich einzelner Umsetzungsschritte, eventueller 
Kontrollmechanismen und der Frage des Umgangs mit eventuell zukünftig 
auftretenden Problemen. Anschließend können die Parteien die Vereinba-
rung unterzeichnen.  

In der sechsten Phase der Mediation erfolgt (z. B. in familienrechtlichen 
Streitigkeiten) eine rechtliche Überprüfung der Vereinbarung durch die je-
weiligen Rechtsanwältinnen und ggf. die notarielle Beurkundung des Ver-
trages.  

Die siebte und letzte Stufe beinhaltet die Umsetzung der Vereinbarung in die 
Praxis. Für hierbei auftretende Probleme und eventuell erforderliche Ände-
rungsverhandlungen steht den Parteien wiederum der Mediator zur Verfü-
gung.  

Im Idealfall jedoch sind die Teilnehmer inzwischen in der Lage, die jetzt 
auftauchenden Unstimmigkeiten allein und eigenverantwortlich beizulegen.  

7 Aufgaben der Mediatorin  

Eine der wichtigsten Aufgaben der Mediatorin ist die Wahrung der Neutra-
lität. Der Mediator ist weder Anwalt noch Therapeut, sondern neutraler 
Dritter. Als solcher darf er kein eigenes Interesse am Ausgang des Konflikts 
haben. Ihm wird eine Form von „Allparteilichkeit“ abverlangt, d. h. ein akti-
ves Einsetzen für die Belange beider Klienten. Dies beinhaltet auch, dass die 
Mediatorin keine Bewertung oder moralische Beurteilung des Verhaltens der 
Konfliktparteien vornimmt, sondern konstruktiv auf die Gefühle und Stand-
punkte eingeht.  

Neben der Neutralität wird die Rolle der Mediatorin vor allem dadurch ge-
prägt, dass sie für den Ablauf der Mediation, nicht aber für deren Inhalt ver-
antwortlich ist. Der Mediator bestimmt, wie verhandelt wird, die Klientinnen 
entscheiden worüber. Auch die Erarbeitung der Lösungen ist Sache der Part-
ner. Die Mediatorinnen leisten dabei lediglich Hilfe, indem sie die vorhan-
dene Fähigkeit der Klienten, ihren Konflikt eigenständig zu lösen, stärken. 
Sie helfen den Beteiligten, Klarheit über ihre Gefühle und Interessen zu 
erlangen und diese auch verständlich zum Ausdruck zu bringen.  
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Eine weitere Aufgabe stellt die Gesprächsmoderation dar. Der Mediator 
übernimmt die Verantwortung für den Verlauf des Gesprächs und leistet auf 
diese Weise einen wichtigen Beitrag zur Fairness und Effizienz der Prob-
lemlösung. Er setzt die Mediation in Gang, sorgt für den geordneten Verlauf 
der Mediation von Stufe zu Stufe und die Einhaltung des von ihm erstellten 
Zeitplanes. Der Mediator behält das besondere Ziel der Mediation im Auge, 
weist die Parteien immer wieder auch auf Gemeinsamkeiten hin und fasst 
den jeweiligen Verhandlungsstand für die Partner zusammen. Er unterbricht 
die Gespräche bei Verstößen gegen die Vermittlungsregeln und beendet die 
Mediation gegebenenfalls. Am Ende jeder Sitzung sorgt er dafür, dass die 
gefühlsmäßigen Prozesse „abgerundet“ werden. 

Daneben hat die Mediatorin Klärungsfunktion. Sie führt die Parteien einer 
sachgerechten Lösung zu, indem sie durch vertrauensbildende Interventionen 
und – erforderlichenfalls – beharrliches Erfragen aktive Klärungshilfe leistet. 
Auf diese Weise versucht sie, bei der Herausarbeitung der eigentlichen Inte-
ressen und Gefühle der Parteien sowie der Hintergründe des Konflikts zu 
helfen.  

Der Mediator hat darüber hinaus ausgleichende Funktion. Seine Aufgabe ist 
es, Machtungleichgewichte zwischen den Parteien auszugleichen. So achtet 
er auf die Einhaltung der Gesprächsregeln und unterbricht ggf. einseitige 
Bedrohungen. Er hat aber auch dafür zu sorgen, dass sich keine Partei vor-
schnell zu einer Einigung bewegen lässt. Ferner ist es Aufgabe der Mediato-
rin, dafür zu sorgen, dass sich eventuelle sprachliche Defizite nicht zu Lasten 
einer Partei auswirken. Wenn das vom Sprecher Beabsichtigte und das von 
der Zuhörerin Wahrgenommene offensichtlich nicht übereinstimmen, muss 
der Mediator als „Übersetzer“ fungieren.  

8 Ursachen des Entwicklungsverlaufs von Mediation 
in Deutschland 

Wie ich eingangs bereits dargelegt habe, steht dem florierenden Mediations-
ausbildungsmarkt eine nur zögerliche Inanspruchnahme des Mediationsan-
gebots durch die Scheidungsklientel gegenüber.  

Im Jahr 2000 habe ich die Ursachen für diese Entwicklung untersucht, indem 
ich Juristen, Sozialpädagogen, Psychologen in ihrer Rolle als Mediatoren, 
Anwälte, Berater, Therapeuten, Jugendamtsmitarbeiter sowie ihre Klientel 
danach befragt habe, warum Menschen sich in Trennungssituationen für 
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bzw. gegen eine Mediation entscheiden (Lange 2000: 110 ff.). Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung möchte ich hier – sehr verkürzt – zusammenfas-
sen: 

• Die zögerliche Inanspruchnahme von Familienmediation liegt offenbar 
nicht daran, dass Mediation der Klientel zu wenig bekannt wäre. Schei-
dungswillige sind über das Angebot an professioneller Hilfeleistung im 
allgemeinen und über Mediation als Teil dieses Angebots gut informiert. 

• Es besteht eine allgemeine Skepsis vor der neuen, unbekannten Methode 
der Mediation. In Deutschland gibt es keine über Jahrhunderte gewach-
sene Konsenskultur, sondern es ist eine kulturelle Prägung zu verzeich-
nen, die das streitige Austragen von Konflikten eher begünstigt. Der Weg 
zum Gericht ist der „übliche“ Weg, von dem abzuweichen Mut kostet. 

• Politisch gesehen besteht kein wirklicher Förderungsbedarf für Mediation. 
Die Gerichte sind zwar überlastet, aber die Kosten der Rechtspflege sind 
in Deutschland vergleichsweise niedrig. Es hat sich herausgestellt, dass 
die Einführung obligatorischer Vorverfahren praktisch keine Kosten-
ersparnis erbracht hat. 

• Des Weiteren funktioniert die Justiz in Deutschland verglichen mit den 
USA sehr gut: Terminierung und Verfahrensdauer sind verhältnismäßig 
kurz. Dies liegt unter anderem daran, dass Deutschland noch immer die 
höchste Richterdichte der Welt hat. Auch sind die Prozesskosten durch 
die bestehenden Gebührenordnungen im Voraus ungefähr berechenbar. 
Die Not der Rechtsuchenden, sich außergerichtlich zu einigen, ist also 
nicht so groß wie in den USA. 

• Das Rechtsberatungsgesetz (RBerG) behält in Deutschland die Rechts-
beratung den Anwälten vor. Und wer anlässlich seiner Scheidung erstmal 
einen Anwalt aufgesucht hat, behält diesen Weg offenbar bei. 

• Gründe für die mangelnde Akzeptanz von Mediation scheinen jedoch 
auch im Konzept der Mediation selbst zu liegen. 

Mediation geht offenbar zum Teil an den Bedürfnissen der Klienten vorbei. 
Von Beratungsstellen und sonstigen professionellen Hilfeleistern festge-
stellte Bedürfnisse (Witte et al. 1992: 235) von Trennungs- und Scheidungs-
betroffenen sind u. a. das Bedürfnis nach umfangreichen rechtlichen und 
psychologischen Informationen zum Scheidungsgeschehen. Mediatoren dür-
fen jedoch keine Rechtsberatung im Einzelfall leisten und betonen immer 
wieder, auch keine therapeutischen Interventionen anzubieten. Anwältinnen 
und Beratungsstellen decken diesen Bereich umfassend ab. 
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In 90% aller Scheidungsfälle ist sich zumindest einer der Partner nicht 
sicher, ob er eine Scheidung tatsächlich will oder nicht. Der Bedarf an Am-
bivalenzklärung bzw. Entscheidungshilfe ist deshalb groß. Doch Mediation 
bietet lediglich eine zukunftsorientierte Regelungshilfe für bereits fest zur 
Scheidung Entschlossene an. Der Kreis der Klientinnen wird dadurch sehr 
eingeschränkt. Wer Unterstützung in der oft langanhaltenden Ambivalenz-
phase benötigt, muss nach wie vor von Beratung oder Therapie Gebrauch 
machen. 

Viele Betroffene äußern ferner das Bedürfnis nach Bewältigungshilfe. Eine 
Mediation ist jedoch in der Regel nach Unterzeichnung des notariellen Ver-
trages beendet. Die Mediatorin steht nur noch für evtl. erforderliche Ände-
rungen und Nachverhandlungen zur Verfügung. Wer mehr möchte, muss 
sich Beratung oder Therapie zuwenden. 

Die Tatsache, dass Mediation entscheidende Bedürfnisse der Klientinnen 
nicht abdeckt, wirkt sich auch auf Zeitaufwand und Kosten aus: Mediation 
wird zwar oft als kostengünstig dargestellt, aber da die Klienten für beson-
dere Probleme – wie oben schon dargestellt – Außenanwältinnen, Steuerbe-
rater und ggf. Psychologen und Beraterinnen gesondert konsultieren müssen, 
ergeben sich aus der Mediation oft keine Zeit- und Geldvorteile. Nachteile 
ergeben sich sogar für ca. 40% der Scheidungsbetroffenen: Sie hätten im tra-
ditionellen Verfahren Anspruch auf Prozesskostenhilfe, im Mediationsver-
fahren dagegen nicht. 

Viele Befragte äußerten darüberhinaus Angst vor Mehrkosten bei Abbruch 
und Scheitern der Mediation. 

Obgleich Rechtsanwälte im Allgemeinen kritisch gesehen werden, halten die 
meisten Betroffenen sie im Ernstfall für kompetente Berater im Dschungel 
des Scheidungsrechts und wissen eine einseitige, klare Unterstützung ihrer 
Interessen sehr zu schätzen. Eine österreichische Studie zeigt, dass insbeson-
dere Frauen z. T. von guten Anwälten und Richtern besser geschützt werden 
als durch Mediation (Pelikan 1998: 61). Viele sind mit ihrer Situation und 
den veränderten Alltagsgegebenheiten überfordert und möchten einen Teil 
der Verantwortung abgeben können. Den von Alltag und Trennungsgesche-
hen Erschöpften erscheint es oft als paradox, sich in mühseliger Arbeit zu-
sammen mit dem Konfliktpartner aus der akuten Krisensituation heraus eine 
Lösung selbständig erarbeiten zu müssen (Cardia-Vonèche/Bastard 1995: 
213). Insofern beinhaltet das der Mediation zugrunde liegende Recht auf 
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Selbstbestimmtheit eben auch das Recht, auf eine selbstbestimmte Regelung 
zu verzichten. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bezüglich der Ursachen für den 
spezifisch deutschen Entwicklungsverlauf von Mediation mehrere und unter-
schiedliche Faktoren zusammenwirken und es nicht „den“ einen Grund für 
die zurückhaltende Inanspruchnahme von Familienmediation gibt. Dennoch 
zeichnet sich ab, dass ein „Mehrwert“ von Mediation gegenüber anderen 
Methoden für die Klientel offenbar nicht ersichtlich ist. 

9 Schlussbemerkung 

Mit meinen zuvor gemachten Ausführungen und Feststellungen geht es mir 
nicht darum, Mediation als Methode professioneller Hilfeleistung im Tren-
nungs- und Scheidungsfall abzulehnen. Angesichts der zum Teil verhärteten 
Diskussion um die „richtige“ Art der Scheidungsbegleitung erschien es mir 
jedoch wichtig, den überwiegend euphorischen Beiträgen zum Thema Fami-
lienmediation eine Stimme entgegenzusetzen, die auch die Qualitäten, die 
Berechtigung und den Bedarf an anderen Angeboten berücksichtigt.  

Eine Scheidung birgt immer die Gefahr einer Katastrophe für alle daran Be-
teiligten und steht auf der Stressbewertungsskala familiärer Ereignisse weit 
oben, gleich hinter dem Tod einer nahen Angehörigen. Vermutlich gibt es 
niemanden, der in dieser Situation keine Hilfe benötigen würde. Die von den 
Scheidungsklientinnen getroffene Entscheidung für oder gegen bestimmte 
professionelle Hilfsangebote könnte Anlass und Anregung sein, weiterhin 
kreativ nach neuen (oder alten) Konfliktlösungsmethoden Ausschau zu hal-
ten. 
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Niels Logemann 

„Es ist mein Tor zur Welt“. 
Zu den Chancen und Risiken des Internet  
aus Sicht der Familienmitglieder 

1 Vorbemerkung 

Als das Internet 1994 seinen immerhin 25. Geburtstag feierte, war es zwar 
schon ein Vierteljahrhundert alt, doch in Deutschland war sein Bekanntheits-
grad noch relativ gering. Den ersten Zugängen an Universitäten und öffent-
lichen Einrichtungen folgten langsam, aber beharrlich auch die privaten 
Haushalte. Binnen 6 Jahren wuchs die Zahl der Onlinenutzer von 4,1 Mio. 
auf 34,4 Mio. in 2003 an.  

Dieser Prozess einer zunehmenden Ausstattung privater Haushalte – und 
damit auch von Familien – mit Internetzugängen war am Anfang gar nicht 
absehbar. Der Soziologe Anthony Giddens (1997: 55) spricht deshalb von 
einer langsamen Durchdringung aller Lebensbereiche mit Informationen 
durch Medien, die damit – eben langsam, aber sicher – für eine tiefgreifende 
Umstrukturierung des Alltagslebens sorgen. Das Individuum, so Giddens 
weiter, müsse auf diese Einflüsse der Außenwelt reagieren und tue dies auch. 
Es stellt sich demnach die Frage, wie die Reaktionen der Individuen sich 
gestalten und welche Veränderungen mit den Reaktionen für die Familien, 
die im Mittelpunkt dieser Ausführungen stehen, verbunden sind. Mit anderen 
Worten: Welche Veränderungen zieht die Anschaffung des Internet für die 
Familie nach sich?  

Ich möchte dieser Frage anhand ausgewählter empirischer Daten nachgehen, 
die im Rahmen eines Forschungsprojektes zu den „Chancen und Risiken der 
neuen Informations- und Kommunikationstechniken“1 erhoben wurden. 

                                                           
1 Das Forschungsprojekt „Chancen und Risiken der neuen Informations- und Kommunika-

tionstechniken für den privaten Bereich – Am Beispiel der Frage nach der Bedeutung der 
Handy- und Internetnutzung für familiale Strukturen und Beziehungen –“ wurde in der Zeit 
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Der Aufsatz ist in drei Teile gegliedert. Zunächst werden – nach einem kur-
zen statistischen Überblick – einige Bemerkungen zu ausgewählten For-
schungsfragen des Projekts sowie zu seiner theoretischen und methodischen 
Umsetzung präsentiert (2). Den anschließenden Hauptteil bilden vier Famili-
enfallstudien, anhand derer ich die individuellen Reaktionen der Familien 
bzw. die Umstrukturierung ihres Alltagslebens aufzeigen werde (3). In der 
Schlussbetrachtung werde ich die Ergebnisse zusammenfassen und die Frage 
nach den durch das Internet verursachten familialen Veränderungen bzw. 
den Chancen und Risiken zu klären versuchen (4).  

2 Statistischer Überblick, Forschungsfragen und  
Forschungsmethoden des Projekts 

Nach dem Mobiltelefon hat wohl kein zweites Medium eine derart schnelle 
Verbreitung gefunden wie das Internet (Eimeren et al. 2002: 362). Die mit 
der ARD/ZDF-Online-Studie 1997 begonnene und kontinuierlich fortge-
setzte statistische Langzeitbeobachtung über das Internet diagnostizierte für 
jenes Jahr 1997 insgesamt 4,1 Mio. Onlinenutzer2; sechs Jahre später sind 
bereits 34,4 Mio. Menschen online, was einem Wachstum um den Faktor 
acht entspricht. Das Statistische Bundesamt meldete bereits für 2002, dass 
34 Mio. Nutzer online sind. Hier wird allerdings bereits die Bevölkerung ab 
10 Jahren einbezogen. Insofern muss bei der Betrachtung der Onlinenutzer 
immer mit Verzerrungen gerechnet werden. 

 

 

                                                                                                                            
von 2000 bis 2003 an der Universität Oldenburg unter der Leitung von Prof. Dr. Dr. R. 
Nave-Herz durchgeführt. Es steht im Zusammenhang mit dem am Soziologischen For-
schungsinstitut der Universität Göttingen (SOFI) durchgeführten Forschungsschwerpunkt 
„Technikentwicklung und gesellschaftlicher Strukturwandel“ und wird finanziell gefördert 
aus Mitteln des Niedersächsischen VW-Vorab. 

2 Bevölkerung ab 14 Jahren. 
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Abb. 1: Geschätzte Entwicklung der Onlinenutzung bis 2005  
(Quelle: Eimeren et al. 2002, 2003; eigene Zusammenstellung) 

Ferner hat sich das Internet zunehmend privatisiert, d. h. seine Nutzung hat 
sich aus dem ausschließlichen Ausbildungs- und Berufszusammenhang 
gelöst. Haben 1997 noch 59% das Internet ausschließlich am Arbeitsplatz 
genutzt, sind es in 2003 nur noch 13% im Vergleich zu 46%, die es aus-
schließlich von zu Hause aus nutzen (Eimeren et al. 2003). Aber auch wenn 
das Internet aufgrund seiner Verbreitung heute als ein Massenmedium 
bezeichnet wird, und wenn es zudem noch eine hohe Alltagsrelevanz besitzt, 
so ist dennoch langfristig nicht mit einer Vollabdeckung zu rechnen (vgl. 
Abb. 1) (Eimeren et al. 2002). Dies belegen auch Studien über die so ge-
nannten Nicht-Nutzer ((N)onliner Atlas 2002). Das Schlagwort von der digi-
talen Spaltung der Gesellschaft bleibt damit zunächst Realität, weil sich der 
durchschnittliche Internetnutzer immer noch – trotz aller Angleichungen – 
als männlich, berufstätig, formal hoch gebildet charakterisieren lässt und 
zwischen 20 und 39 Jahren alt ist (Eimeren et al. 2002: 347). 

In 2002 sind nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (2003) 43% aller 
deutschen Haushalte online; dies sind knapp mehr als im europäischen 
Durchschnitt, der bei 40% liegt, allerdings weniger als in den USA, denn 
dort sind es 51% der Haushalte. Insbesondere Haushalte mit Kindern verfü-
gen über einen Netzzugang, wie Abbildung 2 zeigt. 
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Abb. 2  Haushalte mit Internetzugang in Deutschland 2002 

Insgesamt besaßen 2002 80% der Haushalte mit Kindern und Jugendlichen3 
die Möglichkeit, das Internet zu nutzen; im Vorjahr waren es noch 65% 
(JIM-Studie 2002: 15).  

Nachdem die Alltagsrelevanz des Internet statistisch belegt worden ist, 
möchte ich einige kurze Bemerkungen zu dem durchgeführten Forschungs-
projekt machen. Im Gegensatz zu dem soeben präsentierten und gut erforsch-
ten Durchschnitts-Nutzer wissen wir wenig über die individuellen Prozesse 
der Aneignung, des Umgangs und der Veränderungen, die sich durch das 
Eindringen des Internet innerhalb der Familie ergeben. Es war folglich 
unsere Absicht, diesen umfassenden Integrationsprozess des Mediums Inter-
net zu erforschen.  

Neben dem Anschaffungsprozess und damit der Frage, wie das Medium in 
die Familie kommt und welche Motive sich bei den Familienmitgliedern 

                                                           
3 Alter der Befragten: 12 bis 19 Jahre. 
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zeigten, interessierte uns vor allem seine individuelle Nutzung und die Frage 
nach Konflikten, Kontrollen und Maßnahmen der Reglementierung, also 
nach Medienerziehungsvorstellungen im weitesten Sinne. Ferner ging es 
darum, ob sich in Folge der Nutzung die Sozialbeziehungen der Familienmit-
glieder verändert oder ob sich Freizeitaktivitäten gewandelt hatten. Darüber 
hinaus waren wahrgenommene Veränderungen in der Familie durch die 
Mediennutzung für uns von Interesse. Diese Veränderungen und die Bewer-
tung der Vor- und Nachteile des Internet ließen zudem etwas über die sub-
jektiven Bedeutungszuschreibungen gegenüber dem Medium erkennen – 
wiederum aus Sicht der Familienmitglieder als auch für die Familie als 
Ganzes. 

Als theoretischen Rahmen haben wir uns auf ein lebensweltliches, an den 
Alltagsstrukturen der Familie orientiertes Konzept gestützt (Rogge 1982; 
Schütz/Luckmann 1975; Berger/Luckmann 1996). Hier geht es vor allem 
darum, den Medienvollzug im Alltagshandeln der Individuen zu erforschen, 
anstatt nur Nutzungstypen oder Durchschnitts-Nutzer (vgl. Rogge 1982), wie 
oben gesehen, zu untersuchen. Medienforschung in einem so verstandenen 
Sinne hat den „Zusammenhang zwischen den Medienangeboten, den ihnen 
zugeschriebenen subjektiven Bedeutungen und ritualisierten Umgangsfor-
men und den sozio-ökologischen Rahmenbedingungen der Mediennutzer“ 
aufzuspüren (Jensen/Rogge 1986: 315; vgl. auch Rogge/Jensen 1986; Baa-
cke 1989; Rammert 2000). Zu oft wird nämlich verallgemeinernd von der 
Familie und den Medien gesprochen, die dann auch noch allzu häufig eine 
Bedrohung für die Familie darstellen. Ferner wird auch zu oft der Blick auf 
objektive Medienstrukturen verengt, anstatt die Mehrdeutigkeit von Medien-
angeboten in der familialen Medienwelt zu berücksichtigen (Jensen/Rogge 
1986: 303). Jensen und Rogge (1986: 304) fordern deshalb, medienbezogene 
Nutzungsmuster nicht isoliert, sondern immer im familialen Kommunikati-
ons- und Interaktionszusammenhang zu analysieren. Mit dem Konzept der 
Lebenswelt soll also der Frage der individuellen Mediennutzung und Me-
dienintegration der jeweiligen Familie Ausdruck verliehen werden (vgl. Lo-
gemann 2003a).  

Bereits seit langer Zeit wird darauf hingewiesen, Medienforschung vor allem 
qualitativ auszurichten und auf die Familie zu fokussieren. Doch an die 
Untersuchungen von Jensen und Rogge in den 1980er-Jahren (Rogge 1982, 
1983, 1985, 1993; Rogge/Jensen 1986) und Barthelmes und Sander (Barthel-
mes/Sander 1999, 2001; Sander 2001) bzw. Leu (1993) in den 1990er-Jahren 
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schlossen keine weiteren an. In Großbritannien wurde jüngst eine Untersu-
chung mit ganz ähnlichen Fragestellungen und Forschungsmethoden durch-
geführt (Livingstone 2001; Livingstone/Bovill 2001). 

In unserer eigenen Untersuchung sind wir methodisch deshalb folgenderma-
ßen vorgegangen. Mit einem nicht standardisierten Verfahren, so genannten 
Fallstudien, wurde versucht, die Erfahrungen aller Familienmitglieder mit 
dem Internet zu erheben, wobei die Befragung von Eltern und Jugendlichen 
getrennt durchgeführt wurde. Als grobes Raster haben wir uns an einem 
Leitfaden orientiert. Durch diese Vorgehensweise erhielten wir ein umfas-
sendes Bild über 30 Familien. Bei den Befragten handelt es sich sowohl um 
Zwei-Eltern-Familien, Alleinerziehende und Stieffamilien. Die Schulbil-
dungsabschlüsse der Eltern verteilen sich gleichmäßig auf Abitur und Real-
schule, etwas unterrepräsentiert sind Hauptschulabschlüsse (vgl. zur Me-
thode Barthelmes/Sander 2001). Die Interviews wurden alle in den befragten 
Familien, bei denen es sich ausschließlich um Selbstmelder handelt, durch-
geführt. Die Rekrutierung erfolgte über Mitteilungen in der Presse als auch 
über Aufrufe in verschiedenen Schulen. 

3 Die Aneignung und der Umgang mit dem Internet 
in der Familie – vier Fallstudien 

Die Auswahl der präsentierten Familien erfolgte vor dem Hintergrund einer 
sichtbaren Veränderung der im theoretischen Rahmen angesprochenen Inter-
aktions- und Kommunikationszusammenhänge. In der Darstellung werde ich 
mich auf einige der anfangs vorgestellten Forschungsfragen beschränken. Es 
handelt sich um die zwei Bereiche: 

• Anschaffung, Nutzung und Bedeutung des Internet sowie 
• Konflikte, Kontrollen und Reglementierungen im Zusammenhang mit der 

Internetnutzung. 

Schließlich soll gezeigt werden, inwieweit das Internet zu Veränderungen für 
die jeweilige Familie geführt hat. Zum besseren Verständnis werden zu-
nächst immer einige Rahmendaten zu den Familien präsentiert und anschlie-
ßend auf die beiden genannten Bereiche eingegangen, wobei die Familien 
selbst zu Wort kommen4. 

                                                           
4 Die Interviewzitate wurden aus Gründen der besseren Lesbarkeit teilweise angepasst. 
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Familie 1 

Bei der ersten Familie handelt es sich um einen Vier-Personen-Haushalt. Die 
Familie lebt in einer Stadt und hat bereits seit 6 Jahren einen Internetan-
schluss, bei dem es sich neuerdings um eine DSL-Flatrate Verbindung han-
delt. Diese garantiert eine schnellen Internetverbindung zu fixen Kosten. Der 
Vater hat Abitur und ein Fachhochschulstudium und ist Vollzeit erwerbstä-
tig. Die Mutter hat ebenfalls Abitur und eine Fachschulausbildung und ist 
Teilzeit beschäftigt. Die Kinder, ein 17-jähriger Sohn und eine 15-jährige 
Tochter, besuchen beide das Gymnasium. Die Familie besitzt insgesamt drei 
Computer – jeweils einer steht im Zimmer der Jugendlichen und ein dritter 
im Büro des Vaters. Während die Computer der beiden Jugendlichen erst 
2001 an das Internet angeschlossen wurden, ist der Vater bereits seit 1996 
online. Alle Familienmitglieder, mit Ausnahme der Mutter, besitzen damit 
einen eigenen Internetzugang.  

Die Initiative für den Internetzugang ging in dieser Familie vom Vater aus. 
Seiner Ansicht nach sprachen die Nutzung des Internet als Informations-
quelle und die Homebanking-Funktion für die Anschaffung. Die ‚eigentliche 
Verkabelung‘ der Familie erfolgte erst mit dem Wechsel der Kinder auf das 
Gymnasium, d. h. im Zusammenhang mit der Nutzungsabsicht für schulische 
Zwecke. Während der Vater von Beginn an die treibende Kraft war, nahm 
die Mutter eine eher skeptische Haltung ein. In dieser Familie zeigt sich 
schon zu Beginn eine unterschiedliche Bedeutungszuschreibung der Eltern 
gegenüber dem Internet. 

Frau: Also ich muss ganz ehrlich sagen, ich hab’ dem Ganzen 
erst mal sehr skeptisch gegenüber gestanden. Mein Mann wollte 
unbedingt, dass die Kinder auch früh ’n Computer kriegen, damit sie 
also mit dem Medium aufwachsen, und ich hab’ immer gesagt: „Na 
ja, ’n bisschen Zeit noch lassen“. 

Nicht die Kinder wollten unbedingt das Internet, sondern der Vater wollte, 
dass die Kinder es nutzen. Als Anschaffungsmotiv zeigt sich u. a. die Zuge-
hörigkeit der Jugendlichen zu einer Mediengeneration, also ein selbstver-
ständliches Aufwachsen mit dem Internet. 

Mann: ... muss ich vielleicht doch ehrlicherweise zugeben, dass 
ich den Kindern das auch schmackhaft gemacht habe. (...) Weil ich 
der Meinung bin, dass sich Jugendliche heute mit modernen Kommu-
nikationsmitteln befassen müssen, dass das auch für die persönliche 
(und) ... auch (...) berufliche Entwicklung wichtig ist. 
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Die Internetnutzung in der Familie gestaltet sich sehr unterschiedlich. Wäh-
rend die Mutter es von allen am wenigsten nutzt, ist es beim Vater intensiver, 
überwiegend aber beruflich und vor allem sehr gezielt. Bei der Tochter 
stehen die Kommunikationsangebote Chat und eMail im Mittelpunkt, beim 
Sohn sind es die Internetspiele, so dass die Jugendlichen im Internet ein 
Erlebnismedium mit hohem Spaßfaktor sehen (vgl. Eimeren 2003: 68). Mit 
der Internetnutzung des Sohnes sind die Eltern allerdings unzufrieden, vor 
allem auch aufgrund der starken zeitlichen Ausweitung und der damit ver-
bundenen Verschlechterung der schulischen Leistungen. 

Frau: Die Kinder haben das Internet (...) erst seit den Sommer-
ferien, (...) und dann haben sie das also wirklich ausgenutzt, aber in 
unterschiedlicher Weise. Unsere Tochter hat das mehr zum Chatten 
gebraucht ... (...) und eMails ... 
Mann: Also die Kinder haben eigentlich schon immer den Compu-
ter sehr unterschiedlich gebraucht, meine Tochter eigentlich durchaus 
mehr auch im Sinne der Anwendung von Schreibprogrammen (...). 
Mein Sohn nur spielen (...). Und vorher waren’s eben Ballerspiele 
von der Festplatte aus und (...) jetzt eben Ballerspiele übers Internet. 

Es zeigt sich, dass die Jugendlichen bereits mit dem Medium Computer ei-
nen unterschiedlichen Umgang pflegten, der sich jetzt beim Internet fortsetzt, 
allerdings beim Sohn mit dem Nachteil einer deutlichen Ausdehnung seiner 
Nutzung. Eine der beabsichtigten Intentionen, nämlich das Internet für schu-
lische Zwecke einzusetzen, ist damit teilweise gescheitert. Insofern schließt 
sich hier nahtlos der zweite Bereich Konflikt, Kontrolle und Reglementie-
rung an. 

Ein Konflikt zwischen Eltern und Jugendlichen zeigt sich vor allem in der 
exzessiven Mediennutzung des Sohnes, die zunächst eine zeitliche Nut-
zungsbeschränkung nach sich zieht. Schließlich folgen noch weitere Maß-
nahmen der Reglementierung. Eine Kontrolle der Mediennutzung, also die 
zeitliche und inhaltliche Überprüfung, findet bedingt statt, vor allem zu Be-
ginn, als das Medium noch neu ist. Dazu werden einerseits Gespräche über 
die Nutzung geführt, andererseits kann der Vater mittels technischer Ausstat-
tung sehen, wer wann im Internet ist. Die bedingte Kontrolle ist aber auch 
damit zu erklären, dass die Eltern u. a. durch die Geräuschkulisse der Spiele 
wissen, was die Jugendlichen machen.  

Aufgrund der Tatsache, dass die Jugendlichen die Internetnutzung ausge-
nutzt haben und ihre schulischen Leistungen nachließen, wurden seitens der 
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Eltern Maßnahmen ergriffen, um die Nutzung zu reglementieren. Diese rei-
chen von einer zeitlichen Limitierung für beide Kinder bis hin zur Konfiszie-
rung von Hardwareelementen wie Tastatur und Maus beim Sohn. 

Mann: (...) aber man muss auch dazu sagen, dass wir aufgrund der 
schulischen Leistungen und des eben bodenlosen Ausnutzens (...) die 
Internetnutzung doch massiv eingeschränkt haben. 

Angesichts der Konflikte und der ergriffenen Maßnahmen, die durch die 
Internetnutzung notwendig waren, zeigen sich in dieser Familie demnach 
Veränderungen, die ursächlich mit dem Medium in Zusammenhang stehen. 
Zum einen sind es negative Folgen für die Erziehung, die von der Mutter 
angesprochen werden, zum anderen aber auch Folgen für das Familienleben. 

Frau: Ich hab’ immer versucht zu bremsen (...) nach dem Motto, 
„die Geister, die ich rief, ich werde sie nicht mehr los“ (...). Aber, 
Gott, wir haben jetzt ’ne Regelung getroffen, mit der wir ganz gut 
leben können (...) Aber bei unserem Sohn geht’s halt im Moment nur 
mit Druck, und das (...) war für mich schon ’n Kritikpunkt am 
Anfang. 

Der Vater hingegen zeigt sich weniger enttäuscht über die Entwicklung, son-
dern seine Hoffnung besteht darin, dass die Kinder über einen spielerischen 
Zugang auch einen anderen Umgang mit dem Computer erlernen. 

Mann: (...) ich bin also sehr wohl in dem Bewusstsein davon aus-
gegangen, dass die Kinder durch das Spielen auch mit diesem Gerät 
Computer lernen (...) und vielleicht irgendwann auch auf die Idee 
kommen, dass man das Ding auch anders nutzen kann, auch viel, viel 
effektiver nutzen kann. 

Die anfangs unterschiedlichen Einstellungen der Eltern haben sich bis heute 
gehalten. Trotz der durch das Internet ausgelösten negativen Veränderungen 
in der Familie haben die Eltern über die Auseinandersetzung mit den Jugend-
lichen und durch Reglementierungen einen Weg gefunden, das Internet in 
die Familie zu integrieren.  

Familie 2 

Die zweite Familie besteht aus vier Personen und lebt in einer ländlich ge-
prägten Region. Der Vater hat nach der Realschule einen Meisterabschluss 
erworben und ist Vollzeit erwerbstätig. Die Mutter hat nach dem Abitur ein 
Studium begonnen, aber nicht abgeschlossen. Sie ist Hausfrau. Der 18-jäh-
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rige Sohn, den die Mutter mit in die Ehe gebracht hat, besucht eine Schule 
für Körperbehinderte. Die 15-jährige Tochter besucht ein Gymnasium. Den 
Internetzugang hat die Familie seit ca. 2½ Jahren, und der Computer steht im 
Wohnzimmer der Familie. Für ca. ein Jahr besaßen sie einen ISDN-An-
schluss mit Flatrate, der aber Ende 2001 wieder aufgegeben werden musste, 
weil dieses Paket nicht mehr angeboten wurde.  

Die Anschaffung des Internet ist in dieser Familie eher auf einen Zufall als 
auf eine bewusste Entscheidung zurückzuführen. Interessant ist ferner, dass 
beide Eltern einer solchen Technik zunächst ablehnend gegenüberstanden. 
Einsatz und Anschluss des Internet basierten auf einem konkreten Bedürfnis, 
nämlich dem kommunikativen Austausch mit Bekannten in Kanada. Das 
Internet hilft den Eltern nicht nur einen Standortnachteil, den sie in ihrer 
ländlichen Lage sehen, auszugleichen, sondern seine Bedeutung für die 
Familie liegt vor allem auch in einer wahrgenommenen räumlichen und auch 
zeitlichen Unabhängigkeit. 

Mann: Und dann hatte ich schon das Bedürfnis, ins Netz zu gehen 
(...). Das hatte aber auch einen ganz konkreten Anlass, weil gute 
Bekannte von uns in Kanada sitzen und ... da gibt es kaum ... eine ... 
von den Kosten vergleichbare Kommunikationsmöglichkeit (...) 
Frau: Und es ist auch so, dass man auf ’m Land nicht so einfach 
zur Post kommt (...) 
Mann: Ja, und was uns (...) halt fasziniert hat, war die Möglich-
keit, wenn ich jemandem was schreiben will, kann ich mich jetzt hin-
setzen und wenn das abends um elf ist (...) 

Die aktuelle Internetnutzung und die damit verbundenen Einstellungen ge-
genüber dem Internet haben sich im Laufe der Zeit radikal verändert. War 
die Haltung beider Eltern anfangs noch von Ablehnung gekennzeichnet, sind 
sie nun vom Internet fasziniert. Ihre Nutzung beschreiben sie für die Zeit, als 
sie noch über eine Flatrate verfügten, als exzessiv. Der Verlust der Flatrate 
hat schließlich zu einer grundlegenden Veränderung in ihrem Nutzungsver-
halten geführt. 

Mann: (...) wir hatten ein Jahr ‚Flat’, und in diesem Jahr haben wir 
... auch viel gelernt (...) Da haben wir es auf jeden Fall teilweise sehr 
exzessiv getrieben, weil ... uns ja nichts gekniffen hat (...) 
Frau: (...) wir suchen (jetzt) einfach zielgenauer, d. h. also ganz 
... mit Scheuklappen sozusagen. 
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Zunächst haben nur die Eltern das Internet genutzt und später kamen dann 
die Kinder dazu, wobei auch hier die Eltern versucht haben, die Kinder an 
das Internet heranzuführen. Als Begründung lässt sich auch in dieser Fami-
lie, wie bei der ersten, der Verweis auf die Zugehörigkeit der Jugendlichen 
zu einer Mediengeneration wiederfinden. 

Frau: Ja, wir waren der Ansicht, sie (das Kind; N.L.) wohnt hier 
ja auch auf dem Land, dass sie also auch weiß, wie man mit dem 
Internet umgeht oder wie man sich da durchwurstelt, ja desto mehr 
Möglichkeiten hat sie auch (...)  
Mann: Ja und sie gehört einer Generation an, die da sowieso nicht 
umzu kommt. 

Die Bedeutung des Internet, so lässt sich zusammenfassend sagen, besteht 
für diese Familie zum einen in der räumlich wie zeitlichen Unabhängigkeit 
und damit auch in der Kompensation des ländlichen Standortnachteils, zum 
anderen in den Kommunikationsmöglichkeiten, die die Eltern als Vorteil 
sehen, um sich mit Menschen mit gleichen Interessen auszutauschen jenseits 
der vorgegebenen z. B. nachbarschaftlichen Sozialbeziehungen. 

Neben der eigenen Internetnutzung waren zudem die Fragen nach Konflik-
ten, Kontrollen und Reglementierungen wichtig. Konflikte um die Internet-
nutzung der Jugendlichen gab es kaum. Ferner wurde die inhaltliche wie 
auch die zeitliche Nutzung nicht von den Eltern kontrolliert. Gegen eine 
inhaltliche Kontrolle spricht die von den Eltern im Zusammenhang mit der 
manipulierenden Wirkungen von Werbung zuvor durchgeführte „Aufklä-
rungsarbeit“. Sie sind der Ansicht, dass die Jugendlichen aufgrund der elter-
lichen Medienerziehung, die eben stark vom intergenerativen Austausch 
geprägt ist, die Fähigkeit besitzen, fragwürdige Seiten im Internet zu beur-
teilen. Darüber hinaus respektieren sie auch die Privatsphäre der Jugendli-
chen. Zu erinnern ist ferner daran, dass der Computer in dieser Familie im 
Wohnzimmer platziert ist und damit eine weitere Möglichkeit zur Kontrolle 
besteht. 

Mann: (...) wir haben ja viel mit den Kindern diskutiert, auch über 
Werbung, was Werbung bezweckt, wie das funktioniert usw. und 
desgleichen natürlich Erotik (...) wir hätten nie irgendein, auch nicht 
einen Ansatz von Sorge, dass die Kinder irgendwo auf bedenkliche 
Seiten kommen würden. 
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Frau: (...) D. h. sie sind (...) gegenüber Werbung und Werbe-
methodik (...) (oder) Manipulation (...) absolut gerüstet ... . Sie kön-
nen die Seiten beurteilen. 

Was das Internet schließlich an Veränderungen für diese Familie mit sich 
gebracht hat, lässt sich an folgendem Zitat ermessen. 

Frau: Es (das Familienleben; N.L.) konzentriert sich doch ein 
großes Stück mehr auch auf den Computer. Das fängt an ... mit der 
Kommunikation. Es wird viel über Sachen geredet, die wir finden, 
auch im Internet, oder Sachen, die man machen könnte und so weiter. 
Und es ist auch so, dass der Computer auch regelmäßig aufgesucht 
wird und zwar von uns allen, ist quasi eine Art Fixpunkt schon 
geworden. 

Interessant in dieser Familie ist die Entwicklung, die die Internetnutzung 
genommen hat. Von dem anfänglichen Technikpessimismus der Eltern ist 
nichts mehr zu spüren. War die Nutzung des Internet zu Beginn von Eupho-
rie gekennzeichnet, so erfolgte durch die Abschaffung der Flatrate eine 
unfreiwillige Regulierung. Doch Neugierde und Interesse sind auch nach 
2½ Jahren immer noch vorhanden. 

Mann: Immer noch neugierig. (...) Auch immer noch fasziniert. 
(...) denn wenn man neugierig ist und selbst ... die Möglichkeit hat, 
das Internet zu nutzen, dann kann das nicht anders als faszinierend 
sein (...) 
Frau:  (...) also das Interesse ist unbegrenzt, (...) nur dadurch, 
dass wir die Flat nicht mehr haben, gebremst; aber ansonsten gehört 
es dazu (...) 

Die Eltern verbinden mit dem Vorhandensein des Internet eine sehr hohe 
Bedeutung des Mediums und es ist damit vollständig in ihren familialen 
Alltag integriert. In der persönlichen Bedeutung des Internet spiegeln sich 
abschließend auch noch einmal die positiven Erfahrungen der Nutzung 
wider: die Kompensation des ländlichen Standortnachteils und der kommu-
nikative Austausch mit anderen. 

Frau: Relativ hoch, es ist mein Tor zur Welt, sag ich mal. (...) 
Mann: Dem hab ich nichts hinzuzufügen. 

Familie 3 

Die dritte Familie besteht aus einem 5-Personen-Haushalt, wohnt in einer 
Stadt und verfügt bereits seit 6 Jahren über einen analogen Internetzugang im 
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Haushalt. Der Vater hat Abitur und ein abgeschlossenes Universitätsstudium 
und ist Vollzeit erwerbstätig. Die Mutter hat einen Fachhochschulabschluss 
und ist selbstständig. Von den drei Kindern, ein 18-jähriger Sohn, eine  
17-jährige Tochter und ein 14-jähriger Sohn, besuchen beide Söhne das 
Gymnasium, die Tochter geht zur Realschule. Der internetfähige Computer 
steht im Arbeitszimmer des Vaters. 

Das Internet wurde schon vor sehr langer Zeit aus beruflichen Gründen des 
Vaters angeschafft. Nach und nach hat die Familie die Nutzung kommerzia-
lisiert und Dienstleistungen, wie das Erstellen von Homepages angeboten. 
Weil sie zu den ganz frühen Einsteigern zählt, zeigen sich hier nicht die her-
kömmlichen Anschaffungsmotive wie Konformitätsdruck oder die Zugehö-
rigkeit der Jugendlichen zur Mediengeneration.  

Das Internet wird von allen Familienmitgliedern genutzt, wenn auch in 
unterschiedlich starker Intensität. Zunächst haben die Eltern, vor allem der 
Vater aus beruflichen Gründen, sich mit dem Internet befasst. Später wurde 
dann immer stärker der älteste Sohn einbezogen. Die Weitergabe der Inter-
netkenntnisse erfolgt in dieser Familie von den Eltern an die Kinder, also 
genau entgegengesetzt zu vielen anderen Familien, in denen die Jugendli-
chen den Eltern den Umgang mit dem Medium beibringen, weil sie über die 
bessere Medienkompetenz verfügen (vgl. Logemann 2003b). 

Mann: Ja, (...) die Kinder haben das natürlich mitbekommen und 
auch beim Ältesten war das Interesse schon relativ frühzeitig vorhan-
den. Das Internet hat ihm ... quasi die Welt aufgerissen, und er hat 
dann auch überall probiert. Wir haben natürlich (...) am Anfang dieser 
Einführungsphase des Internet bei uns ziemlich viel gechattet, das 
musste man ja alles mal gemacht haben, bis dahin, dass regelrechtes 
Desinteresse aufgekommen ist. 

Die Nutzung des Internet durch die Eltern und ihre Medienkompetenzen 
wirken sich auch auf den Umgang der Familienmitglieder bzw. die Einbet-
tung des Mediums in die Familie aus. Weil die Eltern den Chat selbst aus-
probiert haben, können sie mögliche Gefahren dieser Internetanwendung 
einschätzen. Diese bestehen vor allem darin, dass Kinder von Erwachsenen, 
die sich eine andere Identität zulegen, auf Themen angesprochen werden, 
z. B. Sexualität, die sie aufgrund ihres Alters nicht beurteilen können (vgl. 
Schindler 2002). 

Interessant in dieser Familie ist der kooperative Umgang der Mitglieder mit 
dem Medium. So haben beispielsweise Vater und Sohn bei der Erstellung 
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der Homepage der Tochter mitgearbeitet. Ähnliche Gemeinschaftsarbeiten 
für die Homepageerstellung zeigten sich auch zwischen beiden Eltern und 
dem Sohn. 

Frau: Ich mach’ mal so die künstlerische Entwicklung, das Lay-
out sozusagen und alles andere, die technische Seite, das machen die 
Männer bei uns. 

Stellen wir die Frage nach den Bedeutungen des Internet für die Familie 
noch einen Moment lang zurück und wenden uns zunächst dem zweiten 
Bereich der Konflikte, Kontrollen und Reglementierungen zu. 

Das Internet, so kann man es zusammenfassen, gibt in dieser Familie keinen 
Anlass für Konflikte. Dies erstaunt, weil z. B. die technische Ausstattung  
– ein analoger Zugang und ein internetfähiger Computer bei fünf Familien-
mitgliedern – latentes Konfliktpotenzial vermuten ließe. Aber der äußerst 
rationale und zweckorientierte Umgang der Familienmitglieder – kaum spaß- 
und erlebnisorientiert – führt zu dieser Konfliktfreiheit. So würde der Sohn 
beispielsweise zur Informationsrecherche eher auf ein Buch zurückgreifen, 
anstatt das Internet zu bemühen. Hier zeigt sich ferner die Adaption elterli-
cher Verhaltensweisen, die ebenso dem Buch einen höhere Stellenwert bei-
messen als dem Internet. 

Für eine Kontrolle der Internetnutzung der Jugendlichen besteht keine Not-
wendigkeit, weil die Eltern wissen, wie ihre Kinder mit Informationen um-
gehen. Es gibt keinerlei Vorschriften, weil sie einen vernünftigen Umgang 
voraussetzen können. Die Eltern kennen demnach die Medienkonzepte der 
Jugendlichen, also deren Wissen über Medien (vgl. Jensen/Rogge 1986). 

Frau: (...) das machen die (Kinder; N.L.) auch ganz selbstständig, 
da reden wir nicht rein. Wir wissen, wie sie früher mit anderen Infor-
mationen umgegangen sind, und deswegen wissen wir auch, dass sie 
damit vernünftig umgehen. 
Mann: Wir haben versucht deutlich zu machen, dass, wenn sie auf 
Seiten stoßen, die sie nicht verstehen, das sagen sollen und dem (...) 
Ältesten haben wir gesagt, er ist über 18, dass er das jetzt selbst zu 
verantworten hat. 

In dieser Familie zeigt sich demnach eine große Bereitschaft der Eltern zur 
kommunikativen Auseinandersetzung über das Thema Internet und seine In-
halte. Bereits 1997 hat Rogge für den Computer darauf verwiesen, dass seine 
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produktive Einbettung in den familialen Kontext von der dialogischen Auf-
arbeitung generationsspezifischer Unterschiede abhängig sei (Rogge 1997).  

Welche Veränderungen haben sich nun in dieser Familie durch die Anschaf-
fung des Internet gezeigt und ferner, welche Bedeutung hat das Internet für 
diese Familie? Was lässt sich dazu aus den bisherigen Aussagen schließen? 
Direkt diagnostizierbare Veränderungen durch das Internet lassen sich nicht 
feststellen. Viel mehr kann von einer „lautlosen“ Medienintegration gespro-
chen werden. Diese positive Medienintegration ist auch auf das relativ ähnli-
che Interesse der Familienmitglieder am Internet zurückzuführen. Beabsich-
tigt ist – ähnlich wie in Familie 1 –, den Umgang mit dem Medium zu 
erlernen, um für die Zukunft vorbereitet zu sein. Während das „Beherrschen“ 
auf ein Domestizieren der Technik für den häuslichen Bereich hinweist, 
deuten die gemeinsamen Interessen auf einen starken familialen Zusammen-
halt hin. 

Mann: Ich habe eher den Eindruck, dass wir in diesem Bereich 
sehr viele gemeinsame Interessen haben, eben das (Internet) zu 
beherrschen, um mit einem neuen Medium auch in der Zukunft zu-
recht zu kommen und es vielleicht sogar für irgendwelche beruflichen 
oder geschäftlichen Dinge verstärkt zu nutzen, vielleicht auch damit 
etwas zu verdienen. 

Familie 4 

Bei der vierten und letzten Familie handelt es sich um einen 5-Personen-
Haushalt, bestehend aus einer allein erziehenden Mutter und den vier Kin-
dern, die in einer ländlichen Region leben. Die von ihrem Mann getrennt 
lebende Mutter hat nach der Realschule eine Lehre abgeschlossen und ist 
momentan nicht erwerbstätig. Die vier Kinder, ein Mädchen und drei Jun-
gen, sind zwischen 11 und 19 Jahren alt und besuchen alle noch die Schule. 
Der älteste Sohn geht zum Gymnasium, wie auch der 13-Jährige, die 16-jäh-
rige Tochter besucht die Realschule und der jüngste Sohn die Orientierungs-
stufe. Die Familie hat den Internetanschluss seit ca. zwei Jahren. Zunächst 
besaßen sie einen analogen Internetzugang, seit einigen Monaten verfügen 
sie über einen DSL-Zugang mit Flatrate. Der internetfähige PC steht in 
einem Gemeinschaftsraum; der Vater der Kinder trägt die Kosten. 

Die Anschaffung des Internet geht in dieser Familie maßgeblich auf die Ini-
tiative der Kinder zurück, wenn auch die Mutter erwähnt, dass sie das Inter-
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net auch für sich haben wollte. Vor allem die eingeschränkten finanziellen 
Ressourcen der Familie verzögerten die Anschaffung zunächst.  

Die Mutter selbst nutzt das Internet selten, Hauptnutzer in der Familie sind 
die Kinder. Die Aneignung der Internetnutzung erfolgte bei der Mutter auf-
grund ihrer geringen Kenntnisse zunächst zusammen mit dem ältesten Sohn, 
so dass sie den Medienumgang von den Kindern erlernte. Ähnlich wie in 
Familie 3 zeigt sich auch hier, vermittelt über das neue Medium, eine 
Kooperation zwischen Mutter und Kindern. 

Frau: Dann hat der Große mir auch mal gezeigt, welche Möglich-
keiten es gibt, gewisse Versandsachen zu bestellen, was jetzt so in 
unserem familiären Bereich in Frage kommt, Kinderkleidung, 
Secondhand, Kataloge oder Versicherungen und ... alles, was zum 
Haushalt dazu gehört. (...) Die ... Internetkenntnisse habe ich eigent-
lich direkt von den Kindern (...). Ich guck’ jedem über die Schulter, 
(...) so lernt dann jeder von jedem. 

Die Nutzung des Internet durch die Mutter erfolgt demnach sehr zielgerichtet 
vor dem Hintergrund der familialen Situation. Dennoch ist sie der Auffas-
sung, dass man sich mit der Frage auseinandersetzen muss, ob der Zeitauf-
wand, der mit dem Internet betrieben wird, seinen Nutzen rechtfertigt. Es 
geht ihr damit also um eine sinnvolle Nutzung der Zeit und dies insbeson-
dere für die Jugendlichen, die teilweise viel Zeit mit dem Medium verbrin-
gen.  

Was den Bereich Konflikte, Kontrollen und Reglementierungen angeht, 
wären aufgrund der Tatsache, dass sich vier Kinder einen internetfähigen PC 
teilen müssen, der sich zudem noch im Besitz des ältesten Sohnes befindet, 
Konflikte erwartbar. Doch dies scheint nicht der Fall zu sein, und die Mutter 
bezeichnet die Aufstellung des Computers im Gemeinschaftsraum auch als 
einen Glücksfall. Dadurch besteht für alle eine Zugangsmöglichkeit, das 
Konfliktpotenzial wird damit ausgeschaltet. Vor allem kann auf diese Weise 
ein Rückzug der Jugendlichen in ihr eigenes Zimmer verhindert und die 
Kontrolle effizienter durchgeführt werden. 

Frau: Also das ist in der Form, glaube ich sogar, vielleicht ein 
Glücksfall, also dass (der PC) hier im Gemeinschaftsraum steht, ... 
sozusagen für alle Beteiligten gleich neu, gleich offen vom Zugang 
her und eben nicht für jemanden alleine an seinem Schreibtisch (...) 

Die Kontrolle der Internetnutzung der Jugendlichen erfolgt in dieser Familie 
auf mehrere Weisen. Zum einen mittels Gespräch, zum anderen über den 
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offenen Standort des Computers. Ferner über eine gemeinsame Mediennut-
zung aber auch, und das ist das Besondere in dieser Familie, was auch der 
Situation der Alleinerzieherschaft geschuldet ist, indem die älteren Ge-
schwister die Internetnutzung der jüngeren überwachen. Aufgrund der zu 
erwartenden größeren Kontrollschwierigkeiten lehnt die Mutter einen Com-
puter auf dem Kinderzimmer deshalb auch ab. 

Frau: Eben auch mit der ständigen Kontrolle, die ich (...) dann 
doch noch alleine ausüben müsste. Während hier unten ja die ganze 
Gruppe und die anderen mich unterstützen, und ich nicht immer nur 
die böse Mama bin ...  
Int.: Haben Sie das mal gegenüber den älteren Kindern geäu-
ßert, dass sie darauf achten sollen oder machen die das von sich aus? 
Frau: Das machen die eigentlich von sich aus, das bringt das so 
mit sich, wenn man jetzt im sechsten Jahr alleinerziehend ist. Dann 
(ist) die Familienaufteilung leider Gottes ... so, dass die Älteren viele 
Funktionen mit übernehmen, die sie sonst nicht unbedingt überneh-
men würden. 

Eine Limitierung der Internetnutzung gibt es nur für die beiden Jüngsten. Als 
die Familie noch einen analogen Zugang besaß, gab es gewissermaßen noch 
eine natürliche Beschränkung aufgrund der geringeren Geschwindigkeit. 
Mittlerweile ist diese natürliche Reglementierung durch den schnellen DSL-
Zugang abgelöst worden.  

Aber welche Veränderungen hat das Internet für diese Familie bewirkt und 
welche Bedeutungszuschreibungen lassen sich mit dem Medium verbinden? 

Die Mutter verweist auf die Besonderheiten des Internet und die damit auch 
erforderlichen veränderten Umgangsweisen (vgl. auch Logemann/Feldhaus 
2001, 2002). An jedes Familienmitglied werden demnach neue Anforderun-
gen gestellt. Für diese Familie bedeutet der Umgang mit dem Medium eine 
starke Kooperation zwischen den Jugendlichen. So helfen die Älteren den 
Jüngeren beim Sammeln dieser Erfahrungen, weil sie einerseits mehr Me-
dienkompetenz besitzen als die Mutter, andererseits aber auch eine erzie-
herische Verantwortung in der Familie wahrzunehmen haben. 

Frau: (...) es ist auf jeden Fall ein anderes Medium als der Fern-
seher (...); das ist schon ’ne ganz andere Sache, mit der auch entwick-
lungstechnisch jeder anders umgeht, z. B. eben dass die H. (Name des 
Kindes; N.L.) dem Kleinen behilflich ist, einen Kinderchatroom zu 
finden, den er alleine so nicht gefunden hätte. Er wäre aber auch 
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alleine nicht auf die Idee gekommen zu sagen: „Ich möchte so etwas 
auch tun, was meine Schwester tut“. 

Das Besondere in dieser Familie, das durch den Einzug des Internet noch 
verstärkt wurde, ist die kooperative Lebensweise, dass alle von allen lernen. 
Die Mutter bewertet dies als Chance, auch für sich selbst. 

Frau: (...) ich bin eigentlich ganz froh, dass ich die Möglichkei-
ten habe, zusammen mit den Kindern das Medium zu entdecken, denn 
auf diese Art und Weise lernen wir alle und müssen damit umgehen. 

Für die Mutter persönlich bedeutet das Internet nicht sehr viel. Sie weiß, dass 
es ihr gewisse organisatorische Dinge erleichtert, aber für sie hat der PC eher 
die Funktion eines Arbeitswerkzeugs. 

Frau: Und für mich ist er auch nicht allzu wichtig (...). Ich weiß, 
ich muss an gewisse Sachen oder zu gewissen Zeiten online sein, 
dann muss ich das vorplanen und dann (...) klappt das auch ... , wenn 
es notwendig ist. Er wird nicht als Spielzeug (...) benutzt, sondern als 
Arbeitswerkzeug (...) 

Für die Familie hingegen hat das Internet eine sehr hohe Bedeutung. Es ist 
nicht nur positiv in sie integriert, sondern vor allem wird dem Medium selbst 
eine integrierende Wirkung zugeschrieben, weil es die Familie, die durch 
ihren Alleinerzieher- und Sozialhilfeempfängerstatus teilweise gesellschaft-
liche Ausgrenzung wahrnimmt, ihrerseits in bestimmte Bereiche der Gesell-
schaft reintegriert. Denn nunmehr ist es den Familienmitgliedern möglich zu 
sagen, sie kennen sich damit aus und gehören dazu. 

Frau: (...) für uns (...) (ist es) einfach nur wichtig zu sagen: „Die 
gehören in der Form dazu!“ Also das ist nichts Besonderes, aber wir 
sind nicht isoliert, weil wir in der Form als Ein-Elternfamilie, als 
Sozialhilfeempfänger häufig in vielen Bereichen des Lebens das 
Gefühl haben, wir gehören nicht dazu oder wir können nicht dazu 
gehören. Und so gibt uns das ein relativ gutes, sicheres Gefühl zu 
sagen, zumindest in der Form (...) können wir damit umgehen, wir 
kennen das, ... es ist uns nicht fremd und soweit es uns möglich ist 
(...) , gehen wir damit um. 
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4 Schlussbetrachtung 

Im Untertitel dieses Beitrages wird auf die Chancen und Risiken des Internet 
aus Sicht der Familienmitglieder hingedeutet. Ging es bislang um die Frage 
nach den Reaktionen der Individuen über ihre Auseinandersetzung mit dem 
Medium Internet, so soll abschließend der Blickwinkel auf die aus den Aus-
sagen herauslesbaren Bewertungen und die damit verbundenen Chancen und 
Risiken für die Familien gelegt werden. Trotz der Veränderung des Fokus 
werde ich keine über den Einzelfall hinausgehende, verallgemeinerbare Aus-
sagen treffen, denn wie bereits zu Beginn erwähnt wurde, ist die Berück-
sichtigung der jeweiligen familialen Rahmenbedingungen von enormer 
Wichtigkeit. 

Die Ausführungen über die erste Familie belegten eine exzessive Internetnut-
zung des Jugendlichen und damit verbundene und notwendige Erziehungs-
maßnahmen, die in einer deutlichen Reglementierung der Mediennutzung 
ihren Niederschlag fanden. Die divergierenden Medienkonzepte der Eltern 
(vgl. Jensen/Rogge 1986), man könnte auch von Einstellungen oder Haltun-
gen sprechen – beim Vater eher positiv, bei der Mutter eher skeptisch –, 
scheinen das Internet in dieser Familie eher als Risiko auszuweisen. Den-
noch wird es zugleich als Chance begriffen. So versuchte der Vater über die 
Förderung der Internettätigkeit der Jugendlichen, sie mit dem Medium ver-
traut zu machen, weil es seines Erachtens eine Bedeutung für die persönliche 
und berufliche Entwicklung hat. Berücksichtigt werden muss ferner, dass 
Jugendliche Medien immer vor dem Hintergrund ihrer Alltagserfahrung nut-
zen. Weil der Sohn sich altersbedingt in einer Phase der Abgrenzung befin-
det (vgl. Barthelmes 2000), zeigt der Vater sich auch keineswegs desillusio-
niert über dessen Nutzung, sondern hofft, dass sich langfristig ein Verständ-
nis für den Computer jenseits eines Spielgerätes einstellt. 

In der zweiten Familie sahen die Eltern vor allem Chancen darin, dass der 
Computer zu einem familialen Fixpunkt wird. Der Gefahr einer Privatisie-
rung im Privaten, also des Rückzugs der Jugendlichen in die eigenen vier 
Wände innerhalb des familialen Haushalts, kann dadurch entgegengewirkt 
werden. Vor allem aber war die ländliche Lage und der daraus abgeleitete 
Standortnachteil ein Thema dieser Familie. Dieses subjektiv empfundene 
Defizit konnte durch das Internet kompensiert werden. Als wesentlich emp-
fanden die Eltern allerdings den Austausch mit Gleichgesinnten mittels Inter-
net-Chat, der ihnen eine Loslösung aus vorgegebenen Sozialbeziehungen 
gestattete. Die Gefahren und damit die Risiken für die Familie wurden vor 
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allem in den Internetinhalten gesehen, allerdings nur potenziell. Denn durch 
einen offenen, kommunikativ geprägten Umgang mit möglichen Medienwir-
kungen, z. B. im Bereich der Werbung, wurde das Internet selbst kommuni-
kativ in die Familienwelt eingebettet. 

Diese kommunikative Einbettung des Mediums zeigte sich gleichermaßen in 
der dritten Familie. Mögliche Gefahren, beispielsweise inhaltlicher Art, 
sahen die Eltern nicht, weil sie wissen, wie die Jugendlichen früher Informa-
tionen beschafft haben. Ein solcher Medienumgang zeigt sich nun auch beim 
Internet. In dieser Familie lassen sich demnach ganz deutlich die bei den ein-
zelnen Familienmitgliedern zugrunde liegenden Medienkonzepte erkennen, 
die die Grundlage des Wissens über Medien und die auf die Medien bezoge-
nen Handlungskonzepte bilden (Jensen/Rogge 1986). Was den Umgang mit 
dem Internet angeht, so gründet dieser bei allen Familienmitgliedern auf 
Zweckrationalität und nicht auf einem spielerisch-freizeitorientierten Ein-
satz. Durch das gemeinsame Lösen von Aufgaben mittels Internet hat das 
Medium ferner viel zur Kooperation unter den Individuen in dieser Familie 
beigetragen. 

Diese Kooperation zeigte sich ebenfalls in der letzten Familie. Das gegen-
seitige Lernen von- und miteinander, die Auseinandersetzung mit dem 
Medium wurde als etwas Besonderes angesehen. Eine Chance, über die die 
Familie als Ganzes eine Integration in die Medien-Gesellschaft erfährt und 
die aufgrund ihrer besonderen Situation als äußerst positiv empfunden wird. 
Selbstverständlich ist die Integration des Mediums in die Familie auch mit 
Risiken verbunden, insbesondere für die Jüngeren, aber auch auf diese An-
forderung reagierte die Familie. Durch Aufgabenteilung und Übertragung 
von Erziehungsverantwortungen werden mangelnde zeitliche Ressourcen 
oder Kompetenzen kompensiert. 

„Es ist mein Tor zur Welt“. Diese Aussage trifft wohl – wenn auch in unter-
schiedlicher Weise – auf alle Familien zu. Für die einen präsentieren sich 
diese Welten in Form von virtuellen Spielewelten, für die anderen als Aus-
tausch in virtuellen Gemeinschaften mit Gleichgesinnten und für die Dritten 
ist es die Zugehörigkeit zur neuen Medienwelt. Aber die Deutung und 
Bedeutung dieser „Welten“ ist für alle Familien und Familienmitglieder eine 
eigene und ferner immer abhängig von der jeweiligen Situation und Kons-
tellation der Familie. 
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Michael Feldhaus 

Jugendliche im Mediennetz.  
Analysen einer zunehmenden Mediatisierung der Jugendphase 

1 Vorbemerkung 

Betrachtet man die Geschichte der Medien, so lassen sich an vielen Stellen 
Hinweise darauf finden, dass parallel mit der Weiterentwicklung von Kom-
munikationsmedien tief greifende Veränderungen innerhalb der Gesellschaft 
vor sich gehen, wie aber auch umgekehrt Veränderungen des gesellschaftli-
chen Zusammenlebens die Ausbreitung und Weiterentwicklung leistungsfä-
higerer Medien beeinflussen (vgl. Faßler/Halbach 1998; Wilke 1999). Dieser 
allgemeine Tatbestand trifft auch für den familialen Bereich zu: Kommuni-
kationsmedien werden weiterhin einen zentralen Stellenwert in der Familie 
einnehmen und Auswirkungen auf das familiale Zusammenleben haben (vgl. 
z. B. Charlton/Neumann 1986; Lukesch 1988; Hurrelmann et al. 1996; Bart-
helmes/Sander 1990, 1999, 2001 a,b; Leu 1993; Petzold 2000; Logemann/ 
Feldhaus 2002). 

In dieser Hinsicht lässt sich über die letzten 40 Jahre hinweg eine zuneh-
mende „Mediatisierung“ des familialen Haushalts und der familialen Inter-
aktionsbeziehungen beobachten. Insbesondere die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien stellen das familiale Zusammenleben vor neue 
Herausforderungen – wie noch zu zeigen sein wird.  

Gehörten Briefe, Bücher, Musikmedien, Radio, Zeitungen und Zeitschriften 
zu den frühen „Familienmedien“, eroberte inzwischen der Fernseher, gefolgt 
vom Festnetztelefon, den familialen Bereich (vgl. Logemann/Feldhaus 
2002). Seit einigen Jahren löst sich nunmehr die „familiale Feuerstelle“ um 
das Fernsehen durch den Zukauf von Zweit- und Drittgeräten auf, wie auch 
die jugendlichen Kinder mehr und mehr eigene Telefonleitungen mit eigener 
Telefonnummer ins separierte Jugendzimmer bekommen. Vor allem die 
„neuen Medien“ wie Internet und Mobiltelefon fanden und finden zuneh-
mend Einzug in das Familienleben.  
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Die neuen Medien haben jedoch keineswegs die alten Medien verdrängt, 
sondern sind zusätzlich in den Alltag integriert worden. Selbst heute noch 
gilt die bereits 1913 von Riepl (Riepl 1913) aufgestellte These, dass neue 
Medien die alten nicht verdrängen, sondern vielmehr eine Funktionsver-
schiebung und Spezialisierung zwischen den Medien stattfindet. Diese These 
soll hier für die jugendliche Mediennutzung näher untersucht werden. Vor 
dem Hintergrund einer sich weiter ausdifferenzierenden Medienlandschaft 
innerhalb des familialen Zusammenlebens könnte daher eine vergleichende 
Medienanalyse nach veränderten Funktionszuschreibungen und Spezialisie-
rungen sowie nach neuen Effekten durch das Hinzukommen moderner Infor-
mations- und Kommunikationsmedien fragen. Es wird damit der Versuch 
unternommen, nicht ein Medium und dessen Nutzung in den Mittelpunkt der 
Betrachtung zu stellen, sondern das die Jugendliche umgebende „Medien-
netz“ – wie Baacke/Lauffer (1988) es formulierten.  

Die Begründung für die thematische Beschränkung auf die Phase der Jugend 
liegt zum einen in der besonders schnellen und hohen Verbreitung neuer 
Informations- und Kommunikationstechnologien in dieser Lebensphase, zum 
anderen – und dieser Grund ist schwerwiegender – weil für dieses Alter der 
Kinder und Jugendlichen empirische Untersuchungen zur Mediennutzung in 
Familien vorliegen. Zwar gibt es keine Untersuchung, die alle Medien in ihre 
Analyse einbezieht, aber sekundäranalytische Betrachtungen sowie eigene 
empirische Studien können mögliche Antworten auf die Fragestellung geben.  

Die Darstellung erfolgt in vier Teilen. Zunächst verdeutlichen einige Statis-
tiken die Veränderungen in der familialen Medienlandschaft (2). Sodann fol-
gen einige theoretische Anmerkungen zum Zusammenhang von Familie, 
Jugend und Medien (3). Der empirisch orientierte Abschnitt widmet sich den 
konkreten Ergebnissen (4), die dann in einem Fazit zusammengefasst werden 
(5). 

2 Familiale Mediendaten 

Die zunehmende Ausdifferenzierung und Verbreitung von Medien schlägt 
sich in der gegenwärtigen Geräteausstattung familialer Haushalte nieder:  
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(Quelle: KIM-Studie 2002) 

Abb. 1:  Geräteausstattung im Haushalt 2002 und 2000 

 

(Quelle: JIM-Studie 2002) 

Abb. 2: Gerätebesitz Jugendlicher 2002 und 1998 
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Der Vergleich in Abbildung 1 mit den Daten aus dem Jahre 2000 (der hell-
blaue Balken) unterstreicht nochmals, dass gerade die neuen Informations- 
und Kommunikationstechnologien weiterhin auf dem Vormarsch sind: so hat 
innerhalb von 2 Jahren die Handyausstattung um 19, der PC um 10 und der 
Internetzugang um 20 Prozentpunkte zugenommen. Betrachten wir spezifi-
scher die Medienausstattung der hier interessierenden Altersstufe der 12- bis 
19-Jährigen: 

Mehr als 80% der Jugendlichen besitzen inzwischen ein Mobiltelefon, zwei 
Drittel einen eigenen Fernseher, ca. die Hälfte einen eigenen PC und ein 
Drittel einen eigenen Internetzugang (vgl. Abb. 2). Vor allem die neuen 
Informations- und Kommunikationsmedien wie das Internet und das Handy 
haben gegenüber 1998 rasant zugelegt, wobei das Mobiltelefon die steilste 
Karriere hinter sich hat.  

Die mediale Ausstattung ist jedoch nicht gleich der Nutzung. In dieser Hin-
sicht besitzen wir für Deutschland eine Langzeitstudie, die die Nutzung von 
Massenkommunikationsmedien seit 1964 bis ins Jahr 2000 fortschreibt, und 
zwar bezogen auf die Bevölkerung ab 14 Jahre. Es werden nur einige Daten 
präsentiert, um die These einer zunehmenden Mediennutzung zu stützen 
(Berg/Ridder 2002: 47).  

Tab. 1: Entwicklung der Mediennutzung 1980-2000 
(BRD gesamt; im Durchschnitt Mo-So in Min/Tag) 

 1980 1985 1990 1995 2000 

Gesamt 346 351 380 404 502 

Fernsehen 125 121 135 158 185 

Hörfunk 135 154 170 162 206 

Tageszeitung 38 33 28 29 30 

Zeitschriften 11 10 11 11 10 

Bücher 22 17 18 15 18 

CD´s; Musikkassetten 15 14 14 13 36 

Videokassetten  2 4   3 4 

Internet     13 

(Quelle: Berg und Ridder 2002) 
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Es handelt sich um Minutenangaben eines Durchschnitttages der Bevölke-
rung der ab 14-Jährigen (Mo-So). Insgesamt beträgt die Mediennutzung im 
Jahr 2000 502 Minuten, das sind fast 8½ Stunden pro Tag. Bei den 14- bis 
19-Jährigen sind es insgesamt 436 Min/T. Sieht man sich die Zahlen für die 
Internet-Nutzung an, so liegt der Durchschnitt bei 13 Minuten für die Ge-
samtbevölkerung ab 14 Jahren. Neuere Zahlen von 2002 weisen für die hier 
interessierenden Jugendlichen zwischen 14 und 19 Jahren eine durchschnitt-
liche Nutzung von nunmehr 59 Minuten auf. Darin sind aber auch die Nicht-
Nutzer enthalten. Betrachtet man sich nur diejenigen Jugendlichen, die einen 
eigenen Internetanschluss von zu Hause aus besitzen, so zeigt sich eine Nut-
zungsdauer von 145 Minuten (ca. zweieinhalb Stunden) pro Tag. Die Prime-
time liegt zwischen 14 bis 16 Uhr, wobei sich (bisher) keine Verdrängungs-
effekte anderer Medien zeigen. Das Internet wird in zeitlicher Hinsicht 
zusätzlich zu den anderen Medien genutzt (van Eimeren 2003).  

Ohne im Folgenden weitere Daten anführen zu wollen (vgl. dazu KIM 2002; 
JIM 2002), zeigen die Statistiken zur familialen Nutzung von Medien, dass 
im Zeitraum der letzten 30 Jahre 

1. Familien mehr Medien nutzen (Zunahme der Medienausstattung, auch 
Mehrfachausstattungen), 

2. Familien Medien insgesamt länger nutzen (Zunahme des medienbezoge-
nen Handelns),  

3. familiale Kommunikationsbedingungen sich durch das Telefon und das 
Handy, Email, Bildtelefon, Chatten verändern, 

4. neu hinzukommende Medien die alten – bisher – keineswegs verdrän-
gen,  

5. sich die Programmangebote beim Fernsehen, Hörfunk, Internet mehr 
und mehr spezialisieren und sich den individuellen Bedürfnissen anpas-
sen (Pluralisierung der Sender, der Programmformate und der Sende-
zeiten).  

Welche Funktionen schreiben Jugendliche nunmehr diesen Medien zu und 
welche Folgen lassen sich für das familiale Zusammenleben beschreiben? 
Bei der Beantwortung dieser Frage sollen insbesondere die neuen Informati-
ons- und Kommunikationsmedien berücksichtigt werden.  
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3 Familie im Mediennetz: theoretische Anmerkungen 

Medienpsychologische und mediensoziologische Untersuchungen weisen 
darauf hin, dass der Einsatz von Medien kontextspezifisch gesehen werden 
muss (Höflich 1996): Die Wahrnehmung und die Deutung von Medien und 
deren Inhalte ist immer biographisch geprägt sowie alltags- und situationsbe-
zogen. Der jeweilige Lebenszusammenhang, die Lebenslage und die Lebens-
situation muss demnach in die Analyse mit einbezogen werden (Barthel-
mes/Sander 2001a: 48). Trotz aller Individualität der biographischen Lebens-
situationen, lassen sich für das Familiensystem sowie für deren Mitglieder 
konkrete Entwicklungsaufgaben diagnostizieren, die eine Familie im Laufe 
ihrer Geschichte durchlaufen muss.  

Die zentrale familiale Entwicklungsaufgabe der hier interessierenden Ju-
gendlichen im Alter zwischen 12 bis 19 Jahren ist der Prozess der Adoles-
zenz, der Prozess des Heranwachsens von der Kindheit in den Erwachsenen-
status. Leitmotiv jener Phase ist die Ablösung der Kinder von den Eltern und 
die Ausbildung einer Ich-Identität und Autonomie. Der Ablösungsprozess ist 
jedoch nicht nur eine zu bewältigende Aufgabe der Jugendlichen. Auch die 
Eltern und damit die ganze Familie muss diesen Prozess durchleben und ihre 
gegenseitigen Beziehungen neu strukturieren. Dies bedeutet für Eltern, „ihre 
Kinder in die Autonomie zu entlassen“ und eine Neu-Entdeckung oder Neu-
Interpretation ihrer eigenen individuellen oder partnerschaftlichen Situation 
(Nave-Herz 2002; Petzold 1992).  

Wenn Mediennutzung vor dem jeweiligen individuellen und familialen Kon-
text betrachtet werden muss, dann stellt sich konkret die Frage, welche Rolle 
Medien im Prozess der Ablösung spielen und insbesondere, welche Rollen 
nunmehr die neuen Medien in diesem Prozess einnehmen, die zusätzlich zu 
den noch weiterhin existierenden „alten Medien“ eine rasante Verbreitung 
gefunden haben. Wenn die These von Riepl weiterhin stimmen soll, dann 
müssen Funktionsverschiebungen oder Spezialisierungen zwischen den 
Medien stattgefunden haben.  

4 Empirische Ergebnisse 

Eine funktionale Analyse der Mediennutzung von Familien mit jugendlichen 
Kindern im Alter zwischen 12 bis 19 Jahren hat in methodischer Hinsicht 
insbesondere zwei Aspekte zu berücksichtigen. Zum einen muss die Vielzahl 
der Medien, das so genannte „Medienensemble“, in die Untersuchung einbe-
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zogen werden. Denn erst dann können konkret Funktionsverschiebungen und 
Spezialisierungen zwischen den Medien diagnostiziert werden. Zum anderen 
muss die Familie im Ganzen, zumindest Eltern und deren Kinder interviewt 
werden, um die verschiedenen Perspektiven miteinander zu vergleichen. 
Eine Einbeziehung der gesamten Familie wird im Rahmen mediensoziologi-
scher Untersuchungen als besonders fruchtbarer Zugang hervorgehoben 
(Bertram 1990).  

Eine derart konzipierte Untersuchung liegt bisher in Deutschland nicht vor. 
Überhaupt ist der alltägliche Medienumgang in Familien nach einer Mitte 
der 1980er Jahre einsetzenden Privatisierung und Ausdifferenzierung alter 
und neuer Medien erstaunlicherweise nur wenig empirisch erforscht worden 
(Barthelmes 2001: 84; Barthelmes/Sander 1990; 1999; 2001; Sander 2001; 
Leu 1993; Hurrelmann et al. 1996; Nave-Herz 2000; Lange 2000; Loge-
mann/Feldhaus 2002). Zwar gibt es eine Reihe von quantitativen und quali-
tativen Studien, die das Nutzungs- und Wirkungsverhalten von Medien, vor 
allem von Kindern und Jugendlichen, untersuchen und medienpädagogische 
Anleitungen geben, eine Einbindung in den familialen Zusammenhang findet 
jedoch nur selten statt. Auch ist es nahezu ein Mangel vieler Studien, sich 
auf sogenannte Problemfamilien zu beziehen, ohne überhaupt durch einen 
Vergleich mit „normalen alltäglichen Familien“ das Besondere, das sympto-
matisch Pathologische der aufgefundenen Mediennutzung beweisen zu 
können.  

Ausnahmen bilden die am Deutschen Jugendinstitut durchgeführten qualita-
tiven Untersuchungen von Barthelmes und Sander (1999; 2001 a,b), die das 
Medienverhalten von Jugendlichen in 22 Familien zu drei Erhebungszeit-
punkten analysiert haben, und zwar über die ganze Phase der Adoleszenz 
hinweg. Berücksichtigt wurden in diesen Untersuchungen insbesondere das 
Fernsehen, die Musikmedien (CD-Player) und der Computer (siehe dazu 
auch Leu 1993); ferner die Untersuchungen zu den „Chancen und Risiken 
neuer Informations- und Kommunikationsmedien für den privaten Bereich“ 
(Nave-Herz 2000; Logemann/Feldhaus 2001; 2002)1, in deren Rahmen 60 
Familien zum Mobiltelefon und zum Internet befragt wurden. In allen Stu-
dien wurden die Jugendlichen getrennt von den Eltern befragt.  

                                                           
1 Die Untersuchung wurde finanziert aus Mitteln des Niedersächsischen VW-Vorab (Mittel-

vergabe durch das SOFI-Göttingen). 
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Wenn demnach eine Untersuchung des familialen Medienensembles nicht 
verfügbar ist, so müssen wir uns methodisch damit helfen, die Ergebnisse 
unserer eigenen Studie mit denen der bereits durchgeführten Untersuchungen 
zu den „alten Medien“ zu ergänzen. Die folgenden Überlegungen haben 
demnach notwendigerweise einen spekulativen Charakter. Die Darstellung 
der empirischen Ergebnisse erfolgt entlang der Medien, wobei jeweils zwei 
Fragen beantwortet werden sollen: Welche Funktionen schreiben Jugendli-
chen den jeweiligen Medien zu und was bedeutet die jugendliche Medien-
nutzung für die familialen Beziehungen?  

Die Analysen in den DJI-Untersuchungen wie auch in unserer Untersuchung 
haben gezeigt, dass sich während des Durchlaufens der Jugendphase der 
Umgang mit Medien verändert, sowohl was die Wichtigkeit einiger Medien 
anbetrifft, als auch deren Nutzung. Im frühen Jugendalter, ab 12 Jahre, legen 
die Jugendlichen Wert auf den Gerätebestand. Je nach Stand der Technik ist 
es besonders wichtig, diejenigen Medien zu besitzen, die gerade „in“, die 
gerade angesagt und aktuell sind. Im Jahre 1992 wünschten sich bspw. alle 
Jugendlichen einen CD-Player, damals eine Novität, heute eine Selbstver-
ständlichkeit. Zehn Jahre später hat der CD-Player die zugeschriebene Pres-
tigefunktion schon lange verloren. Zum „In-Sein“ gehörte in den Jahren 
2000 und 2001 unter anderem der Besitz eines Handys. Mehrere Jahre stand 
das Handy auf den Wunschlisten für Weihnachten ganz weit oben. Die Ge-
räte haben demnach einen Statuscharakter und sind symbolisch aufgeladen. 
Die jeweils aktuellen Medien symbolisieren die Teilnahme am jeweiligen 
Trend und damit die Dazugehörigkeit zu einer bestimmten Jugendkultur. 
Eine Mutter äußerte in unserem Sample:  

„Du kannst vielleicht eine ältere Hose anhaben, die nicht gerade ‚in‘ 
ist, aber irgendetwas muss du haben, damit du zeigen kannst, dass du 
‚in‘ bist. Und da ist so ein Handy schon ganz gut“.  

Darüber hinaus wird das Handy mit Begriffen wie „Freiheit, Unabhängig-
keit, Selbstbestimmung“ attribuiert (Schenk et al. 1996), Eigenschaften, die 
gleichsam gesellschaftlich definierte Ziele der Jugendphase sind, und nun-
mehr durch das Handy symbolisiert werden. In ähnlicher Form bedeutet der 
Besitz eines eigenen Computers mit Internetanschluss die Zugehörigkeit zur 
„Mediengeneration“. In dieser Hinsicht symbolisiert der Besitz von jeweils 
aktuellen oder gerade angesagten Medien, ähnlich wie es für die Marken-
kleidung gilt, die Zugehörigkeit zur Jugendkultur: Wer aktuell angesagte 
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Medien nicht besitzt, kann in dieser Weise seine Zugehörigkeit nicht de-
monstrieren.  

Diesbezüglich zeigen die neuen Medien keine neuartigen Effekte, sondern 
sie schreiben den Mechanismus der Zugehörigkeit durch Medienbesitz nur 
fort, und sie werden ebenso wie alle anderen symbolisch aufgeladenen 
Medien auch dem inflationären Prozess von Mode unterliegen. So sagte uns 
ein Jugendlicher:  

„Schade ist nur, dass alle ein Handy haben“.  

Eltern wehrten sich in der Anfangsphase der „Handywelle“ gegen diesen 
sozialen Anschaffungsdruck, der aus der Gruppe der Jugendlichen stammt. 
Sie sahen eine Notwendigkeit für ein Handy nicht ein und waren in den 
wenigsten Fällen bereit, den „Markenwahnsinn“ mitzugehen. Bezüglich des 
Handys und des Internet gab es konflikhafte Diskussionen, die sich bis zu 
1½ Jahren hinzogen. Die Eltern – sofern sie nicht selbst von der Technik 
überzeugt waren – mussten schließlich nachgeben, weil die Diskussionen 
seitens der Jugendlichen nicht aufhörten. Eine Mutter sagte:  

„Mit jedem neuen Handy in der Klasse geht der Kampf von vorne 
los“.  

Derartige Konflikte gehören angesichts einer mehr als 80%igen Verbreitung 
des Handys der Vergangenheit an. Andererseits gab es auch Eltern, die ihre 
Kinder geradezu überredet haben, sich auch ein Handy anzuschaffen, weil 
sie die Vorteile inzwischen erkannt hatten. Auch haben einige Eltern von 
sich aus den Anschaffungsprozess für das Internet vorangetrieben. Ihre 
Begründung lag darin, dass sie vor dem Hintergrund einer verantworteten 
Elternrolle alles für die Bildung ihrer Kinder tun wollten. Der Anschaffungs-
prozess neuer Kommunikationsmedien hat also auch für die Eltern nicht nur 
negative, sondern auch positive Funktionen.  

Bedeutsamer als die funktionale Analyse des Medienbesitzes ist die Be-
trachtung der Mediennutzung. Aus den DJI-Studien von Barthelmes/Sander 
geht hervor, dass über die Jugendphase hinweg die Medientätigkeiten wie 
Fernsehen, Musikhören, Anschauen von Videos, Lesen und Computerspielen 
insgesamt abnehmen, wie auch der Stellenwert der Medien untereinander 
sich verändert.  

Bei den befragten Jugendlichen der DJI-Studien steht das Musikhören an 
erster Stelle der Medientätigkeiten: „Musik, nur noch Musik“ – so eine Ju-
gendliche aus dem Sample von Barthelmes/Sander (2001a: 95). Vor allem 
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seit dem 15. Lebensjahr steht das Musikhören im Vordergrund der Medien-
tätigkeiten, welches insbesondere für sich alleine stattfindet, im eigenen 
Zimmer oder mit Freunden zusammen. Dem Musikhören wird eine Reihe 
von Funktionen zugeschrieben: Es verstärkt Stimmungen und Gefühle und 
kann „Trost spenden“; die Jugendlichen treten in einen inneren Dialog mit 
den Sängern und ihren Texten und reflektieren damit ihre eigene Lebens-
situation, ihr eigenes Selbst; die Jugendlichen grenzen sich mit ihren Musik-
stilen vom Geschmack anderer Jugendlicher und von den Eltern ab und stär-
ken die sozialen Beziehungen zu den Gleichgesinnten (Barthelmes/Sander 
2001a: 103; 1999: 197).  

Mit dem lautstarken Musikhören im eigenen Zimmer markieren die Jugend-
lichen gegenüber ihren Eltern und Geschwistern: „Jetzt will ich lieber für 
mich alleine sein, ohne Euch“. Das Lautstellen der Musik und das bewusste 
Auflegen „harter Sachen“ wie Techno oder Heavy metal diente den befrag-
ten Jugendlichen auch, um „‚ihre Eltern zu jagen‘: Techno wird dann zu 
‚Schlägen gegen das Ohr‘“, wie es eine Mutter in dem Sample von Barthel-
mes/Sander bezeichnete und löst oftmals Konflikte aus (Barthelmes/Sander 
2001a: 101; 1999: 191). 

Obwohl quantitativ gesehen das Musikhören die dominante Medientätigkeit 
ist, bleibt das Fernsehen das Leitmedium der Jugendlichen. Beim Eintreten 
in die Jugendphase erfährt das Fernsehen und das Anschauen von Videos 
jedoch einen drastischen Einbruch. Die durchschnittliche Sehdauer von 
zweieinhalb Stunden mit 13/14 Jahren sinkt auf eineinhalb Stunden pro Tag 
ab und bleibt dabei konstant bis zum 20. Lebensjahr (Barthelmes/Sander 
2001a: 111; Gerhards/Klingler 2001). Obwohl die Nutzung abnimmt, dient 
das Fernsehen als Spiegel für den Aufbau einer eigenen Identität. Die Me-
dienwelten in den Spielfilmen und täglichen Serien dienen den Jugendlichen 
als Projektionsfläche für die Bewältigung ihrer Entwicklungsaufgaben: 
Spielfilme und Serien unterstützen die Bewußtwerdung des eigenen Körpers; 
sie unterstützen die Suche nach Frauen- und Männer-Bildern; dienen der 
Suche nach adäquaten Ausdrucksformen und Verhaltensweisen in der 
Gestaltung von Paarbeziehungen und fördern die Intensivierung der Bezie-
hungen zu Freunden, indem über Spielfilme und Serien Austauschprozesse 
stattfinden (Barthelmes/Sander 1999: 226). Insbesondere die Privatsender 
sind diesen Bedürfnissen nachgekommen, indem sie in vielfältiger Weise 
Spielfilme und Daily Soaps sowie Reality Soaps anbieten, so dass zu jeder 
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Zeit für jeden etwas im Programm dabei ist. Bei den Jugendlichen stellt sich 
jedoch zunehmend ein Sättigungseffekt ein.  

Spätestens mit 15 Jahren wird das gemeinsame Fernsehen mit Eltern und 
Geschwistern aufgekündigt (vgl. Barthelmes/Sander 2001a: 111). Die Aus-
stattung der Jugendzimmer mit eigenem Fernseher führt zum einen zu einer 
Separierung der Fernsehnutzung, wodurch auch familiale Konfliktsituationen 
über die Einigung des Fernsehprogramms entlastet werden. Konflikte gibt es 
zwischen Eltern und Kindern jedoch über die Dauer der Nutzung, vor allem 
im Zusammenhang mit schulischen Problemen. Das bedeutet gleichwohl 
nicht, dass überhaupt keine gemeinsame Fernsehzeit mehr verbracht wird. 
Mediale Ereignisse wie z. B. Sportveranstaltungen, das Ansehen eines ange-
priesenen Videofilms usw. finden weiterhin auch im gemeinsamen Familien-
verband statt. Die Quantität der gemeinsamen Nutzung nimmt jedoch deut-
lich ab. 

Die Gründe für die Abnahme des jugendlichen Fernsehkonsums liegen in 
einer zunehmenden Umorientierung auf die Gruppe der Jugendlichen, in der 
sich ausdehnenden zeitlichen Inanspruchnahme durch die Schule oder Aus-
bildung sowie in der Umorientierung auf andere Medien. Gerade in jener 
Phase, wo eine zunehmende Umorientierung auf die jugendliche Peer-Group 
stattfindet, gewinnen nunmehr das Festnetztelefon, jedoch insbesondere die 
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien an Bedeutung und 
füllen neuerdings – so die hier näher zu verfolgende These – eine Lücke in 
der medial unterstützten Bewältigung von Entwicklungsaufgaben.  

Das Festnetztelefon übernimmt für die Jugendlichen eine veränderte Funk-
tion. Es dient weniger der gezielten Absprache untereinander, sondern es 
dient der intensiven, z. T. stundenlangen Kommunikation mit der Freundin 
oder dem Freund. „Telefonieren“ ist nach „Musik hören“ die am zweithäu-
figsten ausgeübte Freizeitaktivität der Jugendlichen (Strzoda 1996: 264). Ein 
derartig intensives Telefonieren führt zu Konflikten mit den Eltern, die die 
Notwendigkeit solch langer Gespräche oftmals nicht einsehen, zumal sich 
die Jugendlichen gerade in der Schule gesehen haben und sich am Nachmit-
tag nochmals treffen werden. Auch das ständige Besetztsein der Leitungen 
sowie die entstehenden Kosten sind Streitpunkte in der Familie. Dem stun-
denlangen Telefonieren mit den Freundinnen wird begegnet mit Begrenzun-
gen und Verboten, mit der Beteiligung an den Telefonrechnungen durch den 
Einzelkostennachweis sowie mit dem Installieren eigener Telefonleitungen 
in den Zimmern der Jugendlichen. Der kostenlose Einzelkostennachweis hat 
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die Kontrolle der Telefonnutzung für die Eltern entschieden verbessert: nicht 
nur sind die Dauer und Kosten der Gespräche nachprüfbar, sondern ebenso 
die Gesprächspartner. Gleichwohl führt das schnurlose Telefon und nunmehr 
das Legen eines Telefonanschlusses auf die Zimmer der Jugendlichen zu 
einer weiteren Abschottung der Kinder, zu einer abnehmenden Kontrollmög-
lichkeit durch die Eltern bzw. zu Tendenzen von Separierungen. Diese Priva-
tisierungstendenzen im Privaten sind nicht nur der entwicklungspsychologi-
schen Situation des Ablösungsprozesses geschuldet – das Zurückziehen, um 
alleine zu sein –, sondern werden nunmehr nochmals durch das Aufmerk-
samkeit beanspruchende Interaktivitätspotenzial neuer Informations- und 
Kommunikationsmedien verstärkt – wie im Folgenden noch ausführlicher 
erläutert.  

Zum herkömmlichen Festnetztelefon ist nunmehr das Handy getreten. Kein 
anderes Kommunikationsmedium hat eine derartig schnelle Verbreitung 
unter den Jugendlichen gefunden. Das Handy ermöglicht eine verbesserte 
Organisation und Koordination jugendlicher Freizeitaktivitäten. Es dient ins-
besondere dazu, sich nunmehr der elterlichen Kontrolle über Kommunikati-
onspartner und Telefonzeiten zu entziehen (Höflich 2001). Aller Mobilität 
zum Trotz werden sogar die meisten SMS-Nachrichten von zu Hause aus, 
aus dem eigenen Zimmer heraus geschrieben (Höflich/Rössler 2000), vor 
allem dann, wenn die Jugendlichen bereits im Bett sind. Die Telefonleitun-
gen des elterlichen Haushalts und die Kontrollmöglichkeiten durch die Eltern 
werden dadurch unterlaufen, und Jugendliche äußern inzwischen gegenüber 
ihren Freunden, sie mögen bitte nur noch auf dem Handy anrufen und nicht 
mehr auf dem Festnetz der Eltern.  

Gerade das Schreiben von SMS-Nachrichten ist bei den Jugendlichen be-
liebt. Pro Monat werden in Deutschland mehr als zwei Milliarden SMS-
Nachrichten verschickt. Die Funktionen von SMS-Nachrichten liegen zum 
einen in dem Treffen von Terminabsprachen, das, was vorher über das Fest-
netztelefon lief, jedoch nunmehr per SMS erfolgt, weil ein Telefonat viel zu 
lange dauern würde. Es hat demnach gegenüber dem herkömmlichen Fest-
netztelefon eine Funktionsverschiebung stattgefunden.  

Die SMS ermöglicht zum anderen eine schnelle Nachrichtenübertragung, 
ohne das die Stimme die eigene Gefühlslage verrät. In diesem Sinne wird die 
SMS insbesondere auch zum Flirten zwischen den Jugendlichen eingesetzt. 
Die SMS dient als „Eisbrecher“ in Bezug zum ersten Schritt beim Flirten. 
Damit unterstützt die SMS entwicklungspsychologische Aufgaben: Sie 
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ermöglicht einen leichteren, subtileren Zugang zu den eigenen emotional 
hochbeladenen Themen und auch einen leichteren Rückzug und macht nicht 
zwingend eine interaktive Reaktion erforderlich wie beim direkten Gespräch; 
sie lässt Zeit zur Reflexion und verringert dadurch den psychischen Druck. 
Eine Jugendliche in unserem Sample brachte diese Funktion des Handys auf 
dem Punkt: „Eine SMS, die wird nicht rot“.  

Aber auch das Beenden von Beziehungen, das Mitteilen von unangenehmen 
Dingen gegenüber Freunden oder das Nachfragen bei den Eltern, ob man 
noch länger aus bleiben darf, wird durch die SMS und das Fehlen weiterer 
kommunikativer Eigenschaften wie der Stimme unterstützt. Der Erfolg des 
Handys lässt sich demnach – neben der symbolischen, gruppendynamischen 
Funktion – auch dadurch erklären, dass es in hohem Maße subtile Prozesse 
bei der Bewältigung entwicklungspsychologischer Aufgaben unterstützt – 
wie kein anderes Medium zuvor. Das Mobiltelefon stellt vor dem entwick-
lungspsychologischen Hintergrund eine mediale Spezialisierung dar. Diese 
Spezialisierung bezieht sich nicht nur auf die ortsunabhängige Erreichbar-
keit, sondern liegt ebenso in der neuen Form der SMS-Kommunikation.  

Das Handy hat insgesamt für die ganze Familie überwiegend eine positive 
Funktion eingenommen. Es unterstützt die klassischen Funktionen von Fami-
lie. Es verbessert die Organisationsfunktion, dient der emotionalen Stabili-
sierung der Familienmitglieder und gilt als ein Sicherheitsmedium. Es wird 
herangezogen zur Durchsetzung elterlicher Erziehungsziele, wie Pünktlich-
keit, führt aber auch zur sozialen Kontrolle der Jugendlichen. In dieser Hin-
sicht hat das Handy für die Jugendlichen jedoch einen paradoxen Effekt: der 
aus der Peer-Group stammende Zwang zur Anschaffung eines Handys, um 
Unabhängigkeit und Selbstständigkeit zu demonstrieren, führt nach unseren 
Ergebnissen bei einem Drittel der befragten Familien zu einer sozialen Kon-
trolle der Jugendlichen (Feldhaus 2003a,b). Die jederzeitige Erreichbarkeit 
von Familie und Freunden kann jedoch auch Prozesse des Selbstständigwer-
dens unterlaufen. Die Möglichkeit, seine Entscheidungen jederzeit absichern 
zu können, kann auch Mechanismen „erlernter Hilflosigkeit“ unterstützen 
und somit ebenso dem Ziel der Jugendphase zuwider laufen.  

Das Handy hat durch seine jederzeitige Erreichbarkeit jedoch auch dazu 
geführt, dass sich die Handlungsspielräume der Eltern und Jugendlichen 
erhöhen. Ab einem gewissen Alter der Kinder übernimmt das Handy die 
Funktion, einer Norm verantworteter Elternschaft gerecht zu werden, beim 
gleichzeitigen Eingehen eigener beruflicher oder Freizeitaktivitäten. Eltern 
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sind weiterhin jederzeit für ihre Kinder da, wie es die Norm verantworteter 
Elternschaft vorschreibt, gleichzeitig können sie jedoch auch ihren eigenen 
Interessen nachgehen.  

In dieser Hinsicht haben sich durch die millionenfache Verbreitung des Han-
dys die familialen Interaktionsmöglichkeiten von nahezu allen Begrenzungen 
enthoben: das Private wird ubiquitär, allgegenwärtig. Dies hat zu einer psy-
chischen Entlastung der – insbesondere alleinerziehenden – Eltern geführt, 
und zwar vor allem während der Zeit, wo die jugendlichen Kinder anfangen, 
auch bis in die Abendstunden hinein auszugehen oder wenn beruflich be-
dingt eine direkte Betreuung nicht möglich ist. Das Handy übernimmt daher 
in der Phase der Ablösung der Jugendlichen vom Elternhaus insbesondere 
eine entlastende Funktion für Ängste und Sorgen um die Kinder.  

Über die Haushaltsgrenzen hinweg betrachtet wird der Einsatz des Handys 
daher von beiden, Eltern und ihren Kindern, positiv gesehen – es sei denn, er  
geht eine soziale Kontrolle über. Innerhalb des familialen Haushalts kann 
dies zu Konflikten führen und zu weiteren Tendenzen einer Separierung der 
Jugendlichen von den Eltern. Zu Konflikten führt es zum einen wegen der 
Kosten, zum andern dann, wenn die Jugendlichen zu familienbetonten Zeiten 
und in familienbetonten Räumen das Handy nutzen oder angerufen werden. 
Vor allem beim gemeinsamen Essen ist das Handy tabu. Zu einer Abgren-
zung führt es, wenn Eltern ihre Kinder anweisen, dass eine Handynutzung 
nur auf dem Zimmer zu erfolgen hat, oder wenn die Jugendlichen von sich 
aus – wie in einem Drittel unserer Familien der Fall – sich auf ihr Zimmer 
zurückziehen, um SMS-Nachrichten zu empfangen oder zu schreiben.  

Die bisher dargestellten funktionalen Analysen der Mediennutzung Jugendli-
cher haben schließlich mit dem Internet ein Universalmedium gefunden. Alle 
bisher beschriebenen Funktionen, mit Ausnahme der allgegenwärtigen Er-
reichbarkeit durch das Handy, werden im Medium Internet integriert. Das 
Internet und der PC ermöglichen ein Downloaden der neuesten Musikstücke; 
das Besuchen der Websites der Stars und Serien für weitere Informationen, 
die die Gesprächsführungen Jugendlicher beeinflussen; das Ansehen neues-
ter Filme mittels PC, die einen Informationsvorsprung sichern können.  

Darüber hinaus bietet das Internet durch das Chatten einen schriftlichen in-
teraktiven Austausch mit anderen, jedoch auch mit völlig fremden Personen. 
Der Chat ermöglicht eine neuartige Qualität, eine Spezialisierung in der 
Spiegelung der eigenen Identität. Kommunikationstheoretische Arbeiten zei-
gen, dass Fernsehen wenig Kraftaufwand erfordert, weil die Kommunikation 
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nicht glücken muss; darüber hinaus liegt es den Programmmachern nahe, den 
Zuschauern keine Zeit zum Nachdenken zu lassen, um ein Umschalten zu 
vermeiden, d. h. die Zuschauer müssen mehr an das Medium gefesselt wer-
den. Dies führt schließlich dazu, dass dem Fernsehen eine „Halbsekunde 
zum Reflektieren (fehlt)“ (vgl. auch Krotz 2001: 79).  

Dies ändert sich beim Chat: es bietet eine interaktive Kommunikation aus 
dem geschützten Raum der Privatsphäre heraus, denn man schreibt selbst 
und nimmt interaktiv daran teil. Beim Internetchat ist die eigene persönliche 
emotionale Einbezogenheit wesentlich größer als noch beim Fernsehen: Es 
geht nicht um die Projektion des eigenen Lebens auf den Schauspieler/die 
Schauspielerin, sondern um das eigene Leben. Damit ermöglicht der Chat 
auch, Grenzen zu überschreiten, Reaktionen auszutesten. Der Austausch über 
Foren, E-Mail und Chats ist für Jugendliche besonders wichtig (van Eimeren 
2003: 69; Feil 2000). Auch das Online-Spielen ist besonders bei den Jungen 
sehr beliebt. Darüber hinaus dient das Internet den Jugendlichen als ein 
Informationsmedium und trägt durch den kommunikativen Austausch zur 
Stabilisierung und Intensivierung von Freundesbeziehungen bei (van Eime-
ren 2003: 71).  

Entgegen einer weit verbreiteten These, dass Jugendliche, die viel im Inter-
net sind, auch sozial isoliert sind, trifft gerade das Gegenteil zu: Wie empiri-
sche Untersuchungen zeigen, weisen jugendliche Heavy-User mehr soziale 
und intensivere soziale Kontakte auf, als die Technikabstinenten. Die Eska-
pismusthese trifft jedenfalls in Bezug zum Freundeskreis nicht zu (Fritzsche 
2000: 214).  

Die empirischen Ergebnisse weisen darauf hin, dass das Internet – ebenso 
wie das Mobiltelefon – die Bewältigung spezifischer Aufgaben der Jugend-
phase unterstützt. Die neuen Effekte, die von diesem Medium ausgehen, sind 
die Multimedialität, die zunehmende Interaktivität, die Überbrückung raum-
zeitlicher Distanzen in Echtzeit und die – nahezu – unkontrollierten und un-
begrenzten Informationen. Mit dem Internet wird die Welt zum Dorf, oder 
wie Logemann schreibt: „Es ist mein Tor zur Welt“ (vgl. den Aufsatz in die-
sem Band). Und genau diese Funktion hat es für die Jugendlichen: es ist ihr 
Tor zu ihrer eigenen medialen Lebenswelt, eine Funktion, die zuvor kein 
anderes Medium erbrachte und demnach eine funktionale Spezialisierung 
gegenüber anderen Medien darstellt.  

Das Internet kann darüber hinaus für das familiale Zusammenleben – wie 
bspw. auch der Fernseher – eine gesprächsinitiierende Funktion einnehmen. 
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Der Austausch über Websites über technische Eigenschaften, über die Nut-
zungsvorstellungen von Eltern und Kindern usw. fördert die familialen Kom-
munikationsmöglichkeiten. Dies ist vor allem auch deshalb der Fall, weil die 
heutigen Eltern nicht selbstverständlich mit dieser Technik vertraut sind: Die 
Kinder haben in den überwiegenden Fällen einen Wissensvorsprung vor den 
Eltern.  

Damit geht jedoch auch einher, dass eine Kontrolle der Internetnutzung, 
sofern Eltern diese überhaupt anstreben, nur möglich ist durch eine hohe 
Medienkompetenz seitens der Eltern (Logemann 2003). In den interviewten 
Familien in unserem Sample waren nur sehr wenige Familien dabei, die in 
der Lage waren, die Internetnutzung ihrer Kinder zu kontrollieren. Für Eltern 
bedeutet das Internet damit vor allem ein Dilemma: Der gesellschaftliche 
Diskurs verlangt zum einen von den Eltern aus Bildungsgründen eine An-
schaffung und erfordert zum anderen eine Kontrolle der Internetnutzung vor 
den Gefahren der vier „apokalyptischen Reiter“: Gewalt, Suizidanleitungen, 
Pornographie und Rechtsradikalismus (vgl. Schindler 2002; Döring 1999). 
Die Eltern sind mit diesen normativen Erwartungen überfordert; sie versu-
chen über Diskurse und zeitliche – nicht inhaltliche – Reglementierungen 
ihrer elterlichen Verantwortung nachzukommen. Eine weitere Möglichkeit 
der Kontrolle bietet die Aufstellung des Computers an zentralen, jederzeit 
zugänglichen Orten wie das Wohnzimmer oder ein Arbeitszimmer der 
Eltern. Eine vollständige Kontrolle ist aber nur durch eine gemeinsame Nut-
zung möglich; dies ist aber nur selten der Fall (vgl. Logemann 2003). Gerade 
in den Familien, wo eine Internetnutzung auf den Zimmern der Jugendlichen 
stattfindet, führt das Internet zu gleichen Mechanismen wie das Handy, das 
Musikhören und das Fernsehen: nämlich zu einer Separierung von den 
anderen Familienmitgliedern.  

5 Fazit 

Bezüglich der Funktionszuschreibungen an die Medien seitens der Jugendli-
chen und daraus sich für die Familie ergebende Folgen lässt sich eine Reihe 
von Ergebnissen festhalten.  

Die hier angeführten Medien dienen auf unterschiedliche Art und Weise den 
Jugendlichen zur Bewältigung ihrer Entwicklungsaufgabe, die darin liegt, 
sich von den Eltern zu lösen und eine Umorientierung auf die Peer-Group 
vorzunehmen. 
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Ferner gewinnen mit der Umorientierung auf die Gruppe der Gleichaltrigen 
gerade die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien an Bedeu-
tung: die neuen Medien weisen eine neue Qualität, eine neue Spezialisierung 
in der Bewältigung jugendspezifischer Entwicklungsaufgaben auf. Durch 
ihre Interaktivität aus einem geschützten privaten Bereich heraus können 
emotional beladene Themen angesprochen werden. Sie ermöglichen über die 
SMS und den Chat oder Email einen subtileren Zugang zu den persönlichen 
Gefühlen mit leichteren Rückzugsmöglichkeiten und bieten durch das Inter-
net eine nahezu unkontrollierbare Informationsmöglichkeit. Diese neue Form 
der medialen Interaktivität unterscheidet die neuen Informations- und Kom-
munikationsmedien vom Fernsehen, den Musikmedien und auch vom Tele-
fon. Es hat demnach eine funktionale Spezialisierung bei den Medien statt-
gefunden und daher keine Verdrängung anderer Medien, die ihre eigenen 
Aufgaben behalten haben. Denkbar ist jedoch, dass vor dem Hintergrund der 
knappen Ressource Zeit sich in Zukunft Verschiebungen in der zeitlichen 
Mediennutzung zeigen.  

Der Einsatz interaktiver Medien kann zu einer verstärkten Segregation im 
privaten Haushalt führen. Alle Medien können die Abschottungstendenzen in 
den Familien unterstützen, und zwar insbesondere jene, die Interaktivität er-
forderlich machen und dadurch Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen. Diese 
medial beanspruchte Aufmerksamkeit steht dann anderen Interaktionen zeit-
weilig nicht mehr zur Verfügung.  

Neben Tendenzen der Absonderung haben die Medien gleichwohl eine ge-
sprächsinitiierende und Interaktionen ermöglichende Funktion. Vor allem 
das Fernsehen ermöglicht das Zelebrieren besonderer medialer Ereignisse in 
der Familie, wie auch das Internet Gespräche zwischen Eltern und Kindern 
anregt, vor allem, weil nunmehr die Kinder die Experten sind. Eine beson-
dere Rolle kommt hierbei dem Handy zu. Es ermöglicht eine allgegenwärtige 
Erreichbarkeit der Familienmitglieder und die Unterstützung klassischer 
Familienfunktionen, die beiderseits positiv gesehen werden, es sei denn, sie 
führt zu einer sozialen Kontrolle durch die Eltern.  

Damit geht ebenfalls einher, dass die neuen Medien Eltern und Jugendliche 
in Dilemma-Situationen geführt haben: Zum einen kann die Anschaffung 
eines Handys aus dem Wunsch nach Unabhängigkeit und Selbstbestimmung 
heraus zum gegenteiligen Effekt elterlicher Kontrolle oder „erlernter Hilflo-
sigkeit“ führen. Zum anderen bedeutet der Anschluss ans Internet nicht nur , 
dass Eltern ihrem Bildungsauftrag gerecht werden, sondern auch ihre Pflicht, 



140 

die genutzten Inhalte zu kontrollieren. Das heißt, von den Eltern wird Me-
dienkompetenz verlangt, die sie – bisher – nur in den wenigsten Fällen 
erbringen können.  

Wir können damit festhalten: Die zunehmende Ausstattung familialer Haus-
halte mit Medien verstärkt einerseits den Prozess einer – wie Häußermann 
und Siebel (1996) es nennen – „Individuierung im Privaten“. Insbesondere 
die interaktiven Medien wie Telefon, Handy und Internet unterstützen diesen 
Vorgang. Andererseits kommt es durch die allgegenwärtige Erreichbarkeit 
durch das Handy zu entgegengesetzten Prozessen: Die Familie kann sich 
nunmehr überall gegenseitig erreichen, in der Stadt, bei den Freunden, auf 
der Arbeit usw. Dies wird von beiden, Eltern und Jugendlichen, auch positiv 
gesehen. Den Individualisierungstendenzen im privaten Haushalt stehen da-
mit Ausweitungstendenzen von Familie, von Privatheit in der Öffentlichkeit 
gegenüber: das Private wird ubiquitär und Öffentlichkeit und Privatheit 
durchmischen sich stärker (Burkart 2000).  

Die Analysen haben ferner gezeigt, dass die neuen Medien funktionale Spe-
zialisierungsprozesse gegenüber den „alten“ beinhalten, was jedoch nicht 
gleichzeitig bedeutet, dass diese substituiert werden. Dezidiertere Aussagen 
zu der funktionalen Spezialisierung der jugendlichen und familialen Medien-
nutzung lassen sich jedoch nur machen, wenn Familien zum Medienen-
semble befragt werden und nicht nur zu einem einzigen Medium. Hierbei 
wäre es dann höchst interessant, Funktionen der Mediennutzungen nach 
milieu- und familienphasenspezifischen Merkmalen zu betrachten. Insbeson-
dere die Mediennutzung älterer Menschen ist empirisch unzureichend unter-
sucht worden, obgleich sich auch ihre Kommunikationsmöglichkeiten durch 
die neuen Medien grundsätzlich verändert haben könnten. Dies muss weite-
rer Forschung vorbehalten bleiben.  
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Birgit Kannenberg-Otremba 

Computereinsatz in der Pflege. 
Bereitet die Ausbildung darauf vor? 

1 Einleitung 

In vielen Arbeitsbereichen wird heute die EDV und Informationstechnik (IT) 
als selbstverständliches Arbeitsmittel genutzt, und auch für Lernprozesse ist 
bzw. kann die Computertechnik eine sinnvolle Hilfe sein. Im Hinblick auf 
diese Nutzungsmöglichkeiten besteht seit Jahren der bildungspolitische An-
spruch, dass (junge) Menschen in ihrer Schul- und Berufsausbildung Fähig-
keiten im Umgang mit Computern bzw. Medienkompetenz erwerben sollen. 

Auch in der beruflichen Pflege wird seit einigen Jahren zunehmend die EDV 
und IT eingesetzt, so dass auch bei Pflegekräften Kenntnisse im Umgang mit 
der Computertechnik vorhanden sein müssen bzw. zu erlernen sind. An vie-
len Kliniken finden deshalb EDV-Schulungen für die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen statt. Zudem wird empfohlen, auch den Pflegeschülern und  
-schülerinnen Kenntnisse über EDV zu vermitteln. Im Hinblick auf diese 
Forderung stellte sich die Frage, inwieweit die Ausbildungsstätten, die eine 
Berufsausbildung zur Krankenschwester bzw. zum Krankenpfleger durch-
führen, ihren Schülern und Schülerinnen (schon) EDV-Kenntnisse vermitteln 
und welche Meinungen die Schulleitungen zu dieser Thematik haben. In 
Anbetracht einer defizitären Datenlage wurde mit einer bundesweiten 
Bestandsaufnahme diesen und weiteren offenen Fragen nachgegangen1. Im 
Folgenden sind einige ausgewählte Ergebnisse der durchgeführten empiri-
schen Untersuchung dargestellt. Zunächst soll jedoch kurz beschrieben wer-
den, wo und für was die EDV bzw. Informationstechnik in der beruflichen 
Pflege eingesetzt wird und werden kann, welche Erwartungen und Ziele da-

                                                           
1 Dieser Beitrag ist eine stark verkürzte Darstellung aus der Dissertation „Informationstechni-

sche Bildung für die Pflege – eine empirische Erhebung an Krankenpflegeschulen“. Die 
Arbeit wurde gefördert vom Stiftungsfonds für Pflegeforschung und -entwicklung e.V. 
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mit verbunden sind und welche Anforderungen im Hinblick auf das Thema 
EDV als Lerngegenstand in der Pflege vorliegen.  

2 Computer in der Pflege. 
Einige Anwendungsbereiche, Erwartungen und Ziele  

Bevor einige Anwendungsbereiche der EDV und Informationstechnik be-
schrieben werden, kurz zur Begrifflichkeit: Betrachtet man die Veröffentli-
chungen zum Thema „EDV und Pflege“, so finden sich beispielsweise eben-
falls Titel wie: „Nutzung von Informationstechnik in der Pflege“ (Grusdat/ 
Wolters 1996), „Computer in der Krankenpflege“ (Hacker et al. 1999) oder 
auch „Pflegeinformatik“ (Goossen 1998; Hannah et al. 2002). Mir scheint, 
dass derzeit in der Pflege in Deutschland nach wie vor eher der Begriff EDV 
üblich ist, wobei vielfach, gerade wenn es um Kommunikationsfunktionen 
geht, auch der Begriff Informationstechnik (IT) verwendet wird (vgl. Grus-
dat 1995: 1; Hannah et al. 2002: 297). Im Folgenden werde ich deshalb beide 
Begriffe synonym benutzen oder auch von EDV/IT sprechen.  

Vorab sei jedoch kurz skizziert, unter welchen Bedingungen berufliche 
Pflege zurzeit stattfindet. Kennzeichnend für die Arbeitssituation in der 
Pflege ist beispielsweise, dass an vielen Orten ein Mangel an Pflegepersonal 
beklagt wird2 und eine hohe Arbeitsbelastung herrscht (vgl. Bartholomeyc-
zik 1993). Auf der anderen Seite ist der Anspruch der Pflegekräfte vorhan-
den, eine qualitativ hohe, patientenorientierte, umfassende und aktivierende 
Pflege nach dem Pflegeprozess durchzuführen, welche auch in der Ausbil-
dung gelehrt wird. Leider müssen viele Pflegekräfte erfahren, dass sie diesen 
Anspruch nicht oder nur reduziert in die Praxis umsetzen können, welches 
Unzufriedenheit, Resignation (siehe auch Bischoff 1992: 166ff. und Rabe-
Kleberg 1993: 27) und eventuell auch Widerstände gegen weitere Neuerun-
gen, wie beispielsweise das Erlernen des Umgangs mit EDV zur Folge haben 
kann. Vor dem Hintergrund dieser Arbeitssituation ist es verständlich, dass 
Pflegekräfte vorwiegend dann die Arbeit mit Computern akzeptieren, wenn 
damit eine Erleichterung der täglichen Arbeit verbunden ist.3 

                                                           
2 Laut Deutscher Krankenhausgesellschaft vom 26.05.2003 sind 2570 Stellen im Pflege-

bereich vakant; siehe: www.dkgev.de 
3 Auf die Akzeptanz der EDV/IT in der Pflege kann hier nicht näher eingegangen werden; 

siehe dazu Grusdat (1995: 47ff.) und Grusdat/Wolters (1996: 50ff.)  



 147 

Im Folgenden wird der Computereinsatz in der Pflege thematisiert. Ziel ist 
es, einen Einblick in die EDV-Unterstützung der Pflege – vor allem im Kran-
kenhaus – zu geben.  

So gibt es seit Jahren für administrative und patientenferne Tätigkeiten der 
Pflegekräfte Unterstützungsmöglichkeiten mit EDV und Informationstech-
nik, wie beispielsweise für die Patientendatenverwaltung (z. B. Patientenauf-
nahme bzw. Übernahme der gewünschten Patientenstammdaten, Verlegung 
und Entlassung), für die Bettenbelegung, für Leistungs- und Materialanfor-
derungen (z. B. spezielle Untersuchungen, Essensbestellungen, Apotheken-
artikel), für die Befundübermittlung und -kommunikation (z. B. Labordaten, 
Blutbank, EKG) und auch für die Terminierung beispielsweise mit der Rönt-
genabteilung kann die EDV/IT genutzt werden. Darüber hinaus können 
Organisationshilfen (z. B. Ausdrucken von Patientenetiketten, Bestelllisten) 
erstellt werden, und es gibt zudem Programme für eine EDV-gestützte 
Dienstplanung (vgl. Grusdat 1995: 23ff.; Höhmann/Schulz 1995: 59ff.; 
Arbeitsgruppe „Informationsverarbeitung in der Pflege“ der ADS et al. 1996: 
15ff.). 

Aber auch für patientennahe und pflegeprozessbezogene Aufgaben ist eine 
EDV-Unterstützung möglich. So kann die EDV/IT für eine rechnergestützte 
Pflegedokumentation eingesetzt werden (vgl. Mahler et al. 2003) sowie für 
das pflegerische Berichtswesen (z. B. Verlegungs- und Entlassungsberichte) 
und die Dokumentation der medizinischen Diagnostik und Therapie (Patien-
tenkurve) (vgl. Arbeitsgruppe „Informationsverarbeitung in der Pflege“ der 
ADS et al. 1996: 19ff.). Dabei ist es im Hinblick auf die Pflegeprozessdoku-
mentation wichtig, dass alle anfallenden Daten der jeweiligen Phasen zu 
dokumentieren sind, wobei auch angemerkt werden muss, dass „die Pflege-
dokumentation immer nur einen Teil der pflegerischen Realität eines Pati-
enten und seiner Versorgung wiedergibt ...“ (Ammenwerth et al. 2003: 22).  

Eine weitere Nutzung der Informationstechnik als Informationsmedium kann 
für Pflegekräfte sowie Schüler und Schülerinnen innerhalb des Krankenhau-
ses durch ein Intranet bestehen, oder auch durch die Nutzung des Internet, 
um beispielsweise eine Recherche über pflegerelevante Themen durchzufüh-
ren (Schrader 1998).  

Darüber hinaus kann die EDV/IT und das Internet auch für neue berufliche 
Aufgaben genutzt werden. So gibt es schon heute Beratung und Schulung 
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(Patientenedukation) von Patienten und Angehörigen in Patienteninformati-
onszentren4 (vgl. Abt-Zegelin 2000), Arztpraxen, Krankenhäusern etc. und 
zudem gibt es Arbeitsplätze für Krankenschwestern oder Krankenpfleger als 
Gesundheitsberater/in, um Versicherten von Krankenkassen Beratung und 
Betreuung über das Telefon sowie über das Internet anzubieten.  

Insgesamt kann gesagt werden, dass es für viele pflegerische Tätigkeiten der-
zeit schon eine EDV-Unterstützung bzw. die Möglichkeiten dazu gibt, wobei 
bisher die EDV bzw. IT offenbar überwiegend für nicht-pflegeprozessbezo-
gene Aufgaben eingesetzt wird. Routineerfahrungen mit EDV-gestützten 
Pflegedokumentationssystemen gibt es bisher offenbar nur wenig (Ammen-
werth et al. 2003: 30; vgl. auch Höhmann/Schulz 1995: 60) 

Wichtig ist im Hinblick auf die zunehmende EDV-Unterstützung in der 
Pflege – und darauf wird seit Jahren immer wieder hingewiesen –, dass sich 
die Pflegekräfte frühzeitig für die EDV-Unterstützung für ihren Arbeitsbe-
reich interessieren sollten und es ebenfalls sinnvoll ist, dass sie sich an den 
Planungen zur Einführung der EDV beteiligen. Bisher scheint jedoch der 
Beitrag der Pflegekräfte im Prozess der Einführung von EDV im Kranken-
haus bzw. für den Pflegebereich eher marginal zu sein (Richter 1997). Mög-
lichweise ist ein Grund für dieses mangelnde Engagement in den bestehen-
den Arbeitsbedingungen zu sehen, d. h. vermutlich haben viele Pflegekräfte 
– und hier besonders Frauen mit Familienpflichten – weder Zeit noch Ener-
gie, um sich intensiver mit Computern und EDV auseinander zu setzen. Ein 
weiterer Grund könnten nicht ausreichende EDV-Kenntnisse von Pflege-
kräften sein (vgl. Höhmann/Schulz 1995: 70), die jedoch für die Mitarbeit 
beispielsweise in einer EDV-Arbeitsgruppe benötigt werden. Gerade auch 
vor diesem Hintergrund sollten schon in der Ausbildungsphase EDV-Kennt-
nisse erworben werden können.  

Ein wesentliches Ziel der EDV-Unterstützung für die Pflege ist es, dass es zu 
einer Reduzierung bzw. Entlastung von Telefonaten, Laufwegen und admi-
nistrativen Tätigkeiten kommt, indem beispielsweise Mehrfachdokumentati-
onen von identischen Daten vermieden werden, eine Optimierung der Infor-
mationsbereitstellung (schnelle Befundübermittlung) und des Informations-
austausches stattfindet und zudem eine Verbesserung und Erleichterung der 

                                                           
4 z. B. in Lippstadt: http://www.piz-lippstadt.de und am Kreiskrankenhaus in Lüdenscheid: 

http://kkh-luedenscheid.de. Siehe auch zur Patienten- und Familien-Edukation in der 
Pflege: http://www.patientenedukation.de.  

http://www.piz-lippstadt.de/
http://kkh-luedenscheid.de/
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Dienstplanung und des Personaleinsatzes erreicht wird. Und auch im Hin-
blick auf die Durchführung der Pflegeprozessdokumentation wird eine 
Qualitätsverbesserung und Erleichterung erwartet, da beispielsweise Formu-
lierungsschwierigkeiten entfallen, eine vollständige und gut lesbare Doku-
mentation für alle berechtigten Berufsgruppen vorhanden ist und hinterlegte 
Pflegestandards zu Hilfe genommen werden können. Darüber hinaus ist 
durch eine vollständige Dokumentation auch eine bessere haftungsrechtliche 
Absicherung der Pflegekräfte gewährleistet und zudem können die doku-
mentierten Daten für die Pflegeforschung genutzt werden (vgl. Arbeits-
gruppe „Informationsverarbeitung in der Pflege“ der ADS et al. 1996: 3ff.; 
vgl. auch Hacker et al. 1999: 38ff.; Ammenwerth et al. 2003: 28ff.). 

Inwieweit durch die EDV-Unterstützung eine Zeitersparnis erzielt wird, die 
den Patienten und der direkten Pflege zugute kommen könnte, scheint jedoch 
eher zweifelhaft. So kann eine erreichte Zeitersparnis bei administrativen 
und kommunikativen Tätigkeiten durch eine aufwendige Dokumentation 
wieder aufgehoben werden, so dass eher „ein Qualitätsgewinn als ein Zeit-
gewinn erzielt werden kann“ (Schrader 1998: 547; vgl. auch Grusdat 1995: 
59f.). 

Da das Ziel des Einsatzes von EDV/IT im Krankenhausbereich und in der 
Pflege auch eine Qualitätsverbesserung der Patientenversorgung ist, sollen 
hier auch einige mögliche Vorteile für Patienten dargestellt werden, wobei es 
natürlich Überschneidungen mit den pflegerischen Erwartungen und Zielen 
gibt. Vorteile für Patienten können sich beispielsweise in folgenden Berei-
chen ergeben: Zum einen kann es zu einer besseren organisatorischen Ver-
sorgung des Patienten kommen, da durch eine optimierte Terminierung bei-
spielsweise lange Wartezeiten vermieden werden. Ferner kann durch eine 
schnelle und zuverlässige Datenübermittlung (z. B. Laborwerte) zügig eine 
notwendige Therapie eingeleitet werden, und durch die EDV-gestützte Pfle-
gedokumentation wird ein besserer Informationsstand aller an der Versor-
gung des Patienten beteiligter Personen bewirkt. Zudem kann durch die Ein-
sichtnahme in wichtige Informationen, z. B. eines Pflegeberichts, die Konti-
nuität der Patientenversorgung eher gewährleistet werden. Wenn pflegeri-
sche Entlassungsberichte zudem, beispielsweise per E-Mail, schnell an den 
nachbetreuenden zuständigen Pflegedienst gelangen, können darüber hinaus 
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rechtzeitig erforderliche Maßnahmen getroffen werden.5 Durch die Bereit-
stellung computergestützter Informationssysteme und/oder eines Internet-
Zugangs für Patienten könnte es ferner zu einer Verbesserung des Informa-
tionsstandes der Patienten kommen, da sie sich über ihre Krankheit und die 
geplante Versorgung etc. selbst informieren könnten (vgl. Arbeitsgruppe 
„Informationsverarbeitung in der Pflege“ der ADS et al. 1996: 2f.; siehe 
auch Schrader 2003). 

Insgesamt kann gesagt werden, dass es mit dem Einsatz von EDV und Infor-
mationstechnik im Krankenhaus und in anderen Institutionen der Gesund-
heitsversorgung zu einer Verbesserung der Patientenversorgung kommen 
kann und zum anderen einige Tätigkeiten der Pflegekräfte erleichtert und 
qualitativ verbessert werden können. Betont werden muss allerdings auch, 
dass die Computertechnik gut ausgebildete Pflegekräfte nicht ersetzen kann 
und somit immer für ausreichend qualifiziertes Personal gesorgt werden 
muss. 

Verkannt werden soll ebenfalls nicht, dass im Zusammenhang mit dem Ein-
satz von EDV und IT im Krankenhausbereich und in der Pflege auch prob-
lematische Aspekte diskutiert werden. So kann es beispielsweise durch die 
EDV-Unterstützung zu einer Ausweitung der Aufgaben für Pflegende kom-
men, indem eine Eingabe von pflegefremden Daten in den Computer ver-
langt wird, so dass letztendlich eine Mehrbelastung der Pflegekräfte entsteht 
(vgl. Höhmann/Schulz 1995: 24f.). Wichtig ist es mir auch hervorzuheben, 
dass eine gute Pflegedokumentation, ob EDV-gestützt oder per Hand ge-
schrieben, nicht unbedingt bedeutet, dass die Pflegetätigkeiten auch wirklich 
mit hoher Qualität ausgeführt wurden. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass es im Hinblick auf die stattfin-
dende und wahrscheinlich weiter zunehmende Arbeit mit EDV und Informa-
tionstechnik in der Pflege (vgl. auch Trill 2002: 78ff.) notwendig ist, dass 
Pflegende EDV-Kenntnisse besitzen. Dies dokumentiert sich auch in Stel-
lenanzeigen, in denen jetzt häufiger zu lesen ist, dass „praktische EDV-
Erfahrung“, „PC-Kenntnisse“ oder „gute EDV-Kenntnisse“ erwartet werden. 
Gerade im Hinblick auf diese Anforderungen sollten in der Berufsausbildung 
EDV-Kenntnisse vermittelt werden.  

                                                           
5 Hacker et al. (1999: 40) weisen in diesem Zusammenhang auf die große Lücke im Informa-

tionsaustausch zwischen Krankenhäusern und ambulanten Pflegediensten/Pflegepersonen 
(information gap) hin. 
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3 Einige Aspekte der Krankenpflegeausbildung. 
EDV als Lerngegenstand 

Die Grundlage der Krankenpflegeausbildung – zum Zeitpunkt der Erhebung – 
ist das Gesetz über die Berufe in der Krankenpflege (Krankenpflegegesetz – 
KrPflG) sowie die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung (KrPflAPrV) von 
1985 (Kurtenbach et al. 1998). Die bundeseinheitlich geregelte dreijährige 
Ausbildung findet an staatlich anerkannten Krankenpflegeschulen statt, die 
sich zumeist in unmittelbarer Nähe eines Krankenhauses befinden, das die 
praktische Ausbildung gewährleistet. Zur Krankenpflegeausbildung zugelas-
sen werden Frauen und Männer die u. a. das 17. Lebensjahr vollendet haben 
und einen Realschulabschluss oder eine gleichwertige Bildung aufweisen 
können (siehe §6 KrPflG). Da beispielsweise auch Personen mit einem 
Hauptschulabschluss und abgeschlossener Berufsausbildung sowie Abitu-
rienten und Umschüler die Ausbildung absolvieren, ist insgesamt von sehr 
unterschiedlichen vorberuflichen Erfahrungen und Vorkenntnissen bei den 
Schülern und Schülerinnen auszugehen (vgl. Isfort 1999: 46). 

Die Ausbildung umfasst für den theoretischen und praktischen Unterricht 
mindestens 1600 Stunden, für die praktische Ausbildung sind 3000 Stunden 
vorgeschrieben. In der Anlage 1 (zu § 1 Abs. 1) der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung sind die fächerbezogene Stundenverteilung und die Inhalte 
als allgemein verbindlicher Rahmen von Ausbildungsthemen aufgeführt. 
Kurtenbach et al. erläutern: „Die Anhänge stellen Rahmenvorgaben dar, die 
zwar inhaltlich verpflichtend, jedoch nicht abschließend sind. Sie lassen 
bewußt Spielraum für curriculare Ausgestaltung und Vertiefung durch die 
Krankenpflegeschulen selbst oder die Länder (...)“ ( Kurtenbach et al. 1998: 
156). 

Als Schwäche des Krankenpflegegesetzes von 1985 wird gesehen, dass die 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung keine verbindlichen Regeln bietet, 
die Qualität und Vergleichbarkeit von Ausbildungs- und Prüfungsanforde-
rungen sichern (Robert Bosch Stiftung 2000: 272; vgl. auch Stratmeyer 
1999: 14f.).  

Insgesamt kann also gesagt werden, dass die einzelnen Krankenpflegeschu-
len einen großen Handlungs- und Gestaltungsspielraum haben, was mögli-
cherweise recht unterschiedliche Ausbildungsqualitäten zur Folge hat, auf 
der anderen Seite aber inhaltliche Schwerpunktsetzungen und eine Vielfalt 
von Gestaltungsmöglichkeiten sowie auch die Einbeziehung neuer Erkennt-
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nisse zulässt (vgl. Robert Bosch Stiftung 2000: 272; Stratmeyer 1999; Kur-
tenbach et al. 1998: 156; Krüger et al. 1996: 19f.). 

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, wie sich das Thema EDV in der 
Krankenpflegeausbildung darstellt. 

In der Anlage 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in 
der Krankenpflege (KrPflAPrV) von 1985 ist im Fach 10 die „Einführung in 
die Organisation und Dokumentation im Krankenhaus“ mit 30 Stunden vor-
gesehen. In Ziffer 10.5 ist Folgendes aufgeführt: „Schriftverkehr, Karteifüh-
rung, Formulare, Erfassung und Weitergabe von Leistungsdaten, elektroni-
sche Datenverarbeitung“ (Kurtenbach et al. 1998: 40).6 Diese Darstellung in 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung bedeutet offenbar, dass das 
Thema EDV zu behandeln ist, wobei weitere Ausführungen dazu nicht auf-
geführt sind (vgl. Dreising 1994: 206). Im Hinblick auf die schon erwähnte 
Gestaltungsmöglichkeit der vorgegebenen Inhalte kann somit vermutet wer-
den, dass an den einzelnen Krankenpflegeschulen sehr unterschiedlich mit 
dem Thema oder Inhalt EDV umgegangen wird. Dabei ist es auch möglich, 
dass die Darstellung in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung zum An-
lass genommen wird, einen EDV-Unterricht in die Ausbildungsphase zu 
integrieren.  

Darüber hinaus sind in der Literatur Anforderungen zum Thema EDV in der 
Pflegeausbildung beschrieben.  

Dahlgaard stellte schon früh „Thesen zu einer pflegespezifischen EDV-Aus-
bildung“ auf:  

These 1: „Jede berufliche Bildung im Pflegebereich – ob Ausbildung oder 
Weiterbildung – muß entsprechende EDV-Angebote enthalten, 
damit Pflegekräfte das Wissen erwerben, um EDV-Anwendungen 
in ihrem Sinne gestalten und beeinflussen zu können.“ (…) 

These 3: „Das Hauptziel der EDV-Ausbildung besteht darin, allgemein ver-
wertbare Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die situations-
unabhängig zu nutzen sind. Praktische Übungen an EDV-Geräten 
sind aus didaktischen Gründen unentbehrlich. Standardsoftware 

                                                           
6  In der Gesamtstundenzahl für den theoretischen und praktischen Unterricht (1600 Stunden) 

sind 100 Stunden zusätzlich enthalten, die auf die Fächer 1-12 zu verteilen sind, so dass 
sich die Stundenzahl für das Fach 10 auch erhöhen könnte.  
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ist für EDV-Ausbildungen im Pflegebereich das beste Grund-
lagenmaterial.“  

These 4: „Jede EDV-Ausbildung muß eine kritische Auseinandersetzung 
mit sozialen und ökonomischen Hintergründen des EDV-Einsat-
zes beinhalten“ (Dahlgaard 1994: 58f.).  

Und im Ausblick betont Dahlgaard: „Das Krankenhaus der Zukunft wird 
Pflegekräfte benötigen, die neue Technologien qualifiziert und selbstver-
ständlich dort einsetzen, wo sie für die Patientenversorgung – sei es die 
direkte oder die indirekte – Nutzen bringen“ (Dahlgaard 1994: 60). Insge-
samt ist aus den Ausführungen von Dahlgaard zu schließen, dass eine EDV-
Ausbildung in die Ausbildungsphase gehört, die inhaltlich allgemein ver-
wertbare Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt und zudem eine kritische 
Auseinandersetzung mit dem EDV-Einsatz in der Pflege beinhaltet. 

Isfort (1999) fordert ebenfalls im Hinblick auf die zunehmende Arbeit mit 
Computern in der Pflegepraxis und weil entsprechende IT-Kenntnisse in 
Zukunft vorausgesetzt werden sowie auch im Hinblick auf den Einsatz von 
multimedialer Lernsoftware in der Ausbildung, dass die Krankenpflegeschu-
len ihren Schülern und Schülerinnen den Computer näher bringen müssen. 
Im Hinblick auf Schulungskonzepte wird ein personenzentriertes Konzept 
vorgeschlagen, mit dem vor allem Kontaktängste abgebaut werden sollen. 
Dabei kann der Erstkontakt mit dem Computer auf spielerische Art und 
Weise geschehen. Im zweiten Schritt können dann Multimediaanwendungen 
(z. B. BodyWorks) zur Anwendung kommen. Ziel ist es dabei, die verschie-
denen Möglichkeiten des PCs kennen zu lernen. Im dritten Schritt sollten 
dann zusammen mit dem Kurs eigene weiterführende Ziele gefunden wer-
den, wobei in dieser Phase auch der Tastaturgebrauch gelernt werden kann. 
Zu jedem Zeitpunkt der Schulungsmodule kann darüber hinaus das Internet 
genutzt werden (Isfort 1999: 51f.).  

Eine weitere aktuelle Aufforderung, das Thema EDV als Lerngegenstand in 
die Pflegeausbildung zu integrieren, kann der „Frühjahrsbefragung zur Lage 
und Entwicklung des Pflegepersonalwesens in Deutschland“, Pflege-Ther-
mometer 2002, entnommen werden. So gaben die Befragten im Hinblick auf 
notwendige Änderungen der Ausbildung und eine qualitativ verbesserte 
Ausbildung an, dass u.a. EDV ein wichtiger Ausbildungsinhalt sei.7 (...) 

                                                           
7  http://www.dip-home.de/downloads/Pflege-Thermometer%20SW.pdf  

http://www.dip-home.de/downloads/Pflege-Thermometer SW.pdf
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Neben diesen hier beschriebenen Empfehlungen gibt es zudem Lehrmaterial 
zum Thema EDV in der Pflegeausbildung. Zunächst ist die „Lerneinheit 
V/15: EDV in der Krankenpflege“ aus dem von Oelke entwickelten Curricu-
lum, mit vorgeschlagenen 6 Stunden (im Fach Einführung in die Organisa-
tion und Dokumentation im Krankenhaus) zu nennen (Oelke 1991: 260). 
Unter den Überschriften „Einführende Begriffsklärung“, „Wesentliche 
Anwendungsfelder der EDV im Krankenhaus und in der Krankenpflege“8 
und „Auseinandersetzung und Diskussion mit/von besonderen Problemen 
und Chancen der EDV-Anwendung in der Krankenpflege ...“ sind weitere 
Themen bzw. Inhalte und zu diskutierende Fragestellungen aufgeführt.  

Als weiteres Lehrmaterial ist das Konzept für die Aus- und Weiterbildung 
„EDV in der Pflege“, ein Entwurf der AG Informatik des DBFK (1994/95)9, 
zu sehen. Hier wurden u. a. Ausbildungsziele und Inhalte für die „EDV 
Grundausbildung in der Krankenpflegeausbildung“ erarbeitet. So sind bei-
spielsweise Ausbildungsziele, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihre 
bisherigen Erfahrungen reflektieren, die Bedeutung der Datenverarbeitung 
für den Alltag erfassen und diese auf das Arbeitsfeld Krankenhaus übertra-
gen, Kenntnisse über Anwendungsbereiche und Datenflüsse im Krankenhaus 
– speziell in der Pflege – besitzen, die Notwendigkeit des Datenschutzes 
nachvollziehen können und die grundsätzliche Bedienung von Hard- und 
Software erfahren. Für die Unterrichtsinhalte werden 20-30 Unterrichtsstun-
den vorgeschlagen; davon sollen ca. 50% praktische Anteile sein. Im Vor-
wort des Konzeptes heißt es u. a.: „Der wachsenden Bedeutung der elektro-
nischen Datenverarbeitung in der Pflege steht ein Defizit in der Vermittlung 
entsprechender Kenntnisse gegenüber“ (AG Informatik des DBFK 1994/95: 2). 

Und als Letztes sei erwähnt, dass in Bayern bis vor kurzem ein „Lehrplan für 
den Wahlunterricht in Datenverarbeitung“ vorlag.10 Differenziert waren hier 
zu einzelnen Lerngebieten Lernziele, Lerninhalte und Hinweise zum Unter-

                                                           
8  In einer Fußnote wird hier auf Fachartikel in Pflegezeitschriften verwiesen. 
9 DBFK= Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe. 
10  Während der schon laufenden Erhebungsphase wurde mir vom Bayrischen Staatsministe-

rium für Unterricht und Kultus eine Kopie dieses „Lehrplanes für den Wahlunterricht in 
Datenverarbeitung“ (1992; hrsg. vom Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bildungsfor-
schung) zur Verfügung gestellt. Mittlerweile gibt es für die Ausbildung an der Berufsfach-
schule für Krankenpflege in Bayern einen neuen gültigen Lehrplan. Dieser neue Lehrplan 
aus dem Jahre 2001 weist Datenverarbeitung nicht mehr als Wahlfach aus. Die informa-
tions- und kommunikationstechnischen Inhalte werden hier integriert im fachlichen Unter-
richt ausgewiesen. 
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richt aufgeführt; insgesamt wurden für diesen Wahlunterricht 40 Stunden 
empfohlen.  

Betrachtet man insgesamt die Lerninhalte und Lernziele in den hier genann-
ten Lehrmaterialien, so kann gesagt werden, dass eine umfassende Auseinan-
dersetzung mit EDV/IT empfohlen wird, die über die Vermittlung von 
Bedienungskenntnissen hinausgeht. Im Hinblick auf die Anwendung der 
Computertechnik auch für Lernphasen in der Berufsausbildung und das wei-
tere lebensbegleitende Lernen sollte darüber hinaus in neu zu erarbeitendes 
oder zu aktualisierendes Lehrmaterial u. a. auch eine Einführung in das Inter-
net aufgenommen werden. Zudem könnte – möglichst sogar am Anfang 
eines EDV-Unterrichts – aufgezeigt werden, welche weiteren Berufschancen 
sich durch eine persönliche IT-Kompetenz (in der Pflege) ergeben können. 
Möglicherweise ist dies für die einzelne Schülerin bzw. den Schüler auch 
eine Motivation, um sich mit der Computertechnologie auseinander zu 
setzen.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass gefordert wird, EDV-Kennt-
nisse in der pflegerischen Ausbildungsphase zu vermitteln, und es liegen 
auch einige inhaltliche Empfehlungen vor. Inwieweit die einzelnen Kranken-
pflegeschulen diese Empfehlungen berücksichtigen bzw. ob den Schülern 
und Schülerinnen schon EDV-Kenntnisse vermittelt werden, und wenn ja, 
wie dieses stattfindet und welche Meinungen die Schulleitungen dazu haben, 
waren offene und zentrale Fragestellungen, die mit einer empirischen Unter-
suchung beantwortet werden sollten. 

4 Methode, Durchführung und Beschreibung des Samples 

Neben einer theoretischen Bearbeitung des Forschungsgegenstandes wurden 
im Vorfeld der Untersuchung mehrere explorative Gespräche u. a. auch mit 
zwei Schulleitungen geführt, so dass offene Fragen zum Thema EDV in der 
Ausbildung näher präzisiert werden konnten. In diesen Gesprächen stellte 
sich heraus, dass für die Vermittlung von EDV-Kenntnissen während der 
Krankenpflegeausbildung der Begriff EDV-Unterricht üblich ist, so dass 
dieser Begriff in der Erhebung verwendet wurde.  

Da 1998 meines Wissens keinerlei Daten über eine EDV-Ausbildung an den 
Krankenpflegeschulen vorlagen, sollte eine Totalerhebung in Form einer 
Bestandsaufnahme durchgeführt werden. Es konnten, nach einigen Schwie-
rigkeiten, über 900 Adressen von Krankenpflegeschulen in Deutschland 
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ermittelt werden, die eine berufliche Erstausbildung zur Krankenschwester 
bzw. zum Krankenpfleger durchführen. Aufgrund der hohen Anzahl wurde 
entschieden, eine postalische Befragung mittels eines halbstandardisierten 
Fragebogens durchzuführen. Adressaten sollten die Schulleitungen der Kran-
kenpflegeschulen sein.11 Nach einem Pretest erfolgte die Datenerhebungs-
phase von Anfang Oktober 1998 bis Ende April 1999, wobei zwischenzeit-
lich zwei Nachfassaktionen initiiert wurden. Abschließend konnten 484 Fra-
gebögen ausgewertet werden, was einer Rücklaufquote von 53% entspricht. 

Zusätzlich wurden im November 1999 zwei leitfadengestützte Experteninter-
views durchgeführt. Das eine Interview fand mit dem Leiter einer EDV-
Abteilung eines Krankenhauses statt, die u. a. zuständig für die erforder-
lichen Schulungsmaßnahmen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und somit 
auch für den EDV-Unterricht an der Pflegeschule ist. Das andere Interview 
wurde mit der Leitung eines Frauentechnikzentrums geführt, das seit Jahren 
verschiedene Computerkurse „für Frauen von Frauen“ anbietet. Diese Exper-
tin wurde deshalb gewählt, weil der Frauenanteil unter den Krankenpflege-
schülern und -schülerinnen und damit auch im EDV-Unterricht an den 
Krankenpflegeschulen sehr hoch ist und von der Interviewpartnerin eine 
spezielle frauenspezifische Sichtweise erwartet wurde.  

Zum Sample12 ist zu sagen, dass sich an der Erhebung Schulleitungen von 
Krankenpflegeschulen aus allen 16 Bundesländern beteiligten. Mit im Mini-
mum 36,8% und im Maximum 66,7% ist die erreichte Rücklaufquote pro 
Bundesland relativ hoch. Die Fragebögen wurden zu 55,2% von weiblichen 
Befragten und zu 44,8% von männlichen Befragten ausgefüllt (von N=473). 
Zum Alter der Befragten kann gesagt werden, dass Geburtsjahrgänge von 
1935 bis 1971 angegeben wurden. Die Größe der beteiligten Krankenpflege-
schulen variiert von unter 60 bis zu recht großen Schulen mit über 140 Aus-
bildungsplätzen, wobei 77% der Befragten angaben, dass ihre Schule bis zu 
100 Ausbildungsplätze besitzt. Bei den Ausbildungskrankenhäusern über-
wiegen ebenfalls die kleineren und mittleren Kliniken, 64% haben weniger 
als 500 Planbetten. Die Trägerschaft der Ausbildungskrankenhäuser ist recht 

                                                           
11  Diese Untersuchung wurde nur möglich, weil viele leitende Lehrer und Lehrerinnen für 

Pflegeberufe sich an der Erhebung beteiligt haben. An dieser Stelle möchte ich mich bei 
den Befragten, den Gesprächspartnern im Vorfeld der Untersuchung und bei den beiden 
Experten, die für ein Interview zur Verfügung standen, herzlich bedanken. 

12 Die Daten beziehen sich auf die Angaben der Befragten, da im ersten Teil des Fragebogens 
einige Rahmendaten abgefragt wurden.  



 157 

unterschiedlich; knapp die Hälfte der Befragten geben eine öffentlich-recht-
liche Trägerschaft an, 35% befinden sich in konfessioneller Trägerschaft. 

Im Folgenden sind einige ausgewählte Ergebnisse dargestellt.13  

5 Ergebnisse 

5.1 EDV-Kenntnisse der Auszubildenden 

Im Hinblick auf die Durchführung von EDV-Bildungsmaßnahmen im be-
rufsbildenden Bereich, wie hier an Krankenpflegeschulen, ist es nicht unwe-
sentlich zu erfahren, welche EDV-Kenntnisse bei den Auszubildenden schon 
vorliegen. Zwar bestehen möglicherweise regionale Unterschiede und zudem 
können die EDV-Kenntnisse der Auszubildenden in jedem Ausbildungskurs 
wieder variieren, doch sollte hier eine grundsätzliche Einschätzung der 
EDV-Vorkenntnisse erhoben werden.  

Da mit dieser Erhebung die Auszubildenden nicht selbst befragt werden 
konnten, musste mit einer Fremdeinschätzung durch die Schulleitungen ge-
arbeitet werden, wobei anzumerken ist, dass diese Einschätzung nicht dem 
tatsächlichen EDV-Kenntnisstand entsprechen muss. Trotzdem scheint eine 
derartige Einschätzung bedeutsam, da auch ein vermuteter Kenntnisstand in 
Bezug auf den Aufbau eines Unterrichts, die Unterrichtsgestaltung und die 
zu vermittelnden Lerninhalte wichtig ist sowie bei der Erstellung von EDV-
Konzepten berücksichtigt werden kann. 

Im Fragebogen wurden die Schulleitungen gebeten, die EDV-Kenntnisse 
ihrer Schüler und Schülerinnen zu Beginn der Ausbildung – mittels Schul-
noten – einzuschätzen. Es fällt auf, dass oftmals scheinbar noch keine guten 
EDV-Kenntnisse bei den Krankenpflegeschülern und -schülerinnen 
vorliegen (Abbildung 1). Ferner zeigt sich ein geschlechtsdifferenziertes 
Bild, d. h. die weiblichen Auszubildenden werden insgesamt in ihrem EDV-
Wissen schlechter eingestuft als die männlichen Auszubildenden. So wird 
der EDV-Kenntnisstand der Schülerinnen von über der Hälfte der Befragten 
(50,9%) mit den Noten 4-6, also nicht zufriedenstellend eingeschätzt, und 
dass richtig gute EDV-Kenntnisse vorliegen, wird nur von 10,5% der 
Befragten angegeben. Anders bei den Schülern: hier vermuten 31,3% der 
Schulleitungen, dass sehr gute und gute EDV-Kenntnisse vorhanden sind. 

                                                           
13 Bei den aufgeführten Zitaten der Schulleitungen gibt die dahinter stehende Zahl in Klam-

mern die Nummer des Fragebogens an. 
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Feststellbar ist aber auch, dass es anscheinend erhebliche Unterschiede in 
den EDV-Kenntnissen sowohl bei den Schülerinnen als auch bei den Schü-
lern gibt. Einige Schulleitungen (4,3%) vergaben dann auch keine Schulnote, 
sie antworteten mit der Bemerkung „sehr unterschiedlich“.  
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weibliche Azubis (N=438) 0,2 10,3 34,2 29,5 18,7 2,7 4,3

männliche Azubis (N=438) 2,3 29 40,6 15,8 7,1 0,9 4,3

1 2 3 4 5 6 unterschiedlich

%

Abb. 1: Einschätzung der EDV-Kenntnisse der Schüler und Schülerinnen 
zu Beginn der Ausbildung – in % 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die EDV-Kenntnisse der Aus-
zubildenden zum Zeitpunkt der Erhebung offensichtlich noch nicht zufrie-
denstellend sind. Gerade die Schülerinnen haben hier offenbar noch deutli-
che Defizite; doch sie sind es, die sich überwiegend in der Krankenpflege-
ausbildung befinden.  

Hervorzuheben ist, dass das hier vorliegende Ergebnis durch andere Unter-
suchungen bestätigt wird. So berichten Huber und Reinert (2001: 57) von 
einer Fragebogenaktion an ihrer Krankenpflegeschule. Etwa die Hälfte der 
135 Befragten hat einen eigenen PC zur Verfügung, jedoch geben in der 
Selbsteinschätzung mehr als die Hälfte der Schüler unzureichende EDV-
Kenntnisse an. Und Roberg führt aus: „Die Erfahrung mit dem Internet an 
der Krankenpflegeschule St. Hildegard hat gezeigt, dass die Schülerinnen 
über weniger Computer- und Internetkenntnisse verfügen, als dies vermutet 
wurde (20% der Schülerinnen haben Zugang zum Internet). Offensichtlich 
findet in den allgemein bildenden Schulen noch zu wenig Unterricht mit die-
sem Medium statt“ (Roberg 2001: 48). Auf dieses Defizit weisen auch meh-
rere befragte Schulleitungen dieser Erhebung hin und wünschen sich eine 
bessere EDV-Bildung an allgemein bildenden Schulen, so dass auf bessere 
Vorkenntnisse zurückgegriffen werden kann. 
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Im Hinblick auf unzureichende EDV-Vorkenntnisse kann jedoch auch ver-
mutet werden, dass gerade die Personen – also überwiegend junge Frauen –, 
die einen Pflegeberuf wählen und oftmals eher mit Menschen arbeiten 
wollen, nicht unbedingt das Interesse haben, sich mit Computertechnik zu 
beschäftigen und wenig Möglichkeiten suchen oder haben, um sich entspre-
chende Kenntnisse anzueignen (vgl. auch Isfort 1999: 47f.).  

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Verbreitung von Computern und im 
Hinblick auf eine stärkere Nutzung der neuen Medien an vielen allgemein 
bildenden Schulen kann jedoch vermutet werden, dass hier mittlerweile 
Veränderungen eingetreten sind und bei jungen Auszubildenden heute doch 
bessere EDV-Kenntnisse vorliegen. Auf der anderen Seite scheint aber die 
informationstechnische Bildung an vielen allgemein bildenden Schulen doch 
recht unterschiedlich zu sein. So ist es beispielsweise bei Computerkursen, 
die als Wahlangebot oder Arbeitsgemeinschaft organisiert sind, möglich, 
dass diese eben nicht gewählt werden und so einige Schüler und Schülerin-
nen nicht die Gelegenheit nutzen, sich in der Schule EDV-Kenntnisse anzu-
eignen. Zudem scheint es immer noch junge Menschen zu geben, die keine 
ausreichenden Erfahrungsmöglichkeiten mit Computern im privaten Bereich 
haben, was offenbar häufiger bei Mädchen anzutreffen ist (vgl. Hunneshagen 
et al. 2000: 174ff.). 

Gerade im Hinblick auf die Pflegeausbildung ist zudem noch zu berücksich-
tigen, dass offenbar in vielen Ausbildungskursen eine Vielfalt von vorberuf-
lichen Erfahrungen vorliegen, so dass m. E. noch längere Zeit nicht von glei-
chermaßen guten EDV-Kenntnissen bei den Schüler und Schülerinnen aus-
gegangen werden kann.  

5.2 Erteilung von EDV-Unterricht und die Meinung  
der Schulleitungen 

Eine zentrale Frage der durchgeführten Erhebung lautete nun, ob an den ein-
zelnen Krankenpflegeschulen ein EDV-Unterricht angeboten wird. Im Er-
gebnis zeigt sich zum Erhebungszeitpunkt ein zweigeteiltes Bild: Die eine 
Hälfte der Befragten gibt an, einen EDV-Unterricht durchzuführen bzw. zu 
planen, die andere Hälfte führt keinen EDV-Unterricht durch und scheint 
dies in naher Zukunft auch nicht realisieren zu können oder zu wollen 
(Tabelle 1). 
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Tab. 1: Erteilung von EDV-Unterricht in der Krankenpflegeausbildung 

 absolut % 

ja 201 42,1 

geplant 35 7,3 

nein  239 50,1 

keine Antwort 2 0,4 

N= 477 100,0 

Einige wenige Schulleitungen bemerkten zu dieser Frage, dass ihr EDV-
Unterricht als Wahlangebot stattfindet, er somit kein Pflichtunterricht für alle 
Schüler und Schülerinnen ist. Und andere Befragte führten aus, dass bei 
ihnen neben dem stattfindenden EDV-Unterricht noch ein zusätzlicher EDV-
Kurs als Wahlangebot eingerichtet wurde. Ferner findet in einigen Kranken-
pflegeschulen, neben dem EDV-Unterricht noch eine praktische Anleitung 
auf den Stationen statt und einige EDV-Abteilungen bieten neben der Grund-
ausbildung in der Krankenpflegeschule darüber hinaus an, dass die Schüler 
und Schülerinnen auch an weiteren Fortbildungen für examinierte Pflege-
kräfte teilnehmen können. 

Auf die Frage „Wer erteilt den EDV-Unterricht für die Auszubildenden?“ 
lässt sich feststellen, dass weit überwiegend eine Person der EDV-Abteilung 
den EDV-Unterricht durchführt bzw. durchführen soll, wobei teilweise 
zusätzlich noch eine oder zwei andere Lehrpersonen genannt wurden. So gibt 
es offenbar „Lehrerkombinationen“, in denen eine Person der EDV-Abtei-
lung und eine Pflegelehrkraft gemeinsam den EDV-Unterricht durchführen 
(siehe ausführlich dazu Kannenberg-Otremba 2003: 245f.). 

Von den Schulleitungen, die angaben, dass sie keinen eigenen EDV-Unter-
richt durchführen, weil beispielsweise die Zeit für die vorgegebenen Inhalte 
aus der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung kaum ausreicht, wurde jedoch 
vereinzelt bemerkt, dass die Schüler und Schülerinnen dennoch eine gewisse 
Einweisung in den Umgang mit der EDV auf den Stationen bekommen. Fer-
ner ist es möglich, dass die Auszubildenden, die keinen EDV-Unterricht 
erhalten, im Fach „Einführung in die Organisation und Dokumentation im 
Krankenhaus“ einen gewissen, vermutlich jedoch theoretischen Einblick in 
das Thema EDV bekommen.  
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Im Hinblick auf den Status quo der Erteilung eines EDV-Unterrichts stellte 
sich die Frage, welche grundsätzliche Meinung die Schulleitungen hierzu 
haben. Deshalb war im Fragebogen das Statement „EDV-Unterricht gehört 
heutzutage in jede Krankenpflegeausbildung“ aufgeführt. Hierauf antwortete 
die überwiegende Mehrheit der Schulleitungen positiv. Fast 83% der Befrag-
ten (von N=464) stimmen der Aussage „überwiegend“ oder „voll und ganz“ 
zu und halten damit grundsätzlich einen EDV-Unterricht während der Kran-
kenpflegeausbildung für notwendig. Im Hinblick auf dieses Ergebnis ist auch 
ein genannter Veränderungswunsch mehrerer Schulleitungen interessant: So 
formulierten einige Befragte, dass ein EDV-Unterricht fester Bestandteil 
(Pflichtfach) der Krankenpflegeausbildung sein sollte und mehrere wünsch-
ten sich auch eine bessere Verankerung im Krankenpflegegesetz. 

Es kann also festgestellt werden, dass der weit überwiegende Teil der hier 
befragten Schulleitungen einen EDV-Unterricht in der Ausbildung befürwor-
ten und sie damit die Empfehlungen zur Aufnahme von EDV als Lerngegen-
stand unterstützen (vgl. Abschnitt 3). Festgestellt werden muss aber auch, 
dass offenbar viele Schulleitungen dies bisher nicht an ihrer Krankenpflege-
schule realisieren konnten. Aus welchen Gründen in so vielen Krankenpfle-
geschulen bisher kein EDV-Unterricht stattfindet bzw. welche hemmenden 
Faktoren dem zugrunde liegen, kann hier nur vermutet werden. Wahrschein-
lich sind es vorwiegend, so berichtete eine Schulleitung, nicht vorhandene 
finanzielle Möglichkeiten und/oder der enge Zeitrahmen. Auf der anderen 
Seite, und dies bemerkte ebenfalls ein Befragter, scheint aber auch manch-
mal das persönliche Engagement der Schulleitungen sowie der Lehrer und 
Lehrerinnen für Pflege, sich für einen EDV-Unterricht einzusetzen, nicht 
unerheblich zu sein. 

5.3 Stundenzahl des EDV-Unterrichts und die Meinung  
der Schulleitungen  

Im Hinblick auf das angebotene oder geplante Stundenkontingent des EDV-
Unterrichts während der 3-jährigen Ausbildung zeigt sich im Ergebnis ein 
sehr unterschiedliches Bild: Die Minimal-Stundenzahl beträgt 2 Stunden, 
maximal wurden 48 Stunden genannt (Tab. 2). Einige Befragte gaben keine 
exakte Stundenzahl an, sondern nannten „von ... bis ...-Werte“. In diesen 
Fällen wurde der Mittelwert berechnet und konnte so den gebildeten Katego-
rien zugeordnet werden. Anzumerken ist, dass in der ersten Kategorie  
(2-6 Std.) am häufigsten 4 und 6 Stunden genannt wurden, wobei zusätzlich 
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hier einige Schulleitungen bemerkten, dass diese Stunden nur eine Einfüh-
rung in die EDV darstellen und eine weitere praktische Anleitung direkt auf 
den Stationen stattfindet.  

Tab. 2 : Stundenzahl des EDV-Unterrichts 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unterrichtsstundenzahl absolut % 

2 bis 6 Std. 65 28,5 

7 bis 10 Std. 61 26,8 

12 bis 24 Std. 49 21,5 

30 bis 48 Std. 24 10,5 

Anleitung nur in der Praxis 2 0,9 

liegt nicht genau fest/variiert 27 11,8 

N = 22814 100,0 

In der Kategorie 30 bis 48 Stunden werden überwiegend 40 Stunden unter-
richtet. Insgesamt zeigt dieses Ergebnis, dass der Zeitrahmen für die Ver-
mittlung von Kenntnissen über EDV/IT an den einzelnen Ausbildungsstätten 
sehr unterschiedlich organisiert ist.  

An der Krankenpflegeschule des befragten Experten werden 10 Stunden 
EDV-Unterricht als Basis verpflichtend unterrichtet. Auf die Frage, ob 
10 Stunden in der primären Ausbildung aus seiner Sicht ausreichend sind, 
antwortet der Leiter der EDV-Abteilung: 

„Die Jugend heutzutage ist ja mit dem PC groß geworden; im Ver-
gleich zu den älteren Pflegekräften. Sie haben also schon teilweise 
Vorkenntnisse, bei denen reichen 10 Std. größtenteils aus, dass sie 
erst einmal eine Basis haben. Diese speziellen Schulungen, also z. B. 
KKS, das wird dann später noch einmal wieder aufgesetzt, also dyna-
misch.“ (Exp. II, 3) 

Und der Experte weist darauf hinauf hin, dass in „seinem“ Krankenhaus alle 
Pflegeschüler- und Pflegeschülerinnen an jeder EDV-Schulung der EDV-
Abteilung teilnehmen können. Zudem können spezielle Wünsche jederzeit 

                                                           
14 Die Differenz zu N=236, der Befragten, die einen EDV-Unterricht durchführen oder planen, 

ergibt sich daraus, dass 8 Befragte die einen Unterricht planen, „weiß nicht“ oder „keine 
Antwort“ angaben bzw. gar keine Angabe zur Stundenzahl vornahmen.  



 163 

an die innerbetriebliche Fortbildung (IBF) herangetragen werden, die dann 
mit der EDV-Abteilung neue Schulungen organisiert. 

Wie beurteilen nun die Schulleitungen selbst die Unterrichtszeit? Die 
Befragten, die einen EDV-Unterricht durchführen oder fest planen, wurden 
gebeten, die zur Verfügung stehende Unterrichtszeit – mit Schulnoten – zu 
beurteilen. Es zeigt sich, dass gut ein Fünftel der Befragten die Noten 1 und 
2 vergeben, also zufrieden sind, 26,6% vergeben die Note 3. Die Noten 4 bis 
6 vergeben jedoch 52,3% der Schulleitungen (von N= 214). Im Zusammen-
hang mit der realisierten Stundenzahl zeigt sich darüber hinaus – und dies 
war zu erwarten –, dass je geringer die Stundenzahl ist, desto unzufriedener 
sich auch die Schulleitungen äußern. Insgesamt lässt sich also feststellen, 
dass über die Hälfte der Befragten mit der Zeit, die für den EDV-Unterricht 
zur Verfügung steht, nicht zufrieden sind, so dass der hier formulierte Ver-
änderungswunsch einiger Schulleitungen, eine Erhöhung der Stundenzahl für 
den EDV-Unterricht, verständlich ist. 

5.4 Lerninhalte des EDV-Unterrichts 

Eine weitere wichtige Frage der Erhebung war, welche Lerninhalte Bestand-
teil des EDV-Unterrichts sind. Anhand einer vorgegebenen Liste, die sich an 
den bekannten Lehrmaterialien von Oelke „Lerneinheit V/15: EDV in der 
Krankenpflege“ (Oelke 1991: 260) und unter Verwendung des Konzepts 
„EDV Grundausbildung in der Krankenpflegeausbildung“ der AG Informa-
tik des DBFK (AG Informatik des DBFK 1994/95) orientierte, wurden die 
Befragten gebeten anzugeben, ob die aufgeführten Lerninhalte bei ihnen 
unterrichtet werden oder nicht und welche grundsätzliche Bedeutung sie dem 
jeweiligen Lerninhalt zumessen. 

Im Folgenden werden die 7 am häufigsten unterrichteten Lerninhalte, die 
von den Befragten auch alle überwiegend als wichtig bewertet wurden, dar-
gestellt.15 Die Reihenfolge der aufgeführten Inhalte bestimmt sich hierbei 
nach der Anzahl der Nennungen, d. h. an erster Stelle steht der am häufigsten 
genannte Unterrichtsinhalt.  

                                                           
15  Die Prozentzahl in den Klammern zeigt die Anzahl der „Ja-Antworten“ in Abhängigkeit zur 

Anzahl der Befragten (N) an, die sich zu dem jeweiligen Lerninhalt geäußert haben. Siehe 
ausführlicher zu den Lerninhalten Kannenberg-Otremba (2003: 242ff.). 
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Inhalte sind bei uns, dass die Auszubildenden im EDV-Unterricht ... 

1. wichtige Begriffe der EDV/Informationstechnologie verstehen und an-
wenden können (89,0% von N=182); 

2. klinikintern den Einsatz bzw. die Möglichkeiten der EDV unter Berück-
sichtigung des Pflegebereichs verstehen (84,1% von N=182); 

3. Gründe und Interessen für das Vordringen der EDV im Krankenhaus u. 
in der Pflege nachvollziehen können (83,0% von N=176); 

4. die Handhabung mit Computer, Tastatur und Maus erlernen (82,2% von 
N=174); 

5. die Notwendigkeit des Datenschutzes begreifen und sich mit dessen Ge-
währleistung auseinandersetzen (81,9% von N=182); 

6. Voraussetzungen für den Einsatz der EDV in der Pflege allgemein ver-
stehen (74,4% von N=176); 

7. mit den pflegerelevanten Programmen in „ihrem“ Ausbildungskranken-
haus umgehen können (68,6% von N=175). 

Betrachtet man nun diese häufiger unterrichteten Lerninhalte, so wird neben 
der Vermittlung notwendiger Begriffe oft dargestellt, für welche besonders 
pflegerischen Tätigkeiten und Arbeitsabläufe die EDV eingesetzt wird bzw. 
werden kann, und zudem werden offenbar auch die Interessen und Gründe 
angesprochen, die hinter dem Einsatz von EDV im Krankenhaus und in der 
Pflege stehen. Im Hinblick auf den Lerninhalt „Datenschutz“ und damit in 
Bezug auf die Notwendigkeit des verantwortungsbewussten Umgangs mit 
personenbezogenen Daten, berichtete der als Experte befragte Leiter der 
EDV-Abteilung, dass er in seinen Kursen beim Thema Datenschutz den Aus-
zubildenden anhand von Praxisbeispielen aufzeigt, wie man sich verhalten 
sollte und was man beachten muss. Durch das Erlernen des Umgangs mit 
dem Computer etc. sind die Schüler und Schülerinnen zudem in der Lage, 
die Computertechnik auch für eigene Lernphasen zu nutzen, und zudem wird 
durch den Umgang mit pflegerelevanten Programmen Handlungskompetenz 
vermittelt. 

Zusätzlich zu den vorgegebenen Lerninhalten und Lernzielen geben 30 Be-
fragte an, dass bei ihnen einer oder mehrere weitere Lerninhalte unterrichtet 
werden. Zu diesen Unterrichtsinhalten gehören beispielsweise „Textverar-
beitung/Word“, „Tabellenkalkulation/Excel“, „Vernetzung erfassen klinik-
intern/Verbundkliniken/Intranet“, „Internet/E-Mail als Informationsmedium“ 
und „Umgang mit Lernprogrammen“. 
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Darüber hinaus legten fünf Schulleitungen ihr Konzept bzw. ihre Unter-
richtsmaterialien für den EDV-Unterricht bzw. das Fach Organisation und 
Dokumentation bei. Diese fünf Materialien bzw. Konzepte sind sehr unter-
schiedlich. So sind in einem Konzept beispielsweise das Betriebssystem, der 
PC-Arbeitsplatz und sogenannte Standardsoftware (Textverarbeitung, Tabel-
lenerstellung) sowie PowerPoint und ein Einstieg ins Internet Lerninhalt. In 
einem anderen Konzept wird ebenfalls der Computer und seine Funktions-
weise etc. als neues Arbeitsmittel vorgestellt, dann jedoch der Einsatz des 
Computers im Krankenhaus thematisiert und Statistik im Gesundheitswesen 
gelehrt. Auffallend ist, dass in vier von fünf Materialen Lerninhalte im Hin-
blick auf die Anwendung der EDV/IT im Krankenhaus und in der Pflege 
gelehrt werden, und ebenfalls in vier von fünf Konzepten wird als Inhalt 
Anwendungssoftware wie Textverarbeitung genannt. 

In Bezug auf die Bedeutungszuschreibung der Lerninhalte kann festgestellt 
werden, dass der Inhalt „mit den pflegerelevanten EDV-Programmen in 
‚ihrem‘ Ausbildungskrankenhaus umgehen können“ von den Befragten am 
wichtigsten beurteilt wurde, und auch oft, jedoch nicht so häufig wie die zu-
vor genannten Inhalte, Gegenstand des EDV-Unterrichts ist. Darüber hinaus 
wurden von vielen Schulleitungen auch noch weitere Lerninhalte als wichtig 
angesehen, die jedoch offenbar nicht unterrichtet werden. Mit anderen Wor-
ten: Nicht alle der hier aufgeführten und nicht alle der als wichtig beurteilten 
Lerninhalte werden auch überall unterrichtet. So bemerkt beispielsweise ein 
Befragter: 

„Es wird leider nur über den jeweiligen hauseigenen Stand der Klinik 
theoretisch informiert bis jetzt“ (484). 

Vermutlich liegen die Gründe für eine „reduzierte Vermittlung“ in der häufig 
nicht ausreichend zur Verfügung stehenden Unterrichtszeit, oder teilweise 
auch in der unzureichenden technischen Ausstattung, die hier oftmals von 
den Schulleitungen angegeben wurde, so dass es auch hier wieder verständ-
lich ist, dass sich mehrere Schulleitungen eine bessere informationstechni-
sche Ausstattung bzw. mehr Computer wünschen. 

5.5 Verwendung von Lehrmaterial für den EDV-Unterricht  

Neben der Möglichkeit, dass EDV-Lerneinheiten in Curricula bzw. Lehrplä-
nen integriert sind, war im Vorfeld der hier vorliegenden Untersuchung be-
kannt, dass darüber hinaus mindestens ein Konzept – das der AG Informatik 
des DBFK (1994/1995) – vorlag, welches für den EDV-Unterricht in der 
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Krankenpflegeausbildung genutzt werden konnte. Eine offene Frage war, ob 
es noch andere Konzepte für einen EDV-Unterricht in der Krankenpflege-
ausbildung geben würde bzw. welches Lehrmaterial im EDV-Unterricht 
genutzt wird. 

Die Beantwortung der halboffenen Frage „Wird im EDV-Unterricht für die 
Auszubildenden ein bestimmtes Ausbildungskonzept oder Curriculum be-
nutzt?“ zeigt, dass 46,5% der Befragten, die zumindest eine Antwort gege-
ben haben, ankreuzten, derzeit ohne ausgearbeitetes Konzept im EDV-Unter-
richt zu unterrichten (Tabelle 3). 

Tab. 3 : Zur Situation von Lehrmaterial für den EDV-Unterricht (N=200) 

Mehrfachnennungen absolut % der 
Antworten % der Fälle 

Unterricht ohne ausgearbeitetes Konzept 93 44,3 46,5 

Eigenes EDV-Konzept  60 28,6 30,0 

EDV-Konzept wird gerade erarbeitet 28 13,3 14,0 

Sonstiges Material 10 4,8 5,0 

'EDV in der Krankenpflege' der AG 
Informatik des DBFK 7 3,3 3,5 

Konzept der EDV-Abteilung 4 1,9 2,0 

Lerneinheit aus Oelke-Curriculum (1x + 
eigenes C.) 4 1,9 2,0 

Bayrischer Lehrplan 4 1,9 2,0 

Gesamtnennungen 210 100  

Oftmals wurde jedoch auch ein „eigenes EDV-Konzept“ entwickelt oder 
befand sich zum Zeitpunkt dieser Erhebung gerade in der Erarbeitungsphase. 
Inwieweit ein „eigenes Konzept“ von den Lehrern und Lehrerinnen für 
Pflege erarbeitet wurde oder wird, oder ob unter „eigenes Konzept“ mögli-
cherweise auch das Konzept des Hauses bzw. der EDV-Abteilung verstan-
den wird, kann hier leider nicht gesagt werden.  

Erstaunlich ist, dass offenbar das Konzept der AG Informatik des DBFK 
(1994/1995) nur sehr wenig im EDV-Unterricht genutzt wird. Möglicher-
weise ist jedoch in vielen Krankenpflegeschulen dieses Konzept gar nicht 
bekannt. 
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Einige der Befragten, die angeben, einen EDV-Unterricht ohne ausgearbeite-
tes Konzept durchzuführen, führten die Gründe dafür an. Beispielhaft seien 
hier einige genannt: 

„Wird von der EDV-Abteilung an den Bedürfnissen der Klinik ge-
steuert“ (182). 
„Der Unterricht ist auf die im Haus vorhandenen Programme abge-
stimmt“ (237). 
„Inhalt des Unterrichts ist die Funktionsweise der Hausprogramme“ 
(359). 

Die formulierten Gründe könnten bedeuten, dass hier der Schwerpunkt des 
EDV-Unterrichts in der Schulung der hauseigenen Programmen liegt, d. h. 
den Schülern und Schülerinnen werden vermutlich vorwiegend Bedienungs-
kenntnisse vermittelt, wenngleich, so die weiteren Angaben der Befragten, 
auch darüber hinaus gehende Lerninhalte unterrichtet werden. 

5.6 Beurteilung des EDV-Lehrmaterials 

Wie beurteilen nun die Befragten das ihnen zur Verfügung stehenden Lehr-
material für den EDV-Unterricht? Da viele Schulen offenbar ohne ein ausge-
arbeitetes Konzept den EDV-Unterricht durchführen, verwundert es nicht, 
dass 35% (von N=206) auf diese Frage „keine Antwort“ ankreuzten. Auf der 
anderen Seite gaben 44 Befragte (die angaben, ohne ausgearbeitetes Konzept 
zu unterrichten) jedoch eine Beurteilung ab, so dass wahrscheinlich hier 
durchaus Lehrmaterial vorliegt, für welches vielleicht nur nicht der Name 
„Konzept“ verwendet wird. Von allen Befragten, die ihr Lehrmaterial mit 
Schulnoten bewerteten, zeigt sich in Abbildung 2, dass die meisten ihrem 
Material gute bis befriedigende Bewertungen geben, jedoch auch knapp ein 
Drittel bewertet das zur Verfügung stehende EDV-Lehrmaterial negativ 
(Note 4-6). Der Mittelwert beträgt 3,24. 

Insgesamt kann somit gesagt werden, dass an einigen Krankenpflegeschulen 
für den EDV-Unterricht offenbar wirklich gutes Lehrmaterial zur Verfügung 
steht, in einigen anderen Ausbildungsstätten scheinen jedoch Überarbeitun-
gen notwendig. 
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Abb. 2: Beurteilung des zur Verfügung stehenden Materials   
(Konzept/ Curriculum) für den EDV-Unterricht (N=134) 

In Anbetracht dieses Ergebnisses wäre natürlich eine weitere qualitative 
Analyse der Konzepte bzw. des Lehrmaterials interessant. Für die Erarbei-
tung weiterer Lehrmaterialien wäre es zudem wünschenswert, wenn gutes 
Material dort einfließen könnte und ferner wäre es zu begrüßen, wenn die 
Entwickler bzw. Entwicklerinnen von EDV-Konzepten und Lehrmaterial  
– auch im Sinne einer Anregung für andere Schulen – dieses in Pflegefach-
zeitschriften und im Internet veröffentlichen würden. 

5.7 Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der EDV-Bildung 

Eine weitere Frage war, ob es im Zusammenhang mit der EDV-Bildung für 
die Schüler und Schülerinnen Schwierigkeiten geben würde. Es zeigt sich, 
dass 47% (von N=193) der Befragten, die auch angegeben hatten, dass sie 
einen EDV-Unterricht durchführen, im Hinblick auf die EDV-Bildung für 
die Auszubildenden Schwierigkeiten sehen. Gefragt nach den konkreten 
Schwierigkeiten, wurden am häufigsten die unterschiedlichen Voraussetzun-
gen der Schüler und Schülerinnen genannt, wobei sich die Aussagen vor 
allem auf die unterschiedlichen EDV-Vorkenntnisse beziehen, aber auch 
unterschiedliche Akzeptanz, Motivation und Interesse, sich mit EDV zu be-
schäftigen, wurde angegeben. Beispielhaft seien hier einige Befragte zitiert: 

„Deutlich unterschiedliche Erfahrungen, Motivation, Interesse und 
Möglichkeiten“ (304). 
„Es fällt auf, dass 80% unserer Schülerinnen sehr ängstlich und fast 
ablehnend dem EDV-Unterricht gegenüber stehen“ (412). 
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„Extrem unterschiedliche Vorkenntnisse und Akzeptanz“ (343). 

Weitere Schwierigkeiten sehen ebenfalls mehrere Befragte in zu wenigen 
Computerarbeitsplätzen zum Üben sowie in Zeitproblemen, wie beispiels-
weise die beiden folgenden Aussagen verdeutlichen: 

„Zu wenig bis keine Übungsmöglichkeiten“ (282). 
„Zu wenig Zeit, Überlastung der EDV-Abteilung“ (222). 

Einige andere Befragte sehen Schwierigkeiten in der nicht ausreichenden 
praxisrelevanten Vermittlung oder auch in dem zu wenig vorhandenen Pra-
xisbezug. Und weitere formulierte Schwierigkeiten zeigen, dass einige 
Befragte auf verschiedenen Gebieten Probleme sehen bzw. mit der aktuellen 
Situation der EDV-Bildung eher unzufrieden sind. Auch hier zwei Beispiele:  

„Rein funktionell ausgebildet! Schade!!“ (130.) 
„Zu spät, zu einseitig, da nur auf hausinternes System bezogen“ 
(464). 

Da die unterschiedlichen Voraussetzungen der Schüler und Schülerinnen 
offenbar ein besonders großes Problem im EDV-Unterricht darstellen, wurde 
dieses auch in den Expertengesprächen thematisiert. Der befragte Leiter der 
EDV-Abteilung sieht darin ebenfalls ein großes Problem, besonders aller-
dings bei den EDV-Schulungen für das gesamte Pflegepersonal. Hier sind 
die nur selten anwesenden Nachtwachen das Problem. Obwohl versucht 
wird, annähernd gleiche Gruppen mit einem gleichen Level zu bilden, 
gestaltet sich dieses, so der Experte, in der Realität sehr schwierig. 

Auch die Expertin des Frauentechnikzentrums kennt das Problem der unter-
schiedlichen Vorkenntnisse. Gefragt nach ihrem Umgang mit diesen Schwie-
rigkeiten verweist sie auf die Notwendigkeit der teilnehmerorientierten Vor-
gehensweise: 

„Die Schritte, mit denen man vorgeht, müssen an das Niveau der 
Gruppe angepasst werden. Wenn sehr viele da sind, die ganz am An-
fang stehen, dann muss man kleine Schritte am Anfang machen und 
dann muss man in Kauf nehmen, dass sich andere vielleicht langwei-
len oder man muss Zusatzaufgaben entwickeln, um die, die schon 
weiter sind, zufrieden zu stellen. Also Binnendifferenzierung beach-
ten, auch zusätzliche Aufgaben, das ist mehr Arbeit, aber das muss 
sein unter Erwachsenen“ (Exp. I, 5). 

Darüber hinaus ist des Öfteren von Teilnehmern und Teilnehmerinnen an 
Computerkursen, besonders wenn zu zweit an einem Rechner gearbeitet 
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wird, zu hören, dass derjenige bzw. diejenige mit mehr Vorwissen, die ge-
stellte Aufgabe schnell löst, während der bzw. die andere Person mit gerin-
geren Vorkenntnissen die Zuschauerrolle einnimmt. Dies kann dann den 
negativen Effekt haben, dass er/sie nicht viel dazu lernt und eventuell den 
Kurs frustriert beendet. Auch dieses Problem ist der befragten Expertin des 
Frauentechnikzentrums bekannt, und sie schlägt im Hinblick darauf folgende 
Umgangsweise vor: 

„Dann kann man auch sehen, dass man zwei mit größerem Vorwissen 
zusammen tut und auch zwei Anfängerinnen. Es muss nicht immer so 
sein, dass eine Anfängerin von jemandem, der mehr Vorwissen hat, 
auch profitiert. Das kann sein, da haben wir auch schon sehr gute 
Erfahrungen gemacht, aber das muss nicht so sein. Und dann ist es 
besser, wenn gleiche Standards zusammensitzen, aber das ist eine 
pädagogische Aufgabe. Das muss man als Dozent/Dozentin am 
Anfang mit in den Blick kriegen und deswegen sind mir in den 
Anfangsstunden oft so Lernprogramme oder so kleine Aufgaben auch 
ganz wichtig, weil ich dann erst mal sehen/testen kann, wieweit sind 
die eigentlich, und ich kann auch sehen, setzt du die zusammen oder 
besser die, oder ich denke, oh das musst du beobachten. Und am 
zweiten Tag oder so muss man sehen, dass man eine andere Konstel-
lationen findet“ (Exp. I, 5). 

Wichtig ist ferner, so die Expertin, dass dieses Problem auch mit den Kurs-
teilnehmern und Kursteilnehmerinnen thematisiert wird und man sie auffor-
dert, dass, wenn sie das Gefühl haben „zu kurz zu kommen“, sie das 
Gespräch mit der Dozentin/dem Dozenten suchen. Die befragte Expertin for-
muliert es folgendermaßen:  

„Man muss ein Ohr haben für die Probleme der Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen, was bewegt sie dabei überhaupt oder was wissen sie 
schon“ (Exp. I, 5). 

Im Hinblick darauf kann also gesagt werden, dass die Fähigkeit, unter-
schiedliche Vorerfahrungen der Schüler und Schülerinnen zu erkennen und 
zu berücksichtigen, wie auch auf unterschiedliche Lernfähigkeiten einzuge-
hen und damit teilnehmerorientiert zu arbeiten, eine wesentliche Qualifikati-
onsanforderung an eine EDV-Lehrkraft ist. 
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5.8 Wichtigstes Ziel im EDV-Unterricht 

Am Ende des Fragebogens wurden die Schulleitungen, unabhängig von ei-
nem stattfindenden EDV-Unterricht, gebeten, das wichtigste Ziel eines 
EDV-Unterrichts zu benennen. Durch die offene Frageform bestand die 
Möglichkeit, frei zu formulieren, und oft wurden von einigen Schulleitungen 
gleich mehrere Ziele genannt. In der Tabelle 4 sind die wichtigsten Ziele der 
Schulleitungen aufgeführt, wobei auf prozentuale Angaben verzichtet wurde. 
Die Rangfolge wird von der Häufigkeit der Nennungen bestimmt. Metho-
disch wurden ähnliche und passende Antworten in einer Kategorie zusam-
mengefasst. Dabei sind die einzelnen Kategorien der am häufigsten genann-
ten Angaben nicht unbedingt trennscharf. Trotzdem wurde, aufgrund der 
Formulierungen, die Darstellung in diesen Kategorien so gewählt, in der 
Annahme, dass doch unterschiedliche Schwerpunktsetzungen gemeint sind. 

Wie aus Tabelle 4 hervorgeht, wurde am häufigsten von den befragten 
Schulleitungen das Ziel genannt, dass in einem EDV-Unterricht die Schüler 
und Schülerinnen den Umgang mit den in der Klinik eingesetzten Program-
men/Systemen oder auch EDV-Kompetenz für die Praxis erlernen sollen. 
Eine ähnlich große Zahl von leitenden Pflegelehrkräften geht jedoch – so 
wurde hier interpretiert – noch einen Schritt weiter: Für sie ist es das wich-
tigste Ziel, dass die Auszubildenden allgemein einen sicheren Umgang mit 
der EDV/IT lernen und sieben Schulleitungen formulierten explizit, dass es 
das Ziel sein muss, dass die Schüler und Schülerinnen mit ihren erlernten 
EDV-Kenntnissen auch in anderen Krankenhäusern – nach dem Examen – 
gut zurecht kommen müssen.  

Dies unterstreicht auch der als Experte befragte Leiter der EDV-Abteilung:  
„Für uns ist das primäre Ziel der Umgang mit der hauseigenen inter-
nen EDV, dass sie [die Pflegeschüler und -schülerinnen] damit gut 
umgehen können, sekundär, dass sie damit gleichzeitig eine breite 
Wissensbasis haben. Denn, wenn sie das Haus wechseln, dann kann 
ihnen passieren, dass dort eine ganz andere EDV ist. Aber das Grund-
wissen als solches, wie bediene ich das Ding, wie komme ich damit 
klar, das ist überall gleich“ (Exp. II, 1). 

Ebenfalls von vielen Schulleitungen wurde das Ziel genannt, den Schülern 
und Schülerinnen die Nutzungsmöglichkeiten, die Zukunftsbedeutung der 
EDV für die Pflege und die zu erwartende Arbeitserleichterung deutlich zu 
machen, womit letztendlich wohl auch die Akzeptanz der Arbeit mit EDV/IT 
erzielt werden soll.  
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Tab. 4 : Wichtigstes Ziel im EDV-Unterricht – aus Sicht der Schulleitungen 

 absolut 

Umgang mit hauseigenen Programmen lernen/Kenntnisse für die Praxis 
erwerben/Praxisrelevanz aufzeigen. 82 

Sicheren Umgang mit EDV und (pflegerelevanten) Programmen allgm. erler-
nen, dass die Auszubildenden auch in anderen Kliniken gut zurechtkommen. 80 

Nutzungsmöglichkeiten und Zukunftsbedeutung der EDV für die Pflege ken-
nen. 72 

EDV als arbeitserleichterndes Werkzeug/Hilfsmittel begreifen/Zeitersparnis 
durch EDV aufzeigen. 70 

Angst/ Hemmschwellen vor dem Computer abbauen. 51 

Akzeptanz (N=24), Interesse (N=10) für EDV steigern/Motivation (N=8) 
fördern. 42 

EDV-Grundkenntnisse/Bedienungskenntnisse vermitteln. 42 

Kritische Reflexion – Vorteile/Möglichkeiten, aber auch Nachteile, Grenzen 
u. Gefahren aufzeigen. 35 

Pflegedokumentation beherrschen. 18 

EDV/IT als Informationsmedium kennen lernen. 15 

Pflegeplanung computerunterstützt zu lernen. 7 

Notwendigkeit des Datenschutzes verdeutlichen. 4 

Sonstiges 26 

 544 

Den konkreten Nutzen und die Bedeutung der EDV/IT in einer IT-Bildungs-
maßnahme hervorzuheben, betont auch die Expertin des Frauentechnikzent-
rums, wobei sie mit ihrer Aussage auch auf die grundsätzliche Notwendig-
keit einer EDV-Bildung in der Berufsbildung hinweist: 

„Also für mich ist heute EDV-Bildung und EDV-Grundbildung 
gleich Allgemeinbildung. Das muss überall sein, und es muss auch 
heute überall anwendungsbezogen sein, d. h. auf das Berufsfeld und 
die Tätigkeiten, die dort anfallen, bezogen. Das bedeutet, der Einsatz 
des PC und wie kann ich dieses Werkzeug sinnvoll in meine Tätigkeit 
integrieren, wie kann ich es benutzen“ (Exp. I, 1). 

Ferner sehen einige Befragte es als sehr wesentlich an, dass die Schüler und 
Schülerinnen sowohl die Vorteile und Möglichkeiten der EDV/IT für die 
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Pflege kennen lernen, aber auch mögliche Nachteile, Grenzen und Gefahren 
sollten verdeutlicht werden, so dass sich mit der technischen Unterstützung 
auch kritisch auseinandersetzt werden kann. 

Insgesamt zeigt sich, dass es der überwiegenden Zahl der befragten Schul-
leitungen sehr wichtig ist, dass ihre Schüler und Schülerinnen Handlungs-
kompetenz erwerben und den Sinn und den Nutzen der EDV/IT für die 
Pflege verstehen. Voraussetzung, um auch nach dem Examen mit den ge-
lernten Fähigkeiten und Wissen etwas anfangen zu können, ist jedoch, dass 
im EDV-Unterricht in der Ausbildungsphase ein fundiertes und umfassendes 
Wissen vermittelt wird, welches über reine Bedienungskenntnisse der haus-
eigenen Programme hinausgeht. 

6 Zusammenfassung der Ergebnisse, Diskussion und Ausblick 

Wenn man sich jetzt noch einmal der Titelfrage zuwendet und fragt, ob die 
Krankenpflegeausbildung die Schüler und Schülerinnen auf den Computer-
einsatz in der Pflege vorbereitet, so kann zum Zeitpunkt der Erhebung geant-
wortet werden: „Ja und Nein“.  

Zunächst konnte festgestellt werden, dass die befragten Schulleitungen der 
Krankenpflegeschulen die EDV-Kenntnisse ihrer Schüler und Schülerinnen 
zu Beginn der Ausbildung sehr unterschiedlich, überwiegend aber als nicht 
gut einschätzen, wobei aus Sicht der Befragten weibliche Auszubildende 
deutlich schlechtere Kenntnisse besitzen. Im Hinblick auf die Durchführung 
eines EDV-Unterrichts ist zu sagen, dass bei knapp der Hälfte der Befragten 
ein EDV-Unterricht stattfindet oder geplant ist. Die angegebene Stundenzahl 
des EDV-Unterrichts ist dabei recht unterschiedlich, sie reicht von 2 Stunden 
im Minimum bis zu 48 Stunden maximal. Obwohl in vielen Krankenpflege-
schulen offenbar kein EDV-Unterricht stattfindet, stimmt die weit überwie-
gende Mehrheit der Schulleitungen der Aussage zu, dass heutzutage in jede 
Krankenpflegeausbildung ein EDV-Unterricht gehört, und einige Schullei-
tungen wünschen sich dies auch als Pflichtfach der Ausbildung. Im Hinblick 
auf die angegebenen Lerninhalte im EDV-Unterricht zeigt sich, dass im 
EDV-Unterricht den Schülern und Schülerinnen, neben der Vermittlung von 
notwendigen Begriffen über EDV/IT, die Möglichkeiten des Einsatzes von 
EDV in der Pflege nähergebracht wird und sie auch die Gründe und Interes-
sen der zunehmenden Arbeit mit EDV verstehen sollen. Darüber hinaus wird 
häufig das Thema Datenschutz behandelt, und oftmals können Fähigkeiten 
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im Umgang mit Computern gelernt werden. Obwohl die Mehrzahl der Be-
fragten auch viele andere EDV-Lerninhalte als wichtig ansehen, muss jedoch 
auch festgestellt werden, dass nicht alle als wichtig empfunden Lerninhalte 
auch überall unterrichtet werden. Zudem liegen offenbar recht unterschiedli-
che Konzepte vor. In Bezug auf die Bedeutungszuschreibung der Lerninhalte 
durch die Befragten kann konstatiert werden, dass vor allem Handlungs-
kompetenz, d. h. der Umgang mit den pflegerelevanten Programmen in der 
„eigenen“ Klinik als sehr wichtig angesehen wird. 

Auf die weitere Frage, welches Lehrmaterial im EDV-Unterricht zur Verfü-
gung steht, kann festgestellt werden, dass offenbar häufig der EDV-Unter-
richt ohne ein ausgearbeitetes Konzept stattfindet, wobei auf der anderen 
Seite aber auch mehrere Befragte angeben, dass ein eigenes Konzept entwi-
ckelt wurde oder gerade erarbeitet wird. Die Qualität des verwendeten Lehr-
materials wird recht unterschiedlich bewertet. Teilweise liegt recht gutes 
Material vor, teilweise scheinen jedoch Nachbesserungen oder überhaupt 
eine Konzepterstellung notwendig. Knapp die Hälfte der Befragten, die einen 
EDV-Unterricht durchführen, geben Schwierigkeiten mit der EDV-Bildung 
an. Dabei werden am häufigsten die unterschiedlichen Voraussetzungen und 
EDV-Vorkenntnisse der Schüler und Schülerinnen genannt, aber auch zu 
wenig Übungsmöglichkeiten mit Computern und mangelnde Zeit stellen 
Probleme dar. Im Hinblick auf das wichtigste Ziel eines EDV-Unterrichts 
geben viele Schulleitungen an, dass die Schüler und Schülerinnen Hand-
lungskompetenz erwerben sollen, der Sinn und Zweck der EDV/IT in der 
Pflege sollte erkannt werden, Akzeptanz und Interesse ist zu fördern und 
möglicherweise vorhandene Ängste und Hemmungen sollten abgebaut wer-
den. 

Insgesamt kann gesagt werden, dass der überwiegende Teil der befragten 
Schulleitungen die Vermittlung von EDV-Kenntnissen in der Ausbildungs-
phase positiv sehen, wenngleich noch längst nicht in allen Krankenpflege-
schulen ein EDV-Unterricht stattfindet. Einschränkend muss jedoch auch ge-
sagt werden, dass es sich bei den Befragten, die sich an dieser Untersuchung 
beteiligt haben, möglicherweise um eine Positivauswahl in dem Sinne han-
delt, als dass hier mehrheitlich Schulleitungen geantwortet haben, die den 
neuen Technologien sehr offen gegenüber stehen.  

Vor dem Hintergrund der eingangs beschriebenen existierenden Anwen-
dungsfelder und weiteren Möglichkeiten der EDV und Informationstechnik 
für die Pflege und im Hinblick auf scheinbar immer noch nicht ausreichende 
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EDV-Kenntnisse bei vielen Pflegekräften sowie in Bezug auf die heutzutage 
übliche Anwendung der Computertechnik für eigene Lernprozesse – in der 
Berufsbildung und für das lebensbegleitende Lernen – sollte jedoch nicht auf 
die Vermittlung von EDV-Kenntnissen und damit zusammenhängendem 
Wissen verzichtet werden. Dass neben der allgemein bildenden Schule 
gerade in der Pflege die Ausbildungsphase für die Vermittlung von EDV-
Kenntnissen geeignet ist, kann ferner durch die hohe Arbeitsbelastung in der 
beruflichen Pflege begründet werden, d. h. bei vielen examinierten Pflegen-
den sind neben der täglichen Arbeit sicher kaum Ressourcen für eine Aneig-
nung von EDV-Kenntnissen vorhanden. Berücksichtigt man darüber hinaus, 
dass gerade bei vielen weiblichen Pflegekräften irgendwann auch Familien-
pflichten hinzukommen, so werden gerade diese Pflegenden noch weniger 
Zeit und Energie haben, um sich mit der Computertechnik auseinander zu 
setzen. Somit trägt die Vermittlung von EDV-Kenntnissen in der Ausbil-
dungsphase auch zu einem Stück Chancengleichheit bei. 

Im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung eines EDV-Unterrichts bzw. in 
Bezug auf die Vermittlung von EDV-Kenntnissen bedarf es sicher weiterer 
Diskussionen, in welcher Form dieses geschehen sollte. Gerade vor dem 
Hintergrund der allgemeinen Verbreitung der Computertechnik, die zu zu-
nehmend besseren EDV-Kenntnissen bei Auszubildenden führen wird, und 
im Hinblick auf den technologischen Wandel sind zum einen Lerninhalte 
ständig zu aktualisieren, und es wäre auch zu überlegen, ob am Anfang einer 
Pflegeausbildung zunächst bei Bedarf (jedoch verpflichtend für Personen 
ohne EDV-Kenntnisse) ein Computergrundkurs stattfindet und anschließend 
dann weitere „EDV-Module“ zu belegen sind. Ferner wäre es möglich, dass 
weitere Anwendungen der Computertechnik und auch die Arbeit mit dem 
Internet fächerintegriert und/oder in Projekten stattfinden.  

Welchen Stellenwert die EDV in der Krankenpflegeausbildung mittlerweile 
schon bekommen hat, zeigt sich beispielsweise in Krankenpflegeschulen, die 
mit ihren Schülern und Schülerinnen an Internetprojekten arbeiten oder auch 
den Stundenumfang für das Fach Organisation und Dokumentation deutlich 
erhöht haben.  

Betrachtet man die Pflegeausbildung als eine Berufsausbildung wie viele 
andere und überträgt die allgemeinen Anforderungen im Hinblick auf eine 
IT-Bildung auf diesen Berufsbereich, so muss gesagt werden, dass es ein 
Ziel der Pflegeausbildung sein sollte, dass am Ende der Ausbildung alle 
Schüler und Schülerinnen eine IT-Kompetenz besitzen. 
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Die Position, dass heutzutage der Erwerb einer IT-Kompetenz in jede Be-
rufsausbildung gehört, wurde auch auf der Fachtagung mit dem Titel „IuK-
Technologie – Portal zur Wissensgesellschaft“ des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung in Bonn im November 2001 vertreten. Die aufgestellten Thesen 
und Forderungen wurden von Laur-Ernst kommentiert. Aus der These „Alle 
Berufe sollen auf ihren Grundgehalt an erforderlicher IT-Kompetenz unter-
sucht und IT-Qualifikationsmindeststandards formuliert werden“ und ihrer 
Begründung nun abschließend folgende Aussage: „Die Experten schlagen 
vor – etwa vergleichbar mit dem, was in den 80er Jahren mit der Umweltbil-
dung gemacht wurde – eine Art Standard-Qualifizierung bezogen auf IT zu 
vereinbaren und diese neue Komponente in jedes Berufsbild und somit in 
jede Ausbildung zu integrieren. Nur so wird gewährleistet, dass das Lernziel 
IT-Kompetenz systematisch und für alle aufgenommen und zu einer allge-
meinen beruflichen Schlüsselqualifikation wird.“ (....) „Deshalb die klar arti-
kulierte Forderung an die Berufsausbildung: Integriert ein Mindestmaß an 
IT-Kompetenz in jeden Beruf und macht diesen Standard für alle verbind-
lich!“ (Laur-Ernst 2002: 82). 

Inwieweit in der neuen Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe 
in der Krankenpflege bzw. in neuen Rahmenlehrplänen der Länder das 
Thema EDV bzw. IT einen größeren und verbindlichen Stellenwert ein-
nimmt, bleibt abzuwarten.  
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